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2006

Gesetz
zur Neuordnung des Statistikrechts für das 

Land Nordrhein-Westfalen
Vom 2. Juli 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Neuordnung des Statistikrechts für das 

Land Nordrhein-Westfalen

Artikel 1
Statistikgesetz Nordrhein-Westfalen (LStatG NRW)
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Abschnitt 1

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt 

1.  für die Durchführung von 

 a)  Statistiken, die von öffentlichen Stellen zu Lan-
deszwecken erstellt werden (Landesstatistiken) 
und

 b)  Statistiken der Gemeinden und Gemeindever-
bände (Kommunalstatistiken),

2.  für Statistiken, bei denen Daten verwendet werden, 
die im Geschäftsgang der öffentlichen Stellen geführt 
werden (Geschäftsstatistiken) sowie

3.  ergänzend für die Durchführung von Statistiken, die

 a)  auf Grund von unmittelbar geltenden Rechtsakten 
der Europäischen Union (EU-Statistiken) und 

 b)  auf Grund von Rechtsvorschriften des Bundes 
(Bundesstatistiken) erstellt werden.

(2) Öffentliche Stellen im Sinne dieses Gesetzes sind 

1.  die Behörden, Gerichte und Einrichtungen des Landes 
einschließlich der Landesbetriebe,

2.  die der Aufsicht des Landes unterstehenden sonstigen 
Körperschaften sowie Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts mit eigener Rechtspersönlichkeit 
und

3.  die Gemeinden und Gemeindeverbände. 

§ 2

Aufgaben und Grundsätze der Landesstatistik

(1) Die Landesstatistik hat die Aufgabe, Daten zu erhe-
ben, zu sammeln, aufzubereiten, darzustellen und zu 
analysieren, soweit Landesrecht dies bestimmt. Die Auf-
gabe wird auf der Grundlage wissenschaftlicher Er-
kenntnisse und unter Einsatz der jeweils sachgerechten 
Methoden und anerkannten Qualitätskriterien wahrge-
nommen. Es gelten die Grundsätze der Neutralität, Ob-
jektivität und fachlichen Unabhängigkeit sowie der 
weitgehenden Transparenz und Offenheit der Daten. Die 
für die Landesstatistik erhobenen Einzelangaben dienen 
ausschließlich den Zwecken, die in diesem Gesetz oder in 
der die jeweilige Landesstatistik anordnenden Rechts-
vorschrift festgelegt sind.

(2) Landesstatistiken sollen mit geringstmöglichen Be-
lastungen für die zu Befragenden erstellt werden. Dazu 
hat die für die Statistik fachlich zuständige oberste Lan-
desbehörde im Benehmen mit dem Landesbetrieb Infor-
mation und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) – 
Statistisches Landesamt – insbesondere die Möglichkei-
ten

1.  zur belastungsarmen Ausgestaltung und Durchfüh-
rung der Statistik entsprechend dem Stand oder der 
Fortentwicklung der statistischen Wissenschaften und 

2.  zur Nutzung der aktuellen technischen Entwicklun-
gen, insbesondere der Digitalisierung, unter Einbezie-
hung wirtschaftlicher Gesichtspunkte zu berücksich-
tigen.

(3) Soweit möglich und angemessen, soll auf qualitativ 
geeignete Verwaltungsdaten aus dem Bestand öffentli-
cher Stellen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 und 2 zurück-
gegriffen werden. Zur Durchführung der Prüfung nach 
Satz 1 übermitteln die in § 1 Absatz 2 Nummer 1 und 2 
genannten Stellen auf Anforderung Einzelangaben ohne 
Name und Anschrift (formal anonymisierte Einzelanga-
ben) an die für die Erstellung der Statistik zuständige 
Stelle. 
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Abschnitt 2
Landesbetrieb IT.NRW – Statistisches Landesamt –

§ 3
Aufgaben und Funktion des Landesbetriebs IT.NRW

– Statistisches Landesamt –

Der Landesbetrieb Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen (im Folgenden „IT.NRW – Statistisches 
Landesamt“ genannt) ist die amtliche Statistikstelle des 
Landes. Er nimmt

1.  die ihm durch landesgesetzliche Regelungen übertra-
genen Aufgaben der Landesstatistik,

2.  die auf Grund von unmittelbar geltenden Rechtsakten 
der Europäischen Union (EU-Statistiken) und die 
durch bundesgesetzliche Regelungen den statistischen 
Landesämtern zugewiesenen Aufgaben und

3.  die ihm auf Grund von §  4 Absatz  2 durch die Be-
triebssatzung übertragenen Aufgaben wahr.

§ 4
Aufsicht

(1) Die für die amtliche Statistik zuständige oberste 
Landesbehörde übt die Fachaufsicht über IT.NRW – Sta-
tistisches Landesamt – aus. Die Aufsichtsbefugnis der 
fachlich zuständigen obersten Landesbehörden für ein-
zelne Fachstatistiken bleibt unberührt. 

(2) Die für Digitalisierung  zuständige oberste Landes-
behörde übt die Dienstaufsicht über IT.NRW – Statisti-
sches Landesamt – aus. Sie bestimmt im Einvernehmen 
mit der Fachaufsicht nach Absatz 1 Satz 1 seine Organi-
sation und seine Aufgaben in der Betriebssatzung.

§ 5
Zusammenarbeit und Vergabe statistischer Arbeiten

(1) IT.NRW – Statistisches Landesamt – darf, soweit es 
für die Durchführung von Landesstatistiken und für 
sonstige Arbeiten statistischer Art im Rahmen der Lan-
desstatistik zuständig ist, die Ausführung einzelner Ar-
beiten oder hierzu erforderlicher Hilfsmaßnahmen durch 
Verwaltungsvereinbarung oder auf Grund einer Verwal-
tungsvereinbarung auf andere statistische Stellen über-
tragen. Davon ausgenommen sind die Heranziehung zur 
Auskunftserteilung und die Durchsetzung der Aus-
kunftspfl icht.

(2) Zu den statistischen Arbeiten nach Absatz  1 gehört 
auch die Bereitstellung von Daten für die Wissenschaft.

(3) Bei der Durchführung von Statistiken können ein-
zelne Arbeiten an Dritte übertragen werden, wenn si-
chergestellt ist, dass die Vorschriften zum Schutz perso-
nenbezogener Daten und zur Geheimhaltung gewahrt 
sind. Für Personen, die zur Erledigung der übertragenen 
Aufgaben eingesetzt werden sollen, gelten die Regelun-
gen des § 22. 

Abschnitt 3
Anordnung von Statistiken

§ 6
Landesstatistiken

(1) Landesstatistiken, die mit einer Auskunftspfl icht für 
die zu Befragenden verbunden sind, sind durch Gesetz 
oder auf Grund eines Gesetzes anzuordnen.

(2) Landesstatistiken, die nicht mit einer Auskunfts-
pfl icht für die zu Befragenden verbunden sind, können 
durch die fachlich zuständige oberste Landesbehörde 
angeordnet werden, soweit ein Gesetz oder eine Rechts-
verordnung nichts anderes bestimmt.

(3) Keiner besonderen Anordnung bedürfen Landessta-
tistiken, 

1.  bei denen Angaben aus allgemein zugänglichen Quel-
len genutzt werden oder 

2.  bei denen Daten aus öffentlichen Registern genutzt 
werden, zu denen IT.NRW – Statistisches Landesamt – 

ein Zugangsrecht auf Grund besonderer Rechtsvor-
schrift gewährt wird.

(4) Die fachlich zuständige oberste Landesbehörde kann 
die Durchführung von Landesstatistiken mit Auskunfts-
pfl icht durch Rechtsverordnung zur Erfüllung nach Wei-
sung auf die Gemeindeverbände und Gemeinden über-
tragen. 

(5) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung die Durchführung einer durch Rechtsvor-
schrift angeordneten Landesstatistik im Sinne des Ab-
satzes 1 oder die Erhebung einzelner Merkmale auszu-
setzen, die Periodizität zu verlängern, Erhebungstermine 
zu verschieben sowie den Kreis der zu Befragenden ein-
zuschränken, wenn und soweit die Ergebnisse nicht 
mehr, oder nicht mehr in dem bisherigen Umfang be-
nötigt werden. Die Landesregierung wird außerdem 
 ermächtigt, durch Rechtsverordnung von der in einer 
Rechtsvorschrift vorgesehenen Befragung mit Aus-
kunftspfl icht zu einer Befragung ohne Auskunftspfl icht 
überzugehen, wenn und soweit ausreichende Ergebnisse 
einer Landesstatistik auch durch Befragung ohne Aus-
kunftspfl icht erreicht werden können.

(6) Bei der Anordnung einer Landesstatistik ist zu ge-
währleisten, dass aus den erhobenen Daten Aussagen ge-
trennt nach Geschlechtern getroffen werden können, so-
weit dies dem Sinn der Statistik entspricht.

§ 7
Erhebungen für besondere Zwecke

(1) Zur Erfüllung eines kurzfristig auftretenden Daten-
bedarfs oberster Landesbehörden dürfen Landesstatisti-
ken ohne Auskunftspfl icht durchgeführt werden. Die 
Kosten trägt die anordnende Stelle.

(2) Zur Klärung methodisch-wissenschaftlicher Fragen 
auf dem Gebiet der Statistik dürfen Landesstatistiken 
ohne Auskunftspfl icht durchgeführt werden.

(3) Für Landesstatistiken nach den Absätzen 1 und 2 
darf nur ein Teil der Grundgesamtheit befragt werden. 
Die Zahl der Befragten darf nicht höher sein, als für den 
Erhebungszweck erforderlich.

§ 8
Kommunalstatistiken

(1) Gemeinden und Gemeindeverbände können im Rah-
men ihres Selbstverwaltungsrechts im eigenen Interesse 
und auf eigene Kosten Kommunalstatistiken erstellen, 
wenn die erforderlichen Einzelangaben oder statisti-
schen Ergebnisse nicht durch IT.NRW – Statistisches 
Landesamt – zur Verfügung gestellt werden können. § 2 
Absatz 3 Satz 1 fi ndet entsprechende Anwendung.

(2) Kommunalstatistiken, die mit einer Auskunftspfl icht 
für die zu Befragenden verbunden sind, sind durch Sat-
zung anzuordnen. Keiner besonderen Anordnung bedür-
fen Kommunalstatistiken, 

1.  die nicht mit einer Auskunftspfl icht für die zu Befra-
genden verbunden sind,

2.  bei denen ausschließlich Daten aus allgemein zugäng-
lichen Quellen verwendet werden oder 

3.  bei denen Daten aus öffentlichen Registern verwendet 
werden, zu denen der Gemeinde oder dem Gemeinde-
verband ein Zugangsrecht auf Grund besonderer 
Rechtsvorschrift gewährt werden.

(3) Zur Durchführung von Kommunalstatistiken können 
die Gemeinden und Gemeindeverbände unter Beachtung 
der sich aus Abschnitt  4 ergebenden Anforderungen 
kommunale Statistikstellen einrichten. 

(4) Die Einrichtung sowie die Aufl ösung einer kommu-
nalen Statistikstelle ist von der Gemeinde oder dem 
 Gemeindeverband ortsüblich bekanntzugeben. Sie ist 
IT.NRW – Statistisches Landesamt, der obersten Landes-
behörde gemäß § 4 Absatz 1 Satz 1 sowie der oder dem 
Landesbeauftragten für Datenschutz und Informations-
freiheit schriftlich anzuzeigen.
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§ 9
Geschäftsstatistiken

(1) Öffentliche Stellen dürfen Geschäftsstatistiken auf 
der Grundlage von rechtmäßig in ihrem Geschäftsgang 
angefallenen Daten erstellen. Geschäftsstatistiken be-
dürfen keiner Anordnung durch Rechtsnorm. Das gleiche 
gilt für Geschäftsstatistiken, bei denen 

1.  ausschließlich Daten aus allgemein zugänglichen 
Quellen oder 

2.  Daten aus öffentlichen Registern, zu denen der öffent-
lichen Stelle ein Zugangsrecht auf Grund besonderer 
Rechtsvorschrift gewährt wird,

verwendet werden.

(2) Geschäftsstatistiken sind in der Regel bei der Stelle 
zu führen, bei der die Vorgänge vorhanden sind oder an-
fallen. Ihre Durchführung kann auf andere statistische 
Stellen übertragen werden.

§ 10
Regelungsumfang statistischer Vorschriften

Eine Vorschrift, durch die eine Landesstatistik oder 
Kommunalstatistik angeordnet wird, muss mindestens 
Folgendes regeln: 

1.  die Art und Weise der Erhebung,

2.  den Kreis der zu Befragenden,

3.  die Erhebungs- und Hilfsmerkmale,

4.  den Berichtszeitraum,

5.  den Berichtszeitpunkt,

6.  die Häufi gkeit der Befragung (Periodizität) und

7.  das Bestehen und den Umfang einer Auskunftspfl icht.

§ 11
Auskunftspfl icht

(1) Ist eine Auskunftspfl icht für die zu Befragenden an-
geordnet, so besteht sie gegenüber den mit der Durch-
führung der Statistik amtlich betrauten Stellen und Per-
sonen. Die Auskunft ist rechtzeitig, wahrheitsgemäß und 
vollständig und auf eigene Kosten des Verpfl ichteten zu 
erteilen. Die Pfl icht zur wahrheitsgemäßen Beantwor-
tung besteht auch, wenn die Auskünfte freiwillig erteilt 
werden.

(2) Die Anfechtungsklage gegen die Aufforderung zur 
Auskunftserteilung hat keine aufschiebende Wirkung.

(3) Eine Auskunft ist erteilt, wenn die ordnungsgemäß 
ausgefüllten Erhebungsformulare 

1.  bei Übermittlung in Schriftform der erhebenden 
Stelle zugegangen sind oder

2.  bei Übermittlung in elektronischer Form von der für 
den Empfang bestimmten Stelle in der vorgegebenen 
Form eingegangen sind. 

Die Auskunft ist für den Empfänger kosten- und porto-
frei zu erteilen, soweit in einer Rechtsvorschrift nichts 
anderes bestimmt ist.

(4) Sind Erhebungsformulare durch den zu Befragenden 
auszufüllen, so sind die Antworten auf den Erhebungs-
formularen in der vorgegebenen Form zu erteilen.

Die Richtigkeit der Angaben ist durch Unterschrift des 
zu Befragenden zu bestätigen, soweit es in den Erhe-
bungsformularen vorgesehen ist.

(5) Die Erhebungsformulare dürfen keine Fragen über 
persönliche oder sachliche Verhältnisse enthalten, die 
über die Erhebungs- und Hilfsmerkmale hinausgehen. 
Die Rechtsgrundlage der jeweiligen Statistik und die bei 
ihrer Durchführung verwendeten Hilfsmerkmale sind in 
den Erhebungsformularen anzugeben.

(6) Werden Betrieben und Unternehmen für die Über-
mittlung der für eine Landesstatistik zu erhebenden 
Daten elektronische Verfahren zur Verfügung gestellt, 
sind sie verpfl ichtet, diese Verfahren zu nutzen, sofern die 
technischen Voraussetzungen bei ihnen vorliegen. Die zu-
ständige Stelle kann auf Antrag eine Ausnahme zulassen.

Abschnitt 4
Durchführung von Statistiken

§ 12
Abschottung der Statistik

Die Wahrnehmung statistischer Aufgaben nach §  1 Ab-
satz 1 Nummer 1 und 3 ist räumlich, personell und orga-
nisatorisch von der Durchführung anderer Aufgaben der 
Verwaltung zu trennen. Die Räumlichkeiten sind gegen 
den Zutritt unbefugter Personen hinreichend zu schüt-
zen. 

§ 13
Statistische Geheimhaltung

(1) Einzelangaben über persönliche oder sachliche Ver-
hältnisse, die für eine Statistik gemacht werden, sind 
von den Amtsträgern und für den öffentlichen Dienst be-
sonders Verpfl ichteten, die mit der Durchführung einer 
Statistik betraut sind, geheim zu halten, soweit durch 
besondere Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist. 
Die Geheimhaltungspfl icht besteht auch nach Beendi-
gung ihrer Tätigkeit fort. Die Geheimhaltungspfl icht gilt 
nicht für

1.  Einzelangaben, in deren Übermittlung oder Veröffent-
lichung die oder der Einzelne zuvor schriftlich einge-
willigt hat, soweit nicht wegen besonderer Umstände 
eine andere Form der Einwilligung angemessen ist,

2.  Einzelangaben aus allgemein zugänglichen Quellen, 
die sich auf öffentliche Stellen im Sinne des § 1 Ab-
satz 1 beziehen, auch soweit eine Auskunftspfl icht auf 
Grund einer eine Bundes- oder Landesstatistik an-
ordnenden Rechtsvorschrift besteht,

3.  Einzelangaben, deren Übermittlung oder Veröffentli-
chung durch Rechtsvorschrift zugelassen ist und

4.  Einzelangaben, die keiner befragten oder betroffenen 
Person zuzuordnen sind, insbesondere wenn sie mit 
Einzelangaben anderer zusammengefasst und in sta-
tistischen Ergebnissen dargestellt sind.

(2) Die Pfl icht zur Geheimhaltung besteht auch für Per-
sonen, die Empfänger von Einzelangaben nach § 14 oder 
auf Grund einer besonderen Rechtsvorschrift sind.

(3) Die Regelungen des Datenschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S 244, ber. 
S. 278 und S. 404) in der jeweils geltenden Fassung blei-
ben unberührt, soweit dieses Gesetz keine abweichenden 
Regelungen trifft.

§ 14
Zweckbindung und Übermittlung von Einzelangaben

(1) Einzelangaben dürfen unter Beachtung der in §  17 
Absatz  1 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
geregelten Anforderungen ausschließlich zu statistischen 
Zwecken verarbeitet oder genutzt werden. Dies gilt 
nicht, wenn sie auf allgemein zugänglichen Quellen be-
ruhen oder ihre Verarbeitung und Nutzung durch eine 
andere Rechtsvorschrift zugelassen ist.

(2) IT.NRW – Statistisches Landesamt – und die kommu-
nalen Statistikstellen dürfen Einzelangaben an Statis-
tikstellen anderer öffentlicher Stellen für deren Zustän-
digkeitsbereich ausschließlich zu statistischen Zwecken 
übermitteln, wenn eine ausdrückliche Zweckbindung 
nicht entgegensteht. Die Übermittlung von Hilfsmerk-
malen ist unzulässig, es sei denn, sie ist durch eine an-
dere Rechtsvorschrift zugelassen.

(3) IT.NRW – Statistisches Landesamt – darf dem Statis-
tischen Bundesamt und den Statistischen Ämtern der 
Länder zur Erstellung koordinierter Länderstatistiken 
oder zum Zweck methodischer Untersuchungen Einzel-
angaben übermitteln.

(4) Für Gesetzesvorhaben und für Planungszwecke, je-
doch nicht für die Regelung von Einzelfällen, dürfen 
Einzelangaben von IT.NRW – Statistisches Landesamt – 
an die obersten Landesbehörden auch übermittelt wer-
den, wenn Tabellenfelder nur einen einzigen Wert auf-
weisen. Entsprechendes gilt für die Übermittlung von 
Daten an oberste Bundesbehörden oder an oberste Be-
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hörden anderer Länder. Die Übermittlung nach den Sät-
zen 1 und 2 ist nur zulässig, soweit in den die Landes-
statistik anordnenden Rechtsvorschriften die Übermitt-
lung von Einzelangaben an oberste Landesbehörden 
oder oberste Bundesbehörden zugelassen ist.

(5) Für die Durchführung wissenschaftlicher Vorhaben 
darf IT.NRW – Statistisches Landesamt – Hochschulen 
oder sonstigen Einrichtungen mit der Aufgabe unabhän-
giger wissenschaftlicher Forschung

1.  Einzelangaben übermitteln, wenn die Einzelangaben 
nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an 
Zeit, Kosten und Arbeitskraft zugeordnet werden 
können (faktisch anonymisierte Einzelangaben) und

2.  innerhalb speziell abgesicherter Bereiche Zugang zu 
formal anonymisierten Einzelangaben gewähren, 
wenn wirksame Vorkehrungen zur Wahrung der Ge-
heimhaltung getroffen werden.

Berechtigte können nur Amtsträgerinnen oder Amtsträ-
ger, für den öffentlichen Dienst besonders Verpfl ichtete 
oder Verpfl ichtete nach Absatz 6 sein.

(6) Personen, die Einzelangaben nach Absatz 5 erhalten 
sollen, sind vor der Übermittlung zur Geheimhaltung zu 
verpfl ichten, soweit sie nicht Amtsträgerinnen oder 
Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst besonders 
Verpfl ichtete sind. § 1 Absatz 2, 3 und 4 Nummer 2 des 
Verpfl ichtungsgesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 
547), das durch durch §  1 Nummer  4 des Gesetzes vom 
15. August 1974 (BGBl.  I S.  1942) geändert worden ist, 
gilt entsprechend.

(7) Die Übermittlung nach den Absätzen 2 bis 5 ist nach 
Zeitpunkt, Art der übermittelten Daten, Zweck der 
Übermittlung und Empfänger von der übermittelnden 
Dienststelle aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen sind 
fünf Jahre aufzubewahren.

§ 15
Datenerhebung

(1) Erhebungen zu Statistiken können in schriftlicher, 
elektronischer, mündlicher oder telefonischer Befragung 
durchgeführt werden. Bei Erhebungen, die mit einer 
Auskunftspfl icht verbunden sind, ist mindestens der 
schriftliche und für Landesstatistiken der elektronische 
Erhebungsweg anzubieten. Eine elektronische Auskunft 
ist nur auf dem jeweils vorgegebenen Weg möglich. 

(2) Werden Erhebungsbeauftragte eingesetzt, kann zu 
den in den Erhebungsformularen enthaltenen Fragen 
schriftlich, elektronisch oder mündlich gegenüber den 
Erhebungsbeauftragten Auskunft gegeben werden. Wer-
den Auskünfte schriftlich erteilt, so sind die Erhebungs-
formulare den Erhebungsbeauftragten auszuhändigen 
oder in verschlossenen Umschlägen zu übergeben oder 
bei der erhebenden Stelle abzugeben oder dorthin zu 
übersenden. 

§ 16
Unterrichtung der zu Befragenden

Die zu Befragenden sind schriftlich oder elektronisch zu 
unterrichten über

1.  Zweck, Art und Umfang der Erhebung,

2.  die statistische Geheimhaltung (§ 13),

3.  die Auskunftspfl icht oder die Freiwilligkeit der Aus-
kunftserteilung (§ 11),

4.  die angebotenen Möglichkeiten zur Form der Erfül-
lung der Auskunftspfl icht (§ 15),

5.  die Trennung und Löschung der Hilfsmerkmale (§ 18),

6.  die Rechte und Pfl ichten der Erhebungsbeauftragten 
(§ 22),

7.  den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der An-
fechtungsklage gegen die Aufforderung zur Aus-
kunftserteilung (§ 11 Absatz 2) und

8.  die Bedeutung und den Inhalt von laufenden Num-
mern und Ordnungsnummern.

§ 17
Erhebungs- und Hilfsmerkmale

(1) Statistiken werden auf der Grundlage von Erhe-
bungs- und Hilfsmerkmalen erstellt. Erhebungsmerk-
male umfassen Angaben über persönliche und sachliche 
Verhältnisse, die zur statistischen Verwendung bestimmt 
sind. Hilfsmerkmale sind Angaben, die der technischen 
Durchführung von Statistiken dienen. Für andere Zwe-
cke dürfen sie nur verwendet werden, soweit Absatz  2 
oder ein sonstiges Gesetz es zulassen.

(2) Der Name der Gemeinde, die Blockseite und die geo-
grafi sche Gitterzelle gemäß Absatz  3 dürfen für die re-
gionale Zuordnung der Erhebungsmerkmale genutzt 
werden. Die übrigen Teile der Anschrift dürfen für die 
Zuordnung zu Blockseiten und geografi schen Gitter-
zellen für einen Zeitraum von bis zu vier Jahren nach 
Abschluss der jeweiligen Erhebung genutzt werden. Be-
sondere Regelungen in einer eine Statistik anordnenden 
Rechtsnorm bleiben unberührt.

(3) Blockseite ist innerhalb eines Gemeindegebiets die 
Seite mit gleicher Straßenbezeichnung von der durch 
Straßeneinmündungen oder vergleichbare Begrenzungen 
umschlossenen Fläche. Eine geografi sche Gitterzelle ist 
eine Gebietseinheit, die bezogen auf eine vorgegebene 
Kartenprojektion quadratisch ist und mindestens ein 
Hektar groß ist.

§ 18
Trennung und Löschung der Hilfsmerkmale

Hilfsmerkmale sind

1.  zum frühestmöglichen Zeitpunkt von den Erhebungs-
merkmalen zu trennen und gesondert aufzubewahren 
oder gesondert zu speichern und

2.  soweit eine sonstige Rechtsnorm nichts anderes be-
stimmt, zu löschen, sobald die Überprüfung der Erhe-
bungs- und Hilfsmerkmale auf ihre Schlüssigkeit und 
Vollständigkeit abgeschlossen ist. 

§ 19
Verbot der Reidentifi zierung

Die Zusammenführung von Einzelangaben aus Landes-
statistiken oder Kommunalstatistiken oder solcher Ein-
zelangaben mit anderen Angaben zum Zweck der Her-
stellung eines Personen-, Unternehmens-, Betriebs- oder 
Arbeitsstättenbezugs außerhalb der Aufgabenstellung 
dieses Gesetzes oder einer eine Statistik anordnenden 
Rechtsvorschrift ist unzulässig.

§ 20
Maßnahmen zur Vorbereitung von Statistiken

(1) Zur Vorbereitung und Durchführung einer Statistik 
können 

1.  zur Klärung des Kreises der zu Befragenden und 
deren statistischer Zuordnung Angaben erhoben und

2.  Erhebungsformulare und Erhebungsverfahren auf 
ihre Zweckmäßigkeit erprobt werden.

(2) Bei Statistiken, die nicht mit einer Auskunftspfl icht 
für die Befragten verbunden sind, besteht auch für die 
Maßnahmen nach Absatz  1 keine Auskunftspfl icht. Bei 
Statistiken, die mit einer Auskunftspfl icht für die Be-
fragten verbunden sind, besteht nur für die Angaben 
nach Absatz 1 Nummer 1 eine Auskunftspfl icht. 

(3) Die Angaben nach Absatz 1 sind zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt zu löschen, die Angaben nach Absatz  1 
Nummer 1 spätestens nachdem die Angaben der folgen-
den Haupterhebung auf ihre Schlüssigkeit und Vollstän-
digkeit überprüft worden sind, die Angaben nach Ab-
satz 1 Nummer 2 spätestens drei Jahre nach Beendigung 
der Erprobung. Im Rahmen vorbereitender Maßnahmen 
nach Absatz 1 Nummer 2 sind Namen und Adressen der 
Befragten zum frühestmöglichen Zeitpunkt von den üb-
rigen Angaben zu trennen und gesondert aufzubewahren.

(4) Maßnahmen nach Absatz  1 sind auch zur Vorberei-
tung einer Rechtsvorschrift nach §  6 Absatz  1, 2 und 4 
und nach §  8 Absatz  2 zulässig. Eine Auskunftspfl icht 
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besteht insoweit nicht. Alle Angaben sind zum frühest-
möglichen Zeitpunkt zu löschen. Soweit es sich um An-
gaben zur Erprobung eines Erhebungsformulars oder 
eines Erhebungsverfahrens handelt, sind diese spätes-
tens drei Jahre nach Beendigung der Erprobung zu lö-
schen. Namen und Adressen, die bei der Erprobung eines 
Erhebungsformulars oder Erhebungsverfahrens erfasst 
werden, sind zum frühestmöglichen Zeitpunkt von den 
übrigen Angaben zu trennen.

Abschnitt 5
Erhebungsstellen, Erhebungsbeauftragte

§ 21
Erhebungsstellen

(1) Werden zur Erhebung von EU-, Bundes- oder Lan-
desstatistiken örtliche Erhebungsstellen eingerichtet, so 
haben diese, soweit durch Rechtsvorschrift nichts ande-
res bestimmt ist, insbesondere

1.  die Erhebungsbeauftragten auszuwählen, zu bestellen, 
zu beaufsichtigen sowie sie gemäß §  22 Absatz  2 
Satz 2 und 3 zu verpfl ichten und gemäß § 22 Absatz 4 
zu belehren,

2.  die Erhebungsunterlagen auszuteilen und einzusam-
meln, die zu Befragenden über die Erhebung zu un-
terrichten und zur Auskunft aufzufordern, soweit 
Auskunftspfl icht besteht,

3.  unvollständige oder fehlerhaft ausgefüllte Erhebungs-
unterlagen durch Nachfrage bei den Befragten zu er-
gänzen oder zu berichtigen und

4.  die Erhebungsunterlagen nach Prüfung auf Vollzäh-
ligkeit IT.NRW – Statistisches Landesamt – oder der 
überörtlichen Erhebungsstelle zuzuleiten.

(2) Werden überörtliche Erhebungsstellen eingerichtet, 
so haben diese, soweit durch Rechtsvorschrift nichts an-
deres bestimmt ist, insbesondere

1.  die Erhebungsunterlagen an die örtlichen Erhebungs-
stellen zu verteilen und von diesen wieder einzusam-
meln und

2.  die abgelieferten Erhebungsunterlagen auf Vollzählig-
keit zu überprüfen und IT.NRW – Statistisches Lan-
desamt – zuzuleiten.

(3) Die Erhebungsstellen sind für die Dauer der Bear-
beitung von Einzelangaben von anderen Verwaltungs-
stellen zu trennen. Sie haben alle Erhebungsunterlagen 
sicher aufzubewahren und dafür zu sorgen, dass diese 
während und außerhalb der Dienstzeit Unbefugten nicht 
zugänglich sind.

(4) Sind bei Gemeinden und Gemeindeverbänden kom-
munale Statistikstellen eingerichtet, so können diese die 
Aufgaben der Erhebungsstelle wahrnehmen. Gemeinden 
und Gemeindeverbände können die Aufgaben der örtli-
chen Erhebungsstelle auf Zweckverbände oder im Wege 
der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nach dem Gesetz 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV.NRW. S. 621) 
in der jeweils geltenden Fassung übertragen.

(5) Wird den Gemeinden und Gemeindeverbänden die 
Einrichtung der Erhebungsstellen als Pfl ichtaufgabe zur 
Erfüllung nach Weisung übertragen, so unterliegen sie 
insoweit vorbehaltlich abweichender Regelungen durch 
Rechtsvorschrift der Fachaufsicht des Landesbetriebs 
IT.NRW – Statistisches Landesamt. Obere und oberste 
Aufsichtsbehörde ist die für eine Erhebung jeweils fach-
lich zuständige oberste Landesbehörde.

§ 22
Erhebungsbeauftragte

(1) Die mit der Erhebung von Statistiken amtlich be-
trauten Personen (Erhebungsbeauftragte) müssen die 
Gewähr für Zuverlässigkeit und Verschwiegenheit bie-
ten. Erhebungsbeauftragte dürfen nicht in der unmittel-
baren Nähe ihrer Wohnung eingesetzt werden. Sie dürfen 
nicht eingesetzt werden, wenn auf Grund ihrer beruf-
lichen Tätigkeit oder aus anderen Gründen Anlass zur 
Besorgnis besteht, dass Erkenntnisse aus der Tätigkeit 

als Erhebungsbeauftragte zu Lasten der Auskunfts-
pfl ichtigen genutzt werden.

(2) Erhebungsbeauftragte dürfen die aus ihrer Tätigkeit 
gewonnen Erkenntnisse nicht in anderen Verfahren oder 
für andere Zwecke verwenden. Sie sind auf die Wahrung 
des Statistikgeheimnisses nach § 13 und zur Geheimhal-
tung auch solcher Erkenntnisse schriftlich zu verpfl ich-
ten, die gelegentlich ihrer Tätigkeit gewonnen werden. 
Die Verpfl ichtung gilt auch nach Beendigung ihrer Tätig-
keit.

(3) Erhebungsbeauftragte sind verpfl ichtet, die Anwei-
sungen der Erhebungsstellen zu befolgen. Bei der Aus-
übung ihrer Tätigkeit haben sie ihre Berechtigung nach-
zuweisen.

(4) Erhebungsbeauftragte sind über ihre Rechte und 
Pfl ichten zu belehren.

Abschnitt 6
Straf- , Bußgeld- und Schlussvorschriften

§ 23
Bußgeldvorschrift

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig entgegen §  11 eine Auskunft nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt. Ebenso 
handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
die Antworten nicht in der vorgesehenen Form erteilt. 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einem Bußgeld von bis 
zu fünftausend Euro geahndet werden. 

(2) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des §  36 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Feb-
ruar 1987 (BGBl.  I S.  602), das zuletzt durch Artikel  5 
des Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) geän-
dert worden ist, ist

1.  IT.NRW – Statistisches Landesamt – für Ordnungs-
widrigkeiten nach Absatz  1, soweit Auskunftspfl ich-
ten für Landesstatistiken betroffen sind und für Ord-
nungswidrigkeiten nach §  23 des Bundesstatistikge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. 
Oktober 2016 (BGBl. I S. 2394), das zuletzt durch Ar-
tikel 5 des Gesetzes vom 17. Dezember 2018 (BGBl.  I 
S. 2571) geändert worden ist, und

2.  die anordnende Gemeinde oder der anordnende Ge-
meindeverband für Ordnungswidrigkeiten nach Ab-
satz  1, soweit Auskunftspfl ichten für Kommunalsta-
tistiken betroffen sind.

§ 24
Strafvorschrift

Wer entgegen §  19 Einzelangaben zusammenführt oder 
solche Angaben mit anderen Angaben zusammenführt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft.

§ 25
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft 
und am 31. Dezember 2024 außer Kraft.

Artikel 2
Aufhebung der Verordnung über die zuständige 

Behörde für Bundesstatistiken

Die Verordnung über die zuständige Behörde für Bun-
desstatistiken vom 11. Februar 1980 (GV. NRW. S.  99) 
wird aufgehoben.

Artikel 3
Aufhebung der Verordnung über die Zuständigkeit 

zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Bereich 
der Statistik

Die Verordnung über die Zuständigkeit zur Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten im Bereich der Statistik vom 19. 
Juli 2011 (GV. NRW. S. 373) wird aufgehoben.
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Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 2. Juli 2019

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Armin  L a s c h e t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Schule und Bildung

Yvonne  G e b a u e r

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

Der Minister der Justiz

Peter  B i e s e n b a c h

Der Minister für Verkehr

Hendrik  W ü s t

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

Zugleich für den Minister für Bundes- und 
 Europaangelegenheiten sowie Internationales

Ursula  H e i n e n - E s s e r

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n

– GV. NRW. 2019 S. 300

203011

Verordnung 
zur Neuregelung der Ausbildung 

und Prüfung der Justizfachwirtinnen 
und Justizfachwirte des Landes 

Nordrhein-Westfalen sowie 
zur Änderung der Verordnung 

über die Ausbildung und Prüfung für die 
 Laufbahn der Gerichtsvollzieherinnen und 

Gerichtsvollzieher des Landes 
Nordrhein-Westfalen und zur Änderung der 

Verordnung über die Ausbildung und Prüfung der 
Justizfachwirtinnen und Justizfachwirte des 

Landes Nordrhein-Westfalen im Rahmen eines 
 öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnisses

Vom 26. Juni 2019

Artikel 1
Verordnung über die Ausbildung und Prüfung 

der Justizfachwirtinnen und Justizfachwirte des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Ausbildungsordnung 

der Justizfachwirtinnen und Justizfachwirte – 
APO JFW NRW)

Auf Grund des § 7 Absatz 2 Satz 1 des Landesbeamten-
gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) 
verordnet das Ministerium der Justiz im Einvernehmen 
mit dem Ministerium des Innern und dem Ministerium 
der Finanzen:

Inhaltsübersicht

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Befähigung und Berufsbezeichnung

§ 2 Einstellungsvoraussetzungen

§ 3 Bewerbung und Einstellung

§ 4 Dienstverhältnis

§ 5 Ziel und Grundsätze der Ausbildung

Abschnitt 2
Ausbildung

§ 6 Dauer des Vorbereitungsdienstes, Entlassung

§ 7 Gliederung des Vorbereitungsdienstes

§ 8 Leitung der praktischen Ausbildung

§ 9 Gestaltung der praktischen Ausbildung

§ 10 Begleitunterricht

§ 11 Fachtheorie

§ 12 Zeugnisse 

§ 13 Noten

Abschnitt 3
Verkürzter Vorbereitungsdienst

§ 14  Möglichkeit der Verkürzung, Einstellungs-
voraussetzungen und Status

§ 15 Ziel der verkürzten Ausbildung

§ 16  Dauer des verkürzten Vorbereitungsdienstes, 
 Entlassung

§ 17 Gliederung der Ausbildung

§ 18 Fachlehrgang

§ 19 Zeugnisse

Abschnitt 4
Prüfungsverfahren

§ 20 Prüfung

§ 21  Prüfungsausschuss
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§ 22 Prüfungsverfahren

§ 23  Schriftliche Prüfung

§ 24  Bewertung der schriftlichen Prüfungsarbeiten

§ 25 Nichtbestehen vor der mündlichen Prüfung

§ 26 Mündliche Prüfung

§ 27  Abstimmungen, Vorbereitung der abschließenden 
Entscheidung

§ 28 Schlussentscheidung

§ 29  Niederschrift über den Prüfungshergang und 
 Erteilung des Zeugnisses

§ 30  Versäumung von Prüfungsterminen, Nicht-
ablieferung von Prüfungsarbeiten

§ 31 Verstöße gegen die Prüfungsbestimmungen

§ 32 Wiederholung der Prüfung

§ 30 Niederschrift über die mündliche Prüfung

§ 33 Einsicht in die Prüfungsarbeiten

Abschnitt 5
Berufl iche Entwicklung innerhalb 

der Laufbahngruppe 1:
Regelform

§ 34 Beförderungsvoraussetzungen

Abschnitt 6
Berufl iche Entwicklung innerhalb 

der Laufbahngruppe 1:
Verkürzte Qualifi zierung

§ 35 Beförderungsvoraussetzungen

§ 36 Eignungslehrgang und Fachlehrgang

§ 37 Fachtheorie

§ 38 Fachpraktische Einweisung

§ 39 Fachlehrgang

§ 40 Zeugnisse

§ 41 Dienstleistungsauftrag

§ 42 Beförderungsvoraussetzungen

§ 43 Wiederholung der Prüfung

§ 44 Status nach bestandener Prüfung

Abschnitt 7
Fachgerichtsbarkeiten

§ 45  Anwendung in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, der 
Sozialgerichtsbarkeit, der Finanzgerichtsbarkeit 
und der Arbeitsgerichtsbarkeit

Abschnitt 8
Regelungen für Menschen mit Behinderungen

§ 46 Regelungen für Menschen mit Behinderungen

Abschnitt 9
Schlussvorschriften und Übergangsvorschriften

§ 47 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelung

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Befähigung und Berufsbezeichnung

(1) Die Befähigung für die Laufbahngruppe 1, zweites 
Einstiegsamt, des Justizdienstes besitzt, wer den Vorbe-
reitungsdienst abgeleistet und die Prüfung für die Lauf-
bahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes 
bestanden hat.

(2) Wer für die Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, 
des Justizdienstes befähigt ist, darf die Berufsbezeich-
nung „Justizfachwirtin“ oder „Justizfachwirt“ führen.

§ 2
Einstellungsvoraussetzungen

(1) In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, 
wer

1.  die gesetzlichen Voraussetzungen für die Berufung in 
das Beamtenverhältnis erfüllt,

2.  mindestens

 a)  den mittleren Schulabschluss (Fachoberschulreife) 
oder einen gesetzlich als gleichwertig anerkannten 
Bildungsstand besitzt oder

 b)  den erfolgreichen Besuch einer Hauptschule nach-
weist oder einen gesetzlich als gleichwertig aner-
kannten Bildungsstand besitzt sowie

  aa)  eine förderliche abgeschlossene Berufsausbil-
dung oder

  bb)  eine abgeschlossene Ausbildung in einem 
 öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis 
nachweist,

3.  über angemessene schreibtechnische Fertigkeiten ver-
fügt und

4.  nach charakterlichen, geistigen und körperlichen An-
lagen sowie in gesundheitlicher Hinsicht für die Lauf-
bahn geeignet ist, dabei darf von Menschen mit Be-
hinderungen nur das für die Laufbahn erforderliche 
Mindestmaß körperlicher Rüstigkeit verlangt werden.

(2) Wer die Voraussetzungen nach Absatz  1 Nummer  3 
noch nicht erfüllt, kann mit der Aufl age eingestellt wer-
den, den Nachweis bis zum Ende des ersten Ausbil-
dungsjahres zu erbringen.

§ 3
Bewerbung und Einstellung

(1) Die Bewerbung ist an die Präsidentin oder den Präsi-
denten des Oberlandesgerichts zu richten, in deren oder 
dessen Bezirk die Einstellung gewünscht wird.

(2) Dem Gesuch sind beizufügen:

1.  ein Lebenslauf,

2.  beglaubigte Abschriften oder Ablichtungen von Zeug-
nissen und Unterlagen, durch die die Voraussetzungen 
des § 2 Absatz 1 Nummer 2 nachgewiesen werden,

3.  beglaubigte Abschriften oder Ablichtungen von Zeug-
nissen über Beschäftigungen seit der Schulentlassung,

4.  bei Minderjährigen die Einwilligung der gesetzlichen 
Vertreter und

5.  gegebenenfalls der Nachweis über angemessene 
schreibtechnische Fertigkeiten.

(3) Wer bereits im Justizdienst steht, reicht das Gesuch 
auf dem Dienstweg ein. Soweit die erforderlichen Unter-
lagen in den Personalakten enthalten sind, kann auf sie 
Bezug genommen werden. Die Leitung der Beschäfti-
gungsbehörde hat sich in einer dienstlichen Beurteilung 
über Eignung, Befähigung und fachliche Leistung der 
Bewerberin oder des Bewerbers zu äußern. Etwaige Be-
denken gegen eine Aufnahme in den Vorbereitungsdienst 
sind darzustellen. Die dienstliche Beurteilung ist mit der 
Bewerberin oder dem Bewerber zu besprechen.

(4) Über die Einstellung in den Vorbereitungsdienst ent-
scheidet die Präsidentin oder der Präsident des Oberlan-
desgerichts. Sie oder er kann die persönliche Vorstellung 
der Bewerberin oder des Bewerbers anordnen und wei-
tere Feststellungen veranlassen.

(5) Die Bewerberinnen und Bewerber, deren Einstellung 
in Aussicht genommen ist, werden von der Präsidentin 
oder dem Präsidenten des Oberlandesgerichts aufgefor-
dert,

1.  eine Erklärung abzugeben, ob sie oder er
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 a)  vorbestraft ist und ob gegen sie oder ihn ein ge-
richtliches Strafverfahren oder ein Ermittlungs-
verfahren der Staatsanwaltschaft anhängig ist,

 b)  Schulden hat, gegebenenfalls welche und

2.  bei der zuständigen Meldebehörde ein Führungszeug-
nis zur Vorlage bei der Einstellungsbehörde zu bean-
tragen.

Gleichzeitig veranlasst die Präsidentin oder der Präsi-
dent des Oberlandesgerichts die amtsärztliche Untersu-
chung dieser Bewerberinnen und Bewerber durch die 
untere Gesundheitsbehörde.

(6) Vor der Berufung in das Beamtenverhältnis müssen 
eine Geburtsurkunde oder ein beglaubigter Ausdruck 
aus dem Geburtenregister, bei Verheirateten auch die 
Eheurkunde oder ein beglaubigter Ausdruck aus dem 
Eheregister, bei Lebenspartnern auch die Lebenspartner-
schaftsurkunde oder ein beglaubigter Ausdruck aus dem 
Lebenspartnerschaftsregister und gegebenenfalls ein 
Nachweis über die aktuelle Namensführung sowie ein 
amtsärztliches Gesundheitszeugnis vorliegen.

§ 4
Dienstverhältnis

Die zugelassenen Bewerberinnen und Bewerber werden 
in das Beamtenverhältnis auf Widerruf berufen und füh-
ren während des Vorbereitungsdienstes die Dienstbe-
zeichnung „Justizsekretäranwärterin“ oder „Justizsekre-
täranwärter“.

§ 5
Ziel und Grundsätze der Ausbildung

(1) Ziel der Ausbildung ist es, Beamtinnen und Beamte 
heranzubilden, die nach ihrer Persönlichkeit sowie nach 
ihren fachlichen und allgemeinen Kenntnissen und Fä-
higkeiten in der Lage sind, die der Laufbahngruppe 1, 
zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes obliegenden 
Aufgaben selbstständig und effizient zu erfüllen.

(2) Die Anwärterinnen und Anwärter sind in allen Auf-
gaben ihrer Laufbahn gründlich zu unterrichten. Außer-
dem ist ihr Verständnis für rechtliche, wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Zusammenhänge sowie für die An-
liegen der Bürgerinnen und Bürger zu fördern. Die Aus-
bildung soll die soziale und kommunikative Kompetenz 
der Anwärterinnen und Anwärter stärken und ein ar-
beitsplatzübergreifendes und berufsgruppenübergreifen-
des Rollenverständnis vermitteln.

Abschnitt 2
Ausbildung

§ 6
Dauer des Vorbereitungsdienstes, Entlassung

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert zwei Jahre. Auf den 
Vorbereitungsdienst können Zeiten einer vorhergehen-
den Beschäftigung mit Aufgaben der Laufbahngruppe 1, 
zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes bis zur Dauer 
eines Jahres angerechnet werden, wenn die Bewerberin 
oder der Bewerber mindestens fünf Jahre derartige Auf-
gaben wahrgenommen hat. Die Entscheidung trifft die 
Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts. 
§ 64 Absatz 2 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes vom 14. 
Juni 2016 (GV. NRW. S.  310, ber. S.  642) in der jeweils 
geltenden Fassung fi ndet keine Anwendung.

(2) Urlaubszeiten werden regelmäßig nur auf das ein-
zelne Ausbildungsjahr angerechnet. Andere Unterbre-
chungen, insbesondere Krankheitszeiten werden ange-
rechnet, soweit sie zusammen während des Ausbildungs-
jahres 15 Arbeitstage nicht überschreiten. Der Erfolg der 
Ausbildung in den einzelnen Abschnitten darf nicht be-
einträchtigt werden. Urlaub und Krankheitszeiten sind 
daher soweit erforderlich auf mehrere Abschnitte anzu-
rechnen. Der Erholungsurlaub ist regelmäßig im fünften 
Ausbildungsabschnitt abzuwickeln.

(3) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandes-
gerichts kann einzelne der in §  7 genannten Ausbil-

dungsabschnitte verlängern, wenn die Anwärterin oder 
der Anwärter den Anforderungen noch nicht genügt.

(4) Wer die gestellten Anforderungen in charakterlicher, 
geistiger oder körperlicher Hinsicht nicht erfüllt oder 
fortgesetzt nur mangelhafte oder ungenügende Leistun-
gen erbringt, kann nach Maßgabe des § 23 Absatz 4 des 
Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl.  I 
S. 1010) in der jeweils geltenden Fassung aus dem Vorbe-
reitungsdienst entlassen werden.

§ 7
Gliederung des Vorbereitungsdienstes

Der Vorbereitungsdienst gliedert sich wie folgt:

1. erster Abschnitt:
Einführungsmonat
zentralisiert bei den Landgerichten oder Präsidialamts-
gerichten,
Einweisung in die grundsätzlichen Abläufe und Arbeits-
weisen,

2. zweiter Abschnitt:
Fachtheorie I
drei Monate fachtheoretische Ausbildung,

3. dritter Abschnitt:
Fachpraxis I
drei Monate fachpraktische Ausbildung beim Amts-
gericht,

4. vierter Abschnitt:
Fachtheorie II
drei Monate fachtheoretische Ausbildung,

5. fünfter Abschnitt:
Fachpraxis II
fünf Monate fachpraktische Ausbildung bei Amtsgericht 
und Landgericht,
ein Monat fachpraktische Ausbildung bei einer Staats-
anwaltschaft,

6. sechster Abschnitt:
Fachtheorie III
drei Monate fachtheoretische Ausbildung,

7. siebter Abschnitt:
Fachpraxis III
vier Monate fachpraktische Ausbildung bei Amtsgericht 
und Landgericht,

8. achter Abschnitt:
Fachtheorie IV
ein Monat fachtheoretische Ausbildung.

Im Einzelfall können mit Zustimmung des für die Justiz 
zuständigen Ministeriums Abweichungen bestimmt wer-
den.

§ 8
Leitung der praktischen Ausbildung

(1) Die Ausbildung wird von der Präsidentin oder dem 
Präsidenten des Oberlandesgerichts geleitet. Diese oder 
dieser bestimmt die Gerichte und im Benehmen mit der 
Generalstaatsanwaltschaft auch die Staatsanwaltschaf-
ten, bei denen die Ausbildung stattfi ndet, und regelt die 
Reihenfolge und die Dauer der Beschäftigung bei den 
einzelnen Stellen. Diese Befugnis kann auf die Leitung 
des Landgerichts oder Amtsgerichts übertragen werden. 
Einem späteren Ausbildungsabschnitt darf die Anwärte-
rin oder der Anwärter erst überwiesen werden, wenn das 
Ziel des früheren Abschnitts erreicht ist.

(2) Für die Ausbildung ist die Leitung der Beschäfti-
gungsbehörde zuständig. Sie setzt die Reihenfolge und 
die Dauer der Beschäftigung bei den einzelnen Abteilun-
gen fest und bestimmt die Kräfte, die die Anwärterinnen 
und Anwärter ausbilden sollen.
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(3) Mit der Ausbildung sollen nur solche Kräfte betraut 
werden, die über die notwendigen Kenntnisse verfügen 
und die nach ihrer Persönlichkeit hierzu geeignet sind. 
Sie sind verpfl ichtet, die ihnen zugewiesenen Anwärte-
rinnen und Anwärter mit Arbeiten ihres Geschäftsbe-
reichs möglichst vielseitig zu beschäftigen und umfas-
send auszubilden.

§ 9
Gestaltung der praktischen Ausbildung

(1) Die praktische Ausbildung umfasst alle wesentlichen 
Geschäfte der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, 
des Justizdienstes. Sie gliedert sich in einen Einfüh-
rungsmonat sowie die Abschnitte Fachpraxis I bis III.

(2) Der Einführungsmonat dient einem ersten Einblick 
in den Aufbau, in die Tätigkeitsbereiche und in die Ge-
schäftsabläufe einer Justizbehörde. Hierbei sollen die 
Anwärterinnen und Anwärter insbesondere den Aufbau 
der Justiz sowie die dort tätigen Berufsgruppen mit 
Ihren Aufgaben kennenlernen. Daneben sollen sie eine 
Vorstellung von den büroorganisatorischen Abläufen, 
beispielhaft im Zivilverfahren, erhalten.

(3) Beim Amtsgericht werden die Anwärterinnen und 
Anwärter in der Fachpraxis I bis III in allen Aufgaben 
der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justiz-
dienstes innerhalb der streitigen und freiwilligen Ge-
richtsbarkeit jeweils einschließlich der Protokollführung 
und des Kostenrechts ausgebildet. Ferner werden sie der 
Zahlstelle sowie der Anweisungsstelle zur Ausbildung 
zugeteilt. Daneben sollen die Anwärterinnen und Anwär-
ter auch Einblick in sonstige das Berufsbild umfassende 
Tätigkeiten sowie in die Aufgaben des Gerichtsvollzie-
herdienstes erhalten. Beim Landgericht werden sie in der 
Fachpraxis II und III in Aufgaben der Justizverwaltung 
ausgebildet. Anstelle der Ausbildung beim Landgericht 
kann im Bedarfsfall die Ausbildung in Verwaltungssa-
chen auch bei einem großen Amtsgericht, einer Staatsan-
waltschaft, einem Oberlandesgericht oder einer General-
staatsanwaltschaft stattfi nden. Bei der Staatsanwalt-
schaft erstreckt sich die Ausbildung in der Fachpraxis II 
auch auf die Aufgaben der Laufbahngruppe 1, zweites 
Einstiegsamt, des Justizdienstes in Ermittlungsangele-
genheiten und in der Strafvollstreckung.

(4) Durch Zuweisung von praktischen Arbeiten aus dem 
jeweiligen Ausbildungsgebiet sollen die Anwärterinnen 
und Anwärter mit den einschlägigen gesetzlichen und 
sonstigen Bestimmungen vertraut gemacht und in die 
Lage versetzt werden, eigenständig zu urteilen und 
selbstständig zu arbeiten. Hierzu zählt auch die Unter-
weisung in den jeweils geltenden Regelungen der Gestal-
tung des Schriftverkehrs. Die Anwärterinnen und An-
wärter sind deshalb während des gesamten Vorberei-
tungsdienstes auch verpfl ichtet, ihr Fachwissen durch 
gewissenhaftes Selbststudium ständig zu vertiefen und 
zu erweitern.

(5) Das Ziel der Ausbildung, nicht die Nutzbarmachung 
der Arbeitskraft, bestimmt Maß und Art der den Anwär-
terinnen und Anwärtern zu übertragenden Aufgaben. 
Eine Beschäftigung zur Entlastung von anderen Beschäf-
tigten ist unzulässig.

(6) Nach der schriftlichen Prüfung kann die Präsidentin 
oder der Präsident des Oberlandesgerichts Anwärterin-
nen und Anwärtern im Rahmen des Ausbildungsziels die 
selbstständige Wahrnehmung von Aufgaben der Lauf-
bahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes 
übertragen (Dienstleistungsauftrag). Eine ausreichende 
Vorbereitung auf die mündliche Prüfung darf dadurch 
nicht beeinträchtigt werden.

§ 10
Begleitunterricht

(1) Die praktische Ausbildung wird durch einen beglei-
tenden Unterricht ergänzt.

(2) Der Unterricht erstreckt sich auf alle Rechtsvor-
schriften und Verwaltungsvorschriften, die für die Lauf-
bahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes 
von Bedeutung sind, sowie auf die Grundlagen der Infor-
mationstechnik und Informationsverarbeitung. Die von 
der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justiz-

dienstes anzuwendenden informationstechnischen Pro-
gramme werden nach Möglichkeit in die Lehrveranstal-
tungen der jeweils betroffenen Fächer einbezogen.

(3) Im Rahmen des Begleitunterrichts sind Arbeiten 
unter Aufsicht zu fertigen, §  11 Absatz  4 gilt entspre-
chend.

(4) Auf den Unterricht sind wöchentlich in der Regel 
sechs Stunden zu verwenden. Das Nähere bestimmt die 
Ausbildungsleitung. Sie bestellt die Unterrichtsleitung 
sowie die Lehrkräfte. Die Leiterin oder der Leiter des 
Ausbildungszentrums der Justiz Nordrhein-Westfalen 
oder eine von ihr oder ihm beauftragte Lehrkraft erstellt 
im Benehmen mit den Präsidentinnen und Präsidenten 
der Oberlandesgerichte den Lehrplan für den Begleitun-
terricht sowie die erforderlichen Unterrichtsmaterialien. 
Für das Unterrichtsmaterial im Bereich Informations-
technik sind die Präsidentinnen und Präsidenten der 
Oberlandesgerichte verantwortlich. §  8 Absatz  1 Satz  1 
bleibt unberührt.

(5) Die Präsidentinnen und Präsidenten der Oberlandes-
gerichte können vereinbaren, dass der Unterricht in 
einer oder mehreren Justizbehörden, auch gerichtsbe-
zirksübergreifend, durchgeführt wird. Sie können ferner 
mit Zustimmung des für die Justiz zuständigen Ministe-
riums vereinbaren, dass der Unterricht abweichend von 
Absatz 4 Satz 1 in Blockform durchgeführt wird. Weitere 
Abweichungen können im Einzelfall mit Zustimmung 
des für Justiz zuständigen Ministeriums bestimmt wer-
den.

(6) Das für die Justiz zuständige Ministerium kann die 
Durchführung des Begleitunterrichts dem Ausbildungs-
zentrum der Justiz Nordrhein-Westfalen übertragen. In 
diesem Fall entscheidet dessen Leiterin oder Leiter darü-
ber, in welchen Räumlichkeiten der Unterricht stattfi n-
det und inwieweit dies in Blockform geschieht. Absatz 5 
fi ndet keine Anwendung. Abweichend von Absatz  4 
Satz 2 bestimmt die Leiterin oder der Leiter des Ausbil-
dungszentrums der Justiz Nordrhein-Westfalen in die-
sem Fall die weiteren Einzelheiten der Gestaltung und 
Durchführung des Unterrichts. Sie oder er verteilt die 
Unterrichtsaufgaben auf die Lehrkräfte des Ausbil-
dungszentrums.

§ 11
Fachtheorie

(1) Die fachtheoretischen Ausbildungsabschnitte, Fach-
theorie I bis IV, werden durch das Ausbildungszentrum 
der Justiz Nordrhein-Westfalen durchgeführt. Die Lei-
tung der Lehrgänge obliegt der Leiterin oder dem Leiter 
des Ausbildungszentrums der Justiz Nordrhein-Westfa-
len. Sie oder er kann eine Lehrkraft mit Aufgaben der 
Lehrgangsleitung betrauen. In der Fachtheorie I bis III 
sollen den Anwärterinnen und Anwärtern die erforderli-
chen theoretischen Kenntnisse vermittelt werden. Dane-
ben werden in der Fachtheorie II bis IV die in der bishe-
rigen Ausbildung erworbenen Kenntnisse ergänzt und 
vertieft.

(2) Die Leiterin oder der Leiter des Ausbildungszent-
rums der Justiz Nordrhein-Westfalen oder eine von ihr 
oder ihm beauftragte Lehrkraft erstellt im Benehmen 
mit den Präsidentinnen und Präsidenten der Oberlan-
desgerichte den Lehrplan, stellt den Stundenplan auf 
und sorgt für einen ordnungsgemäßen Unterricht. Der 
Lehrplan umfasst, soweit für die Aufgabenbereiche der 
Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justiz-
dienstes erforderlich insbesondere,

1. Zivilprozessrecht,

2. Zwangsvollstreckungsrecht,

3. Familienrecht,

4. Kostenrecht,

5. Strafrecht,

6. Nachlassrecht,

7. Insolvenzrecht,

8. Grundbuchrecht,

9. Handelsrecht und Registerrecht
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10. Verwaltungssachen und

11.  Staatsrecht, Beamtenrecht, Arbeitsrecht und 
 Personalvertretungsrecht.

Weitere Inhalte können mit Zustimmung des für Justiz 
zuständigen Ministeriums ergänzt werden.

(3) Der Unterricht ist durch Beispiele aus der Praxis 
wirklichkeitsnah zu gestalten. Er ist inhaltlich und me-
thodisch so durchzuführen, dass die soziale und kom-
munikative Kompetenz sowie die Selbstständigkeit, 
Teamfähigkeit und Verantwortungsbereitschaft der An-
wärterinnen und Anwärter gestärkt wird. Regelmäßig 
sind während der Fachtheorie I bis III jeweils mindestens 
320 Stunden und während der Fachtheorie IV mindes-
tens 84 Stunden Unterricht zu erteilen. Die von der 
Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justiz-
dienstes anzuwendenden informationstechnischen Pro-
gramme werden nach Möglichkeit in die Lehrveranstal-
tungen der jeweils betroffenen Fächer einbezogen. Der 
Stundenplan ist so aufzustellen, dass hinreichend Zeit 
verbleibt, den Lehrstoff zu verarbeiten und das Wissen 
durch Nacharbeit und Selbststudium zu erweitern und 
zu vertiefen.

(4) Während der Fachtheorie I bis IV sind schriftliche 
Arbeiten unter Aufsicht zu fertigen. Diese können sich 
auch auf den Umgang mit den von der Laufbahngruppe 
1, zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes anzuwenden-
den informationstechnischen Programmen beziehen. In 
diesem Fall sind den Anwärterinnen und Anwärtern die 
erforderlichen technischen Hilfsmittel zur Verfügung zu 
stellen. Die Arbeiten sind durch die zuständige Lehr-
kraft zu begutachten, mit einer Note und Punktzahl nach 
§ 13 Absatz 1 zu bewerten, mit den Anwärterinnen und 
Anwärtern zu besprechen und diesen auszuhändigen. 
Über die Ergebnisse der Aufsichtsarbeiten sind Über-
sichten anzufertigen, die unverzüglich der Lehrgangslei-
tung vorzulegen sind.

§ 12
Zeugnisse

(1) Die Anwärterinnen und Anwärter sind zu beurteilen

1.  am Ende des dritten, fünften und siebten Ausbil-
dungsabschnitts (§  7 Nummer  3, 5 und 7) durch die 
Leitung der Beschäftigungsbehörde,

2.  am Ende des zweiten, vierten und des sechsten Aus-
bildungsabschnitts (§ 7 Nummer 2, 4 und 6) durch die 
Leiterin oder den Leiter des Ausbildungszentrums der 
Justiz Nordrhein-Westfalen oder eine von ihr oder 
ihm beauftragte Lehrkraft und

3.  am Ende des Begleitunterrichts (§ 10) nach dem drit-
ten, fünften und siebten Ausbildungsabschnitt durch 
die Unterrichtsleitung, im Falle des §  10 Absatz  6 
durch die Leiterin oder den Leiter des Ausbildungs-
zentrums der Justiz Nordrhein-Westfalen oder eine 
von ihr oder ihm beauftragte Lehrkraft.

(2) In der Beurteilung soll zu den fachlichen und allge-
meinen Kenntnissen und Fähigkeiten, zum praktischen 
Geschick, zum Stand der Ausbildung und zum Gesamt-
bild der Persönlichkeit Stellung genommen werden. Die 
Beurteilung schließt mit einer der in §  13 Absatz  1 ge-
nannten Noten und Punktzahlen ab. Für den Einfüh-
rungsmonat ist eine Bescheinigung über Dauer und Ge-
genstand der Ausbildung zu erteilen.

(3) Jedes Zeugnis ist der Anwärterin oder dem Anwärter 
zur Kenntnisnahme vorzulegen. Ihr oder ihm ist Gele-
genheit zur Besprechung zu geben. Die Zeugnisse sind 
gegebenenfalls mit einer Gegenäußerung der Anwärterin 
oder des Anwärters der Präsidentin oder dem Präsiden-
ten des Oberlandesgerichts zuzuleiten und dort in einem 
besonderen Heft zu den Personalakten zu nehmen.

§ 13
Noten

(1) Die Leistungen im Vorbereitungsdienst sind wie folgt 
zu bewerten:

sehr gut: eine besonders hervorragende Leistung
= 16 bis 18 Punkte,

gut: eine erheblich über den durchschnittlichen 
 Anforderrungen liegende Leistung
= 13 bis 15 Punkte,

vollbefriedigend: eine über den durchschnittlichen 
 Anforderungen liegende Leistung
= 10 bis 12 Punkte,

befriedigend: eine Leistung, die in jeder Hinsicht 
 durchschnittlichen Anforderungen entspricht
= 7 bis 9 Punkte,

ausreichend: eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 
 durchschnittlichen Anforderungen noch entspricht
= 4 bis 6 Punkte,

mangelhaft: eine an erheblichen Mängeln leidende, 
im Ganzen nicht mehr brauchbare Leistung
= 1 bis 3 Punkte,

ungenügend: eine völlig unbrauchbare Leistung
= 0 Punkte.

(2) Sofern Einzelnoten rechnerisch zu einer Gesamtbe-
wertung zusammengefasst werden, entsprechen den er-
mittelten Punkten folgende Notenbezeichnungen:

14,00 bis 18,00 Punkte:
sehr gut,

11,50 bis 13,99 Punkte:
gut,

9,00 bis 11,49 Punkte:
vollbefriedigend,

6,50 bis 8,99 Punkte:
befriedigend,

4,00 bis 6,49 Punkte:
ausreichend,

1,50 bis 3,99 Punkte:
mangelhaft,

0 bis 1,49 Punkte:
ungenügend.

Abschnitt 3
Verkürzter Vorbereitungsdienst

§ 14
Möglichkeit der Verkürzung, 

 Einstellungsvoraussetzungen und Status

(1) Das für Justiz zuständige Ministerium kann abwei-
chend von §  2 bestimmen, dass in den Vorbereitungs-
dienst auch eingestellt werden kann, wer die Vorausset-
zungen des § 2 Absatz 1 Nummer 1, 3 und 4 erfüllt und 
zusätzlich

1.  mindestens den mittleren Schulabschluss (Fachober-
schulreife) oder einen gesetzlich als gleichwertig an-
erkannten Bildungsstand besitzt sowie

2.  entweder

 a)  die Prüfung zur oder zum Justizfachangestellten 
erfolgreich abgelegt hat

 oder

 b)  als Justizangestellte oder Justizangestellter nach 
der Ausbildung in diesem Beruf tätig gewesen ist 
und während der praktischen Tätigkeit mindestens 
18 Monate Aufgaben der Laufbahngruppe 1, zwei-
tes Einstiegsamt, des Justizdienstes wahrgenom-
men hat.

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 treten an 
die Stelle der §§  2, 6 bis 12 die Vorschriften dieses Ab-
schnittes.

(3) Das für Justiz zuständige Ministerium kann abwei-
chend von § 4 bestimmen, dass die Einstellung in das Be-
amtenverhältnis auf Probe erfolgt.

§ 15
Ziel der verkürzten Ausbildung

Die Ausbildung hat die Kenntnisse der Laufbahnbewer-
berinnen und Laufbahnbewerber derart zu ergänzen, zu 
festigen und zu vertiefen, dass sie am Ende der Ausbil-
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dung alle Aufgaben der Laufbahngruppe 1, zweites Ein-
stiegsamt, des Justizdienstes erfüllen können. §  5 gilt 
entsprechend.

§ 16
Dauer des verkürzten Vorbereitungsdienstes, Entlassung

(1) Auf den Vorbereitungsdienst von zwei Jahren (§  6 
Absatz 1 Satz 1) wird die Ausbildung zur oder zum Jus-
tizfachangestellten oder die Beschäftigung als Justizan-
gestellte oder Justizangestellter mit Aufgaben der Lauf-
bahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes 
mit einer Dauer von 18 Monaten angerechnet. § 64 Ab-
satz  2 Satz  1 des Landesbeamtengesetzes fi ndet keine 
Anwendung.

(2) Urlaub soll während des Vorbereitungsdienstes nur 
während der unterrichtsfreien Tage gewährt werden. An-
dere Unterbrechungen, insbesondere Krankheitszeiten 
werden angerechnet, soweit sie zusammen während der 
Ausbildung 15 Arbeitstage nicht überschreiten. Die Prä-
sidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts kann 
Ausnahmen von Satz 2 zulassen. Der Erfolg der Ausbil-
dung darf nicht beeinträchtigt werden.

(3) Wer die gestellten Anforderungen in charakterlicher, 
geistiger oder körperlicher Hinsicht nicht erfüllt oder 
fortgesetzt nur mangelhafte oder ungenügende Leistun-
gen erbringt, kann nach Maßgabe des § 23 Absatz 4 des 
Beamtenstatusgesetzes aus dem Vorbereitungsdienst ent-
lassen werden.

(4) Werden in Fällen des § 14 Absatz 3 die gestellten An-
forderungen in charakterlicher oder geistiger Hinsicht 
nicht erfüllt oder fortgesetzt nur mangelhafte oder unge-
nügende Leistungen erbracht, prüft die Präsidentin oder 
der Präsident des Oberlandesgerichts, ob die Probezeit 
zu verlängern oder die Beamtin oder der Beamte gemäß 
§ 23 Absatz 3 des Beamtenstatusgesetzes zu entlassen ist.

§ 17
Gliederung der Ausbildung

(1) Der Vorbereitungsdienst besteht aus einem Fachlehr-
gang von sechs Monaten.

(2) Nach der schriftlichen Prüfung kann die Präsidentin 
oder der Präsident des Oberlandesgerichts den Lauf-
bahnbewerberinnen und Laufbahnbewerbern im Rah-
men des Ausbildungsziels die selbstständige Wahrneh-
mung von Aufgaben der Laufbahngruppe 1, zweites 
 Einstiegsamt, des Justizdienstes übertragen (Dienstleis-
tungsauftrag). Die ausreichende Vorbereitung auf die 
mündliche Prüfung darf dadurch nicht beeinträchtigt 
werden.

§ 18
Fachlehrgang

(1) Der Fachlehrgang wird durch das Ausbildungszent-
rum der Justiz Nordrhein-Westfalen durchgeführt. Die 
Leitung des Lehrgangs obliegt der Leiterin oder dem 
Leiter des Ausbildungszentrums der Justiz Nord-
rhein-Westfalen. Sie oder er kann eine Lehrkraft mit 
Aufgaben der Lehrgangsleitung betrauen. Der Fachlehr-
gang soll den Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbe-
werbern die theoretischen Kenntnisse vermitteln, die für 
eine Tätigkeit in der Laufbahngruppe 1, zweites Ein-
stiegsamt, des Justizdienstes erforderlich sind, aber in 
der Ausbildung zur oder zum Justizfachangestellten 
nicht oder nicht in der erforderlichen Tiefe vermittelt 
werden. Ferner soll er vorhandene Kenntnisse ergänzen, 
festigen und vertiefen.

(2) Die Lehrgangsleitung erstellt im Benehmen mit den 
Präsidentinnen und Präsidenten der Oberlandesgerichte 
den Lehrplan, stellt den Stundenplan auf und sorgt für 
einen ordnungsgemäßen Unterricht. Der Lehrplan um-
fasst, soweit für die Aufgabenbereiche der Laufbahn-
gruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes erfor-
derlich, insbesondere

1. Zivilprozessrecht,

2. Zwangsvollstreckungsrecht,

3. Familienrecht,

4. Kostenrecht,

5. Strafrecht,

6. Nachlassrecht,

7. Insolvenzrecht,

8. Grundbuchrecht,

9. Handelsrecht und Registerrecht

10. Verwaltungssachen und

11.  Beamtenrecht, Arbeitsrecht und Personal-
vertretungsrecht.

(3) Der Unterricht ist durch Beispiele aus der Praxis 
wirklichkeitsnah zu gestalten. Er ist inhaltlich und me-
thodisch so durchzuführen, dass die soziale und kommu-
nikative Kompetenz sowie die Selbstständigkeit, Team-
fähigkeit und Verantwortungsbereitschaft der Lauf-
bahnbewerberinnen und Laufbahnbewerber gestärkt 
wird. Die anzuwendenden informationstechnischen 
 Programme werden nach Möglichkeit in die Lehrveran-
staltungen der jeweils betroffenen Fächer einbezogen. 
Insgesamt sind regelmäßig 600 Stunden Unterricht zu 
erteilen. Zur Prüfungsvorbereitung und Schulung im 
Umgang mit Datenverarbeitungsprogrammen können 
gesonderte Veranstaltungen vorgesehen werden. Der 
Stundenplan ist so aufzustellen, dass hinreichend Zeit 
verbleibt, den Lehrstoff zu verarbeiten und das Wissen 
durch Nacharbeit und Selbststudium zu erweitern und 
zu vertiefen.

(4) Während des Fachlehrgangs sind schriftliche Arbei-
ten unter Aufsicht zu fertigen. Diese können sich auch 
auf den Umgang mit den anzuwendenden informations-
technischen Programmen beziehen. In diesem Fall sind 
den Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbewerbern 
die zur Aufgabenbearbeitung erforderlichen technischen 
Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen. Die Arbeiten sind 
durch die zuständige Lehrkraft zu begutachten, mit 
einer Note und Punktzahl nach § 13 Absatz 1 zu bewer-
ten, mit den Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbe-
werbern zu besprechen und diesen auszuhändigen. Über 
die Ergebnisse der Aufsichtsarbeiten sind Übersichten 
zu fertigen, die der Lehrgangsleitung unverzüglich vor-
zulegen sind.

§ 19
Zeugnisse

(1) Am Ende des Vorbereitungsdienstes sind die Lauf-
bahnbewerberinnen und Laufbahnbewerber durch die 
Leiterin oder den Leiter des Ausbildungszentrums der 
Justiz Nordrhein-Westfalen oder eine von ihr oder ihm 
beauftragte Lehrkraft zu beurteilen. In der Beurteilung 
soll zu den fachlichen und allgemeinen Kenntnissen und 
Fähigkeiten, zum praktischen Geschick, zum Stand der 
Ausbildung und zum Gesamtbild der Persönlichkeit 
Stellung genommen werden. Die gefertigten Aufsichtsar-
beiten sind mit Noten und Punktzahlen aufzunehmen. 
Die Beurteilung schließt mit einer der in § 13 Absatz 1 
genannten Noten und Punktzahlen ab.

(2) Jedes Zeugnis ist der Laufbahnbewerberin oder dem 
Laufbahnbewerber zur Kenntnisnahme vorzulegen, es 
ist Gelegenheit zur Besprechung zu geben. Die Zeugnisse 
sind gegebenenfalls mit einer Gegenäußerung der Lauf-
bahnbewerberin oder des Laufbahnbewerbers der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten des Oberlandesgerichts zu-
zuleiten und dort in einem besonderen Heft zu den Per-
sonalakten zu nehmen.

Abschnitt 4
Prüfungsverfahren

§ 20
Prüfung

(1) Die Prüfung soll zeigen, ob das Ausbildungsziel (§§ 5, 
15) erreicht wurde und der Prüfl ing nach Fähigkeiten, 
Kenntnissen, Leistungen und Persönlichkeit für eine Tä-
tigkeit in der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, 
des Justizdienstes geeignet ist.
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(2) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und 
einem mündlichen Teil. Der schriftliche Teil der Prüfung 
geht dem mündlichen voraus.

(3) Während der letzten Woche vor der mündlichen Prü-
fung sind die Anwärterinnen und Anwärter vom Dienst 
befreit.

§ 21
Prüfungsausschuss

(1) Die Prüfung der Justizfachwirtinnen und Justizfach-
wirte wird vor einem Prüfungsausschuss abgelegt, der 
bei dem Oberlandesgericht gebildet wird.

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus drei Mitgliedern. 
Ein Mitglied des Prüfungsausschusses muss die Befähi-
gung zum Richteramt besitzen. Die beiden anderen Mit-
glieder gehören der Laufbahngruppe 2 oder der Lauf-
bahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes 
an. Sie sollen aufgrund ihrer Tätigkeit über Erfahrungen 
im praktischen Aufgabenbereich der Laufbahngruppe 1, 
zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes verfügen. Für 
die Mitglieder sind jeweils Stellvertreterinnen oder 
Stellvertreter zu bestimmen.

(3) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandes-
gerichts bestellt die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
und die erforderlichen Stellvertreterinnen und Stellver-
treter widerrufl ich für die Dauer von fünf Jahren und 
bestimmt die Vorsitzende oder den Vorsitzenden.

(4) Die Prüferinnen und Prüfer sind in ihrer Prüfertätig-
keit unabhängig. Im Übrigen untersteht der Prüfungs-
ausschuss der Dienstaufsicht der Präsidentin oder des 
Präsidenten des Oberlandesgerichts.

§ 22
Prüfungsverfahren

(1) Die schriftliche Prüfung soll am Ende der Fachtheo-
rie IV abgenommen werden, im Fall der Verkürzung der 
Ausbildung nach Abschnitt 3 dieser Verordnung am Ende 
des Vorbereitungsdienstes. Die mündliche Prüfung wird 
so bald wie möglich nach der schriftlichen Prüfung ab-
geschlossen.

(2) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandes-
gerichts leitet das Prüfungsverfahren. Sie oder er trifft 
die Entscheidung über den Einsatz der Prüferinnen und 
Prüfer sowie die Besetzung der Ausschüsse und die Ver-
teilung der Prüfl inge auf die Prüfungsausschüsse, soweit 
mehr als ein Ausschuss gebildet wird. Ferner trifft sie 
oder er, sofern nachfolgend nichts anderes geregelt ist, 
alle weiteren Entscheidungen außerhalb der mündlichen 
Prüfung, einschließlich der Feststellung des Nichtbeste-
hens gemäß § 25.

(3) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandes-
gerichts setzt die Termine für die schriftliche Prüfung im 
Einvernehmen mit der Leiterin oder dem Leiter des Aus-
bildungszentrums der Justiz Nordrhein-Westfalen fest 
und lädt zu diesen Terminen. Sofern Termine für Auf-
sichtsarbeiten außerhalb der regelmäßigen Prüfungster-
mine aus Gründen anberaumt werden müssen, die in der 
Person des Prüfl ings liegen, zum Beispiel Krankheit, 
werden diese Termine durch die Präsidentin oder den 
Präsidenten des Oberlandesgerichts im Einvernehmen 
mit dem Prüfungsausschuss festgesetzt.

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
bestimmt den Termin der mündlichen Prüfung und ver-
anlasst gleichzeitig die Ladungen zu diesem Termin.

§ 23
Schriftliche Prüfung

(1) Während der schriftlichen Prüfung sind unter Auf-
sicht sechs Aufgaben zu bearbeiten, und zwar:

1.  eine Aufgabe mit dem Schwerpunkt familienrecht-
liche Angelegenheiten und Nachlassrecht,

2.  eine Aufgabe mit dem Schwerpunkt Strafrecht,

3.  eine Aufgabe mit dem Schwerpunkt Kostenrecht,

4.  eine Aufgabe mit dem Schwerpunkt Zivilprozessrecht, 
Zwangsvollstreckungsrecht und Insolvenzrecht,

5.  eine Aufgabe mit dem Schwerpunkt Grundbuchrecht 
sowie Handelsrecht und Registerrecht und

6.  eine Aufgabe mit dem Schwerpunkt Justizverwaltung 
und öffentliches Dienstrecht.

(2) Die schriftlichen Prüfungsaufgaben einschließlich 
der Lösungsvorschläge werden durch das Ausbildungs-
zentrum der Justiz Nordrhein-Westfalen erstellt. In jeder 
Aufgabe sind die Zeit, in der sie zu lösen ist, und die 
Hilfsmittel, die benutzt werden dürfen, anzugeben. Die 
Aufgaben können sich auch auf den Umgang mit den an-
zuwendenden informationstechnischen Programmen be-
ziehen. In diesem Fall sind den Prüfl ingen die zur Aufga-
benbearbeitung erforderlichen technischen Hilfsmittel 
zur Verfügung zu stellen.

(3) An einem Tag sollen nicht mehr als zwei Aufgaben 
bearbeitet werden. Die Zeit zur Lösung der Arbeiten ist 
nach dem Umfang und der Schwierigkeit der Aufgabe 
festzusetzen. Die Dauer der Bearbeitung der Aufgaben 
an einem Tag soll fünf Stunden nicht übersteigen.

(4) Prüfl ingen mit Behinderungen oder vorübergehend 
körperlich beeinträchtigten Prüfl ingen können auf An-
trag die ihrer Beeinträchtigung angemessenen Erleichte-
rungen gewährt werden. Insbesondere kann die Bearbei-
tungszeit verlängert werden. Die Dauer des Verlänge-
rungszeitraums soll zwei Stunden pro Tag nicht 
überschreiten. Über die Anträge entscheidet die Leiterin 
oder der Leiter des Ausbildungszentrums der Justiz 
Nordrhein-Westfalen oder eine von ihr oder ihm beauf-
tragte Lehrkraft.

(5) Die Prüfl inge haben die Prüfungsarbeiten spätestens 
bei Ablauf der Bearbeitungszeit an die Aufsichtskraft 
abzugeben. Die Arbeiten sind anstelle des Namens mit 
der Kennziffer zu versehen. Die Kennziffern werden vor 
Beginn der schriftlichen Prüfung vom Ausbildungszent-
rum der Justiz Nordrhein-Westfalen zugeteilt. Die zu 
den Kennziffern gehörenden Namen und sonstige Anga-
ben zur Person des Prüfl ings dürfen den Prüferinnen und 
Prüfern vor der Begutachtung und Bewertung der Auf-
sichtsarbeiten nicht bekannt gegeben werden. Kennt-
nisse über die Person des Prüfl ings, die eine Prüferin 
oder ein Prüfer vorher durch die Tätigkeit bei der ver-
waltungsmäßigen Durchführung des Prüfungsverfahrens 
oder als Mitglied eines Prüfungsausschusses erlangt, ste-
hen der Mitwirkung nicht entgegen.

(6) Die Aufsichtskraft fertigt eine Niederschrift und ver-
merkt in ihr jede Unregelmäßigkeit. Sie verzeichnet auf 
jeder Arbeit den Zeitpunkt des Beginns und der Abliefe-
rung.

(7) Nach Abschluss der schriftlichen Prüfung sind die 
Prüfungsaufgaben, die dazu erstellten Lösungsvor-
schläge, die Arbeiten der Prüfl inge, das Verzeichnis der 
Kennziffern und die Prüfungsniederschriften von der 
Leiterin oder dem Leiter des Ausbildungszentrums der 
Justiz Nordrhein-Westfalen oder einer von ihr oder ihm 
beauftragten Lehrkraft in versiegelten Umschlägen den 
Präsidentinnen und Präsidenten der Oberlandesgerichte 
zu übersenden. Im Einvernehmen mit den Präsidentin-
nen und Präsidenten der Oberlandesgerichte können die 
Prüfungsarbeiten und Lösungsvorschläge einem Mit-
glied des Prüfungsausschusses unmittelbar zugeleitet 
werden, bei Bedarf auch schon vor Abschluss der schrift-
lichen Prüfung.

§ 24
Bewertung der schriftlichen Prüfungsarbeiten

(1) Die schriftlichen Arbeiten werden von jedem Mit-
glied des Prüfungsausschusses selbstständig begutachtet.

(2) Nach vollständiger Begutachtung der schriftlichen 
Arbeiten werden die einzelnen Arbeiten vom Prüfungs-
ausschuss nach Beratung mit einer Note und Punktzahl 
nach §  13 Absatz  1 bewertet. Die Bewertung fi ndet vor 
der mündlichen Prüfung statt und ist für das weitere 
Prüfungsverfahren bindend.

(3) Dem Prüfl ing wird die Bewertung der schriftlichen 
Arbeiten mindestens zwei Wochen vor der mündlichen 
Prüfung schriftlich mitgeteilt. Auf Antrag des Prüfl ings 
unterbleibt die Mitteilung. Der Antrag ist spätestens in-
nerhalb einer Woche nach dem Tag, an dem der Prüfl ing 
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die letzte schriftliche Arbeit abgeliefert hat, bei der Prä-
sidentin oder dem Präsidenten des Oberlandesgerichts 
schriftlich zu stellen. Die Frist für den Antrag und für 
die Mitteilung der Bewertung wird durch Aufgabe zur 
Post gewahrt, maßgebend ist das Datum des Poststem-
pels.

§ 25
Nichtbestehen vor der mündlichen Prüfung

Sind vier oder mehr schriftliche Arbeiten eines Prüfl ings 
mit „mangelhaft“ oder „ungenügend“ bewertet worden, 
so ist der Prüfl ing von der mündlichen Prüfung ausge-
schlossen und hat die Prüfung nicht bestanden.

§ 26
Mündliche Prüfung

(1) In der mündlichen Prüfung sollen in der Regel nicht 
mehr als fünf Prüfl inge gleichzeitig geprüft werden.

(2) Vor der Prüfung soll die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses mit jedem Prüfl ing ein Gespräch füh-
ren, um ein Bild von der Persönlichkeit zu gewinnen. Die 
anderen Mitglieder des Prüfungsausschusses können zu 
dem Gespräch hinzugezogen werden.

(3) Die Gesamtdauer der mündlichen Prüfung beträgt je 
erschienenem Prüfl ing etwa 30 Minuten. Die Prüfung ist 
durch eine angemessene Pause zu unterbrechen.

(4) Die mündliche Prüfung ist vor allem eine Verständ-
nisprüfung. Sie erstreckt sich auf das gesamte Ausbil-
dungsgebiet. Fragen nach nebensächlichen Einzelheiten 
oder aus entlegenen Wissensgebieten sollen unterbleiben.

(5) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
kann Justizangehörigen, die ein dienstliches Interesse 
nachweisen, sowie Laufbahnbewerberinnen und Lauf-
bahnbewerber, die zur Prüfung anstehen, die Anwesen-
heit in der mündlichen Prüfung gestatten. Die Verkün-
dung der Entscheidung des Prüfungsausschusses fi ndet 
unter Ausschluss der Zuhörerinnen und Zuhörer statt, 
wenn mindestens ein Prüfl ing dies beantragt.

§ 27
Abstimmungen, Vorbereitung der 

abschließenden Entscheidung

(1) Alle Entscheidungen über Prüfungsleistungen fällt 
der Prüfungsausschuss mit Stimmenmehrheit. Eine 
Stimmenthaltung ist nicht zulässig. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden.

(2) Vor Beginn der mündlichen Prüfung fi ndet eine Vor-
beratung des Ausschusses statt, in der die Persönlichkeit 
und die bisherigen Leistungen der Prüfl inge erörtert 
werden. Dabei berichtet die oder der Vorsitzende den an-
deren Prüferinnen und Prüfern über das Vorgespräch.

§ 28
Schlussentscheidung

(1) Im Anschluss an die mündliche Prüfung berät der 
Ausschuss über das Ergebnis der Prüfung. Grundlage 
der Entscheidung bilden die schriftlichen Prüfungsleis-
tungen und die Leistungen in der mündlichen Prüfung.

(2) Der Prüfungsausschuss bewertet die in der mündli-
chen Prüfung erbrachte Leistung und setzt eine Note 
und Punktzahl gemäß §  13 Absatz  1 fest. Anschließend 
entscheidet er unter Ermittlung des Punktwerts für die 
Gesamtnote über das Ergebnis der Prüfung.

(3) Entsprechen die Leistungen des Prüfl ings insgesamt 
den Anforderungen, so wird die Prüfung für bestanden 
erklärt, und zwar entsprechend § 13 Absatz 2 als „aus-
reichend“, „befriedigend“, „vollbefriedigend“, „gut“ oder 
„sehr gut“. Entsprechen die Leistungen nicht den Anfor-
derungen, so ist die Prüfung für nicht bestanden zu er-
klären.

(4) Die Leistungen des Prüfl ings entsprechen in der 
 Gesamtnote den Anforderungen, wenn der Punktwert 
4,00 Punkte nicht unterschreitet.

(5) Die Punktwerte für die Gesamtnote und für die ein-
zelnen Prüfungsabschnitte sind rechnerisch zu ermitteln. 

Es sind die Aufsichtsarbeiten mit einem Anteil von 72 
Prozent und die Leistung in der mündlichen Prüfung mit 
einem Anteil von 28 Prozent zu berücksichtigen. Der 
Punktwert für die Gesamtnote wird ermittelt, indem die 
Punktzahl der Bewertung jeder Aufsichtsarbeit mit 12 
und die der Leistung in der mündlichen Prüfung mit 28 
vervielfältigt und sodann die Summe durch 100 geteilt 
wird. Alle Punktwerte sind bis auf zwei Dezimalstellen 
ohne Aufrundung und Abrundung rechnerisch zu ermit-
teln.

(6) Der Prüfungsausschuss kann bei der Entscheidung 
über das Ergebnis der Prüfung von dem rechnerisch er-
mittelten Wert für die Gesamtnote um bis zu einem 
Punkt abweichen, wenn dies aufgrund des Gesamtein-
drucks den Leistungsstand des Prüfl ings besser kenn-
zeichnet und die Abweichung auf das Bestehen keinen 
Einfl uss hat. Die Noten im Vorbereitungsdienst sind zu 
berücksichtigen.

(7) Fehler bei der Notenbezeichnung für die Gesamtnote 
und bei der Errechnung des Punktwertes können von 
Amts wegen durch die Präsidentin oder den Präsidenten 
des Oberlandesgerichts berichtigt werden. Die Berichti-
gung der Punktwerte und eine durch sie bewirkte Ände-
rung in der Notenbezeichnung sind auf der Prüfungsnie-
derschrift zu vermerken. Das unrichtige Zeugnis ist ein-
zuziehen und durch ein richtiges zu ersetzen.

(8) Die Schlussentscheidung gibt die oder der Vorsit-
zende dem Prüfl ing mündlich bekannt.

§ 29
Niederschrift über den Prüfungshergang und

Erteilung des Zeugnisses

(1) Über den Prüfungshergang ist eine Niederschrift an-
zufertigen, in die aufgenommen werden:

1.  Ort und Tag der Prüfung,

2.  die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses,

3.  die Namen und die Anwesenheit der Prüfl inge,

4.  die Bewertung der schriftlichen Prüfungsarbeiten,

5.  die Gegenstände und das Ergebnis der mündlichen 
Prüfung,

6.  die errechneten Punkte für die Gesamtnote,

7.  eine Änderung des Punktwertes für die Gesamtnote 
und die dafür maßgeblichen Gründe,

8.  alle sonstigen Entscheidungen des Prüfungsaus-
schusses, insbesondere solche gemäß § 31,

9.  die Schlussentscheidung des Prüfungsausschusses 
und

10.  die Verkündung der Entscheidung des Prüfungsaus-
schusses.

(2) Ist die Prüfung nicht bestanden und war der Vorbe-
reitungsdienst nicht im Sinne des dritten Abschnittes 
dieser Verordnung verkürzt, so wird in der Niederschrift 
vermerkt, welchen weiteren Vorbereitungsdienst der Prü-
fungsausschuss für erforderlich hält.

(3) Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen und mit den 
sonstigen Prüfungsvorgängen und den Personalakten der 
Präsidentin oder dem Präsidenten des Oberlandesge-
richts zu übersenden.

(4) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandes-
gerichts erteilt allen Prüfl ingen, die die Prüfung bestan-
den haben, ein Zeugnis über das Ergebnis der Prüfung.

§ 30
Versäumung von Prüfungsterminen, Nichtablieferung

von Prüfungsarbeiten

(1) Die Prüfung gilt als nicht bestanden, wenn der Prüf-
ling ohne genügende Entschuldigung

1.  der Ladung zur schriftlichen oder mündlichen Prü-
fung keine Folge leistet oder ohne Genehmigung der 
Vorsitzenden oder des Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses von der Prüfung zurücktritt oder
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2.  drei oder mehr Prüfungsarbeiten nicht oder nicht 
rechtzeitig abliefert.

(2) Liefert der Prüfl ing ohne genügende Entschuldigung 
eine oder zwei Prüfungsarbeiten nicht oder nicht recht-
zeitig ab, gelten sie als „ungenügend“.

(3) Sieht die Präsidentin oder der Präsident des Ober-
landesgerichts das Ausbleiben des Prüfl ings zur schriftli-
chen Prüfung oder die Nichtablieferung oder die nicht 
rechtzeitige Ablieferung einer Prüfungsarbeit als ent-
schuldigt an, so sind in einem neuen Termin alle schrift-
lichen Prüfungsarbeiten zu wiederholen.

(4) Bleibt der Prüfl ing der mündlichen Prüfung infolge 
Krankheit oder aus einem anderen wichtigen Grund fern 
und sieht die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses das Ausbleiben als entschuldigt an, so ist der 
mündliche Teil der Prüfung in einem neuen Termin abzu-
legen.

(5) Entschuldigungsgründe sind nur zu berücksichtigen, 
wenn sie unverzüglich geltend gemacht werden.

§ 31
Verstöße gegen die Prüfungsbestimmungen

(1) Als Folge eines Verstoßes gegen die Prüfungsbestim-
mungen zu eigenem oder fremdem Vorteil, namentlich 
eines Täuschungsversuchs, des Besitzes oder der Benut-
zung nicht zugelassener Hilfsmittel, können ausgespro-
chen werden:

1.  dem Prüfl ing kann die Wiederholung einzelner oder 
mehrerer Prüfungsleistungen aufgegeben werden,

2.  Prüfungsleistungen, auf die sich die Ordnungswidrig-
keit bezieht, können für „ungenügend“ (0 Punkte) er-
klärt werden oder

3.  die Prüfung kann für nicht bestanden erklärt und in 
besonders schweren Fällen der Prüfl ing von einer Wie-
derholungsprüfung ausgeschlossen werden.

(2) Die Entscheidungen trifft während der mündlichen 
Prüfung der Prüfungsausschuss, im Übrigen die Präsi-
dentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts.

(3) Über eine erst nach der Schlussentscheidung ent-
deckte Täuschung in der mündlichen Prüfung hat der 
Prüfungsausschuss zu befi nden, wenn die Prüfung nicht 
bestanden war. War sie bestanden, so ist an die Präsiden-
tin oder den Präsidenten des Oberlandesgerichts zu be-
richten. In diesem Fall sowie bei nachträglich entdeckter 
Täuschung in der schriftlichen Prüfung entscheidet die 
Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts. 
Sie oder er kann die Prüfung nachträglich für nicht be-
standen erklären, jedoch nur innerhalb einer Frist von 
fünf Jahren seit dem Tag der mündlichen Prüfung

§ 32
Wiederholung der Prüfung

(1) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, darf sie einmal 
wiederholen. Die Prüfung ist vollständig zu wiederholen, 
einzelne Prüfungsleistungen können nicht erlassen wer-
den. § 25 fi ndet Anwendung.

(2) Der weitere Vorbereitungsdienst beträgt mindestens 
sechs Monate. Art und Dauer bestimmt die Präsidentin 
oder der Präsident des Oberlandesgerichts. Dabei sollen 
die Vorschläge des Prüfungsausschusses (§  29 Absatz  2) 
berücksichtigt werden.

(3) Unbeschadet anderer Bestimmungen enden der Vor-
bereitungsdienst und das Beamtenverhältnis auf Wider-
ruf mit der Ablegung der Prüfung oder der Verkündung 
der Entscheidung über das endgültige Nichtbestehen. 
Wird die Entscheidung nicht im Prüfungstermin getrof-
fen, ist der Zeitpunkt der schriftlichen Bekanntgabe 
maßgebend.

(4) Abweichend von Absatz 2 dauert im Fall der Verkür-
zung des Vorbereitungsdienstes nach Abschnitt  3 der 
weitere Vorbereitungsdienst bis zum Ende des auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Lehrgangs beim 
Ausbildungszentrum der Justiz Nordrhein-Westfalen. An 
diesem Lehrgang hat die Laufbahnbewerberin oder der 
Laufbahnbewerber während des weiteren Vorbereitungs-
dienstes teilzunehmen. Die Art der ergänzenden Ausbil-

dung bis zum Beginn des Lehrgangs regelt die Präsiden-
tin oder der Präsident des Oberlandesgerichts.

(5) Wird das endgültige Nichtbestehen der Prüfung einer 
Beamtin oder eines Beamten auf Probe festgestellt, prüft 
die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts, ob die Beamtin oder der Beamte gemäß § 23 Ab-
satz 3 des Beamtenstatusgesetzes zu entlassen ist.

§ 33
Einsicht in die Prüfungsarbeiten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsver-
fahrens können die Verfasserinnen und Verfasser Einsicht 
in die von ihnen gefertigten Prüfungsarbeiten einschließ-
lich ihrer Bewertung nehmen.

Abschnitt 5
Berufl iche Entwicklung innerhalb 

der Laufbahngruppe 1:
Regelform

§ 34
Beförderungsvoraussetzungen

(1) Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1, ers-
tes Einstiegsamt, des Justizdienstes können sich unter 
den Voraussetzungen des § 18 Absatz 1 und 2 der Lauf-
bahnverordnung vom 21. Juni 2016 (GV. NRW. S. 461) in 
der jeweils geltenden Fassung für die Laufbahngruppe 1, 
zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes qualifi zieren.

(2) Das Auswahlverfahren ist auf der Grundlage aktuel-
ler dienstlicher Beurteilungen durchzuführen. Die Eig-
nung und Befähigung bemisst sich nach dem Anforde-
rungsprofi l, das mit der selbstständigen Wahrnehmung 
von Aufgaben der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegs-
amt, des Justizdienstes verbunden ist. Die nähere Ausge-
staltung und Durchführung des Auswahlverfahrens ob-
liegt der Präsidentin oder dem Präsidenten des Oberlan-
desgerichts.

(3) Für zugelassene Beamtinnen und Beamte der Lauf-
bahngruppe 1, erstes Einstiegsamt, des Justizdienstes 
fi ndet diese Ausbildungsordnung mit folgenden Maßga-
ben Anwendung:

1.  an die Stelle des Vorbereitungsdienstes tritt eine 
 Qualifi zierung mit einer Dauer von zwei Jahren, 
dabei  kann die Beschäftigungszeit in der Laufbahn-
gruppe  1, erstes Einstiegsamt, des Justizdienstes bis 
zur Dauer von drei Monaten auf die Qualifi zierung 
angerechnet werden;

2.  für die Qualifi zierung gelten die Vorschriften des Ab-
schnitts 2 entsprechend;

3.  nach erfolgreicher Qualifi zierung ist eine Prüfung ab-
zulegen, die der Laufbahnprüfung der Laufbahn-
gruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes 
entspricht, dabei verfolgt die Qualifi zierung das Ziel, 
am Ende der Ausbildung alle Aufgaben der Lauf-
bahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justizdiens-
tes erfüllen zu können, wobei § 5 entsprechend gilt;

4.  bis zur Verleihung eines Amtes der Laufbahngruppe 1, 
zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes werden die 
Amtsbezeichnung und die Dienstbezüge des bisheri-
gen Amtes beibehalten und

5.  wer die Prüfung auch nach Wiederholung nicht be-
steht, übernimmt wieder eine seinem Amt entspre-
chende Tätigkeit der Laufbahngruppe 1, erstes Ein-
stiegsamt, des Justizdienstes.

Abschnitt 6
Berufl iche Entwicklung innerhalb 

der Laufbahngruppe 1:
Verkürzte Qualifi zierung

§ 35
Beförderungsvoraussetzungen

Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1, erstes 
Einstiegsamt, des Justizdienstes können sich unter den 
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Voraussetzungen des § 18 Absatz 3 und 4 der Laufbahn-
verordnung vom 21. Juni 2016 (GV. NRW. S. 441) für die 
Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justiz-
dienstes qualifi zieren. § 34 Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 36
Eignungslehrgang und Fachlehrgang

(1) Die Qualifi zierung untergliedert sich in Eignungs-
lehrgang und Fachlehrgang.

(2) Der Eignungslehrgang und der sich anschließende 
Fachlehrgang dauern zusammen neun Monate.

(3) Der siebenmonatige Eignungslehrgang gliedert sich 
wie folgt:

1.  zwei Monate Fachtheorie, die durch das Ausbildungs-
zentrum der Justiz Nordrhein-Westfalen durchgeführt 
wird, und

2.  fünf Monate fachpraktische Einweisung in die Aufga-
ben der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, des 
Justizdienstes.

(4) Der zweimonatige Fachlehrgang wird durch das Aus-
bildungszentrum der Justiz Nordrhein-Westfalen durch-
geführt.

(5) Den Beamtinnen und Beamten soll während der 
Fachtheorie und des Fachlehrgangs Erholungsurlaub 
nicht gewährt werden.

(6) Während des Eignungslehrgangs und im Fachlehr-
gang ist Unterricht in allen Rechtsgebieten und Sachge-
bieten zu erteilen, deren Kenntnis für die Erfüllung der 
Aufgaben der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, 
des Justizdienstes erforderlich ist. Hierzu gehören vor 
allem Grundzüge

1. der Gerichtsorganisation,

2. des Zivilprozessrechts,

3. des Zwangsvollstreckungsrechts,

4. des Familienrechts,

5. des Kostenrechts,

6. des Strafrechts,

7. des Nachlassrechts,

8. des Insolvenzrechts,

9. des Grundbuchrechts,

10. des Handelsrechts und Registerrechts,

11. der Verwaltungssachen,

12.  des Staatsrechts, des Beamtenrechts, des Arbeits-
rechts und des Personalvertretungsrechts sowie

13.  der Informationstechnik und der Informations-
verarbeitung.

§ 37
Fachtheorie

(1) Die Fachtheorie im Rahmen des Eignungslehrgangs 
umfasst regelmäßig 240 Stunden. Der Unterricht wird 
durch Vorträge, Besprechungen und Übungen erteilt.

(2) Die Leitung der Fachtheorie obliegt der Leiterin oder 
dem Leiter des Ausbildungszentrums der Justiz Nord-
rhein-Westfalen. Sie oder er kann eine Lehrkraft mit 
Aufgaben der Leitung der Fachtheorie betrauen. Diese 
Lehrkraft erstellt im Benehmen mit den Präsidentinnen 
und Präsidenten der Oberlandesgerichte den Lehrplan, 
stellt den Stundenplan auf und sorgt für einen ord-
nungsgemäßen Unterricht. Der Stundenplan ist so zu ge-
stalten, dass den Beamtinnen und Beamten hinreichend 
Zeit verbleibt, den Lehrstoff zu verarbeiten und ihr Wis-
sen durch eigenes Studium zu erweitern und zu vertie-
fen.

(3) Die Beamtinnen und Beamten haben während der 
Fachtheorie schriftliche Arbeiten unter Aufsicht zu ferti-
gen. Die Arbeiten sind durch die zuständige Lehrkraft zu 
begutachten und mit einer Note und Punktzahl nach 
§  13 Absatz  1 zu bewerten. Die Arbeiten sind mit den 
Beamtinnen und Beamten zu besprechen und diesen aus-
zuhändigen. Über die Ergebnisse der Aufsichtsarbeiten 

sind Übersichten anzufertigen, die der Leitung der Fach-
theorie unverzüglich vorzulegen sind.

§ 38
Fachpraktische Einweisung

(1) Die fachpraktische Einweisung wird von der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten des Oberlandesgerichts ge-
leitet. Während dieser Zeit werden die Beamtinnen und 
Beamten beim Amtsgericht drei Monate in die Aufgaben 
der Abteilungen der streitigen und freiwilligen Gerichts-
barkeit jeweils unter Berücksichtigung des Kostenrechts 
eingeführt. Ferner werden sie mit den Aufgaben der 
Zahlstelle sowie der Anweisungsstelle bekannt gemacht. 
Beim Landgericht werden sie für einen Monat in die 
Aufgaben der Justizverwaltung, bei der Staatsanwalt-
schaft für einen Monat in die Aufgaben der Laufbahn-
gruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes in Er-
mittlungsangelegenheiten und Strafvollstreckungsange-
legenheiten eingeführt. Anstelle der Ausbildung beim 
Landgericht kann im Bedarfsfall die Einführung in Ver-
waltungssachen auch bei einem großen Amtsgericht oder 
bei einem Oberlandesgericht stattfi nden.

(2) Die fachpraktische Einweisung ist durch begleiten-
den Unterricht zu ergänzen. Die Leiterin oder der Leiter 
des Ausbildungszentrums der Justiz Nordrhein-Westfa-
len oder eine von ihr oder ihm beauftragte Lehrkraft er-
stellt im Benehmen mit den Präsidentinnen und Präsi-
denten der Oberlandesgerichte den Lehrplan für den 
planmäßigen Unterricht und erstellt die erforderlichen 
Unterrichtsmaterialien. Für das Unterrichtsmaterial im 
Bereich Informationstechnik sind die Präsidentinnen 
und Präsidenten der Oberlandesgerichte verantwortlich. 
Absatz  1 Satz  1 bleibt unberührt. Das Nähere zur 
Durchführung des Lehrplans bestimmt die Präsidentin 
oder der Präsident des Oberlandesgerichts. Die Präsi-
dentinnen und Präsidenten der Oberlandesgerichte kön-
nen vereinbaren, dass der Unterricht in einer oder meh-
reren Justizbehörden, auch gerichtsbezirksübergreifend, 
durchgeführt wird. Weitere Abweichungen können im 
Einzelfall mit Zustimmung des für Justiz zuständigen 
Ministeriums bestimmt werden.

§ 39
Fachlehrgang

(1) Beamtinnen und Beamte, deren Eignung und Leis-
tungen in der Fachtheorie und in der fachpraktischen 
Einweisung von der Präsidentin oder dem Präsidenten 
des Oberlandesgerichts insgesamt mindestens mit „aus-
reichend“ beurteilt werden, nehmen an dem Fachlehr-
gang mit abschließender Prüfung teil.

(2) Für den Fachlehrgang gelten die Vorschriften für die 
Fachtheorie (§ 37) entsprechend.

(3) Wer den Anforderungen des Absatzes 1 nicht genügt, 
übernimmt wieder eine seinem Amt entsprechende Tä-
tigkeit der Laufbahngruppe 1, erstes Einstiegsamt, des 
Justizdienstes.

§ 40
Zeugnisse

Die §§ 12 und 13 fi nden entsprechende Anwendung. Aus-
bildungsabschnitte im Sinne von § 12 Absatz 1 sind die 
Fachtheorie, die Zeiten der fachpraktischen Einweisung 
beim Amtsgericht, beim Landgericht und bei der Staats-
anwaltschaft, der Begleitunterricht und der Fachlehr-
gang.

§ 41
Dienstleistungsauftrag

Nach der schriftlichen Prüfung kann die Präsidentin 
oder der Präsident des Oberlandesgerichts den Beamtin-
nen und Beamten, deren Wissen und Leistungsstand dies 
zulässt, im Rahmen des Ausbildungsziels die selbst-
ständige Wahrnehmung von Aufgaben der Laufbahn-
gruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes über-
tragen (Dienstleistungsauftrag). Die ausreichende Vorbe-
reitung auf die mündliche Prüfung darf dadurch nicht 
beeinträchtigt werden.
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§ 42
Beförderungsvoraussetzungen

(1) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und 
einem mündlichen Teil. Die schriftliche Prüfung dauert 
zwei Tage. Dabei sind unter Aufsicht vier Aufgaben zu 
bearbeiten. Die Aufgaben sind aus den in § 36 Absatz 6 
genannten Lerngebieten zu stellen. Teile der Aufgaben 
können auch im Multiple- Choice-Verfahren verfasst 
werden. Die Zeit zur Lösung einer Prüfungsaufgabe soll 
zwei Stunden nicht überschreiten.

(2) Sind mindestens zwei schriftliche Prüfungsaufgaben 
mit „mangelhaft“ oder „ungenügend“ bewertet worden, 
so ist die Beamtin oder der Beamte von der mündlichen 
Prüfung ausgeschlossen und hat die Prüfung insgesamt 
nicht bestanden.

(3) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf die in § 36 
Absatz  6 genannten Lerngebiete. Sie ist vor allem eine 
Verständnisprüfung. Fragen nach nebensächlichen Ein-
zelheiten oder aus entlegenen Wissensgebieten sollen un-
terbleiben.

(4) Für die Prüfung gelten im Übrigen die §§ 20 bis 22, 
23 Absatz 2 bis 7, §§ 24, 26 Absatz 1 bis 3, Absatz 5, §§ 27 
bis 31 und 33 mit der Maßgabe, dass nur ein Prüfungs-
ausschuss gebildet wird, und zwar bei dem Oberlandes-
gericht Hamm. §  28 Absatz  5 gilt ferner nur mit der 
Maßgabe, dass die Punktzahl der Bewertung jeder Auf-
sichtsarbeit mit 18 zu multiplizieren ist.

§ 43
Wiederholung der Prüfung

(1) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, darf sie einmal 
wiederholen. Einzelne Prüfungsleistungen können nicht 
erlassen werden. § 42 Absatz 2 fi ndet Anwendung.

(2) Die weitere Einführungszeit beträgt höchstens drei 
Monate. Art und Dauer bestimmt die Präsidentin oder 
der Präsident des Oberlandesgerichts. Sie oder er soll 
dabei die Vorschläge des Prüfungsausschusses berück-
sichtigen.

(3) Wer die Prüfung endgültig nicht bestanden hat, über-
nimmt wieder eine seinem Amt entsprechende Tätigkeit 
der Laufbahngruppe 1, erstes Einstiegsamt, des Justiz-
dienstes.

§ 44
Status nach bestandener Prüfung

(1) Mit dem Bestehen der Prüfung wird die Berechtigung 
zum Führen der Berufsbezeichnung nach § 1 Absatz 2 er-
worben.

(2) Bis zur Verleihung eines Amtes werden die Amtsbe-
zeichnung und die Dienstbezüge des bisherigen Amtes 
beibehalten.

Abschnitt 7
Fachgerichtsbarkeiten

§ 45
Anwendung in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, 

der Sozialgerichtsbarkeit, der Finanzgerichtsbarkeit 
und der Arbeitsgerichtsbarkeit

(1) Diese Ausbildungsordnung fi ndet auf Laufbahnbe-
werberinnen und Laufbahnbewerber, die für die Lauf-
bahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justizdienstes 
in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, der Sozialgerichts-
barkeit, der Finanzgerichtsbarkeit und der Arbeitsge-
richtsbarkeit ausgebildet werden, mit folgenden Maßga-
ben Anwendung:

1.  Bewerbungsgesuche (§ 3) sind an die Präsidentin oder 
den Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts für das 
Land Nordrhein-Westfalen, des Landessozialgerichts 
Nordrhein-Westfalen, der Finanzgerichte oder der 
Landesarbeitsgerichte, in deren oder dessen Bezirk 
die Einstellung gewünscht wird, zu richten;

2.  §  6 Absatz  1 Satz  2 beziehungsweise §  14 Absatz  1 
Satz 1 Nummer 2 gilt für Verwaltungsangestellte und 
Regierungsangestellte entsprechend;

3.  die Entscheidung nach § 6 Absatz 4 beziehungsweise 
§ 16 Absatz 3 trifft die Präsidentin oder der Präsident 
des Oberverwaltungsgericht für das Land Nord-
rhein-Westfalen, des Landessozialgerichts Nord-
rhein-Westfalen, des Finanzgerichts oder des Landes-
arbeitsgerichts im Benehmen mit der Präsidentin oder 
dem Präsidenten des Oberlandesgerichts und

4.  an die Stelle des in § 23 Absatz 1 Nummer 2 genann-
ten Aufgabenschwerpunkts tritt ein Aufgabenschwer-
punkt aus der Fachgerichtsbarkeit, für die ausgebildet 
wird, hierzu kann abweichend von §  23 Absatz  2 
Satz  1 die jeweilige Fachgerichtsbarkeit im Einver-
nehmen mit der Leiterin oder dem Leiter des Ausbil-
dungszentrums der Justiz Nordrhein-Westfalen die 
schriftliche Prüfungsaufgabe einschließlich des Lö-
sungsvorschlags erstellen.

(2) Soweit der Vorbereitungsdienst nicht im Sinne des 
Abschnitts 3 dieser Verordnung verkürzt ist, gliedert er 
sich für die Anwärterinnen und Anwärter, die für die 
Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, des Justiz-
dienstes in den genannten Fachgerichtsbarkeiten ausge-
bildet werden, im dritten, fünften und siebten Abschnitt 
(§ 7 Nummer 3, 5 und 7) wie folgt:

1. dritter Abschnitt:
Fachpraxis I
zwei Monate fachpraktische Ausbildung beim 
 Amtsgericht,
ein Monat fachpraktische Ausbildung bei einem Gericht 
der Fachgerichtsbarkeit, für die ausgebildet wird,

2. fünfter Abschnitt:
Fachpraxis II
fünf Monate fachpraktische Ausbildung bei Amtsgericht 
und Landgericht, ein Monat fachpraktische Ausbildung 
bei einem Gericht der Fachgerichtsbarkeit, für die 
 ausgebildet wird und

3. siebter Abschnitt:
Fachpraxis III
drei Monate fachpraktische Ausbildung bei Amtsgericht 
und Landgericht, ein Monat fachpraktische Ausbildung 
bei einem Gericht der Fachgerichtsbarkeit, für die 
 ausgebildet wird.

Im Einzelfall können mit Zustimmung des für Justiz 
 zuständigen Ministeriums Abweichungen bestimmt 
 werden.

(3) Die Anwärterinnen und Anwärter nehmen während 
der praktischen Ausbildung bei ihrer Fachgerichtsbar-
keit weiter an dem Begleitunterricht der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit (§ 10) teil.

Abschnitt 8
Regelungen für Menschen mit Behinderungen

§ 46
Regelungen für Menschen mit Behinderungen

Menschen mit Behinderungen sind unabhängig von der 
Zuerkennung einer Schwerbehinderung im Sinne des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch – Rehabilitation und 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen – vom 23. 
Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 18. April 2019 (BGBl.  I S.  473) 
geändert worden ist, bei der Erbringung von Leistungen 
während des Vorbereitungsdienstes und der Qualifi zie-
rung sowie für die Teilnahme an der Laufbahnprüfung 
beziehungsweise Prüfung  gemäß § 42 die ihrer Behinde-
rung angemessenen Erleichterungen zu gewähren. Art 
und Umfang der Erleichterungen sind mit den behinder-
ten Menschen zu erörtern. Die Erleichterungen dürfen 
nicht zu einer qualitativen Herabsetzung der Anforde-
rungen führen. Bei schwerbehinderten und diesen 
gleichgestellten behinderten Menschen im Sinne von 
Teil  3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch ist die zu-
ständige Schwerbehindertenvertretung rechtzeitig zu in-
formieren und anzuhören. §  23 Absatz  4 bleibt unbe-
rührt.
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Abschnitt 9
Schlussvorschriften und Übergangsvorschriften

§ 47
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelung

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2019 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Ausbildungsordnung der Justiz-
fachwirtinnen und Justizfachwirte vom 12. September 
2005 (GV. NRW. S.  804), die zuletzt durch Verordnung 
vom 4. Dezember 2017 (GV. NRW. S. 918) geändert wor-
den ist, außer Kraft.

(2) Justizsekretäranwärterinnen und Justizsekretäran-
wärter sowie für nach Abschnitt  5 oder 6 zugelassene 
Beamtinnen und Beamte, deren Ausbildung vor dem 1. 
August 2019 begonnen hat setzen ihre Ausbildung nach 
den bisher geltenden Vorschriften fort und legen ihre 
Prüfung nach den bisher geltenden Vorschriften ab.

Artikel 2
Änderung der Gerichtsvollzieherausbildungsordnung

Die Gerichtsvollzieherausbildungsordnung vom 16. No-
vember 2017 (GV. NRW. S. 836) wird wie folgt geändert:

1.  In §  7 Absatz  6 Satz  1 wird das Wort „Teilnehmer“ 
durch das Wort „Teilnehmern“ ersetzt.

2.  In § 9 Satz 2 werden die zweite Nummer 2 und Num-
mer 3 die Nummern 3 und 4.

3.  In §  34 Absatz  1 wird die zweite Nummer  2 Num-
mer 3.

Artikel 3
Änderung der Ausbildungsordnung Justizdienst 1.2

im öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis

§  3 der Ausbildungsordnung Justizdienst 1.2 im öffent-
lich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis vom 27. April 
2018 (GV. NRW. S. 212) wird wie folgt geändert:

1.  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

  „(4) Bleibt die Justizsekretäranwärterin oder der Jus-
tizsekretäranwärter ohne Genehmigung schuldhaft 
dem Dienst fern, so führt dies für die Zeit des Fern-
bleibens zu einem Verlust der Unterhaltsbeihilfe. Dies 
gilt auch bei einem Fernbleiben vom Dienst für Teile 
eines Tages.“

2.  Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Absätze 5 
und 6.

Artikel 4
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 26. Juni 2019

Der Minister der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Peter  B i e s e n b a c h

– GV. NRW. 2019 S. 305

203011

Zweite Verordnung
zur Änderung der Prüfungsordnung für den 

 Ausbildungsberuf der/des Justizfachangestellten 
für die Durchführung von Prüfungen 

im Lande Nordrhein-Westfalen
Vom 31. Mai 2019 

Aufgrund des § 47 Absatz 1 und des § 79 Absatz 4 Satz 1 
des Berufsbildungsgesetzes vom 23. Mai 2005 (BGBl.  I 

S. 931) in Verbindung mit § 5 Absatz 3 Satz 1 des Lan-
desorganisationsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. 
S.  421), der durch Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Mai 
2000 (GV. NRW. S. 462) geändert worden ist, und in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a 
der Verordnung über die Zuständigkeiten nach dem Be-
rufsbildungsgesetz (BBiG) und die Angelegenheiten der 
Berufsbildung im Rahmen der Handwerksordnung 
(HwO) sowie die Zuständigkeiten nach dem Berufsquali-
fi kationsfeststellungsgesetz (BQFG) vom 5. September 
2006 (GV. NRW. S.  446) verordnet der Präsident des 
Oberlandesgerichts Hamm mit Genehmigung des Minis-
teriums der Justiz:

Artikel 1
Die Prüfungsordnung für den Ausbildungsberuf der/des 
Justizfachangestellten für die Durchführung von Prü-
fungen im Lande Nordrhein-Westfalen vom 9. April 1999 
(GV. NRW. S. 142), die zuletzt durch Artikel 35 (Zweiter 
Teil) des Gesetzes vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 498) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Der Angabe „1. Abschnitt:“ wird folgende Inhalts-
übersicht vorangestellt:

 „Inhaltsübersicht

 Erster Abschnitt
 Prüfungsausschüsse

 § 1 Errichtung

 § 2 Zusammensetzung und Berufung

 § 3 Befangenheit

 § 4  Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung 
(§ 41 des Berufsbildungsgesetzes)

 § 5 Geschäftsführung

 § 6 Verschwiegenheit

 Zweiter Abschnitt
 Vorbereitung der Prüfung

 § 7 Prüfungstermine

 § 8  Zulassungsvoraussetzungen für die Abschluss-
prüfung

 § 9  Zulassungsvoraussetzungen in besonderen 
 Fällen (§ 45 des Berufsbildungsgesetzes)

 § 10 Anmeldung zur Prüfung

 § 11 Entscheidung über die Zulassung

 Dritter Abschnitt
 Durchführung der Prüfung

 § 12 Prüfungsgegenstand

 § 13 Gliederung der Prüfung

 § 14 Prüfungsaufgaben

 § 15 Nichtöffentlichkeit

 § 16 Leitung und Aufsicht

 § 17 Ausweispfl icht und Belehrung

 § 18 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

 § 19 Rücktritt, Nichtteilnahme

 Vierter Abschnitt
 Bewertung, Feststellung und Beurkundung 
 des Prüfungsergebnisses

 § 20 Bewertung

 § 21 Feststellung des Prüfungsergebnisses

 § 22 Prüfungszeugnis

 § 23 Nicht bestandene Prüfung
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 Fünfter Abschnitt
 Wiederholungsprüfung

 § 24 Wiederholungsprüfung

 Sechster Abschnitt
 Zwischenprüfung

 § 25 Zwischenprüfung

 Siebter Abschnitt
 Schlussbestimmungen

 § 26 Rechtsmittel

 § 27 Prüfungsunterlagen

 § 28 Inkrafttreten, Genehmigung“

2.  In § 1 Absatz 2 wird das Wort „Prüfungsbewerbern“ 
durch das Wort „Prüfl ingen“ ersetzt.

3.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

   „Zum Mitglied soll eine Beamtin oder ein Beam-
ter der Laufbahngruppen 2.2 oder 2.1 des Justiz-
dienstes, eine Beamtin oder ein Beamter der 
Laufbahngruppe 1.2. des Justizdienstes oder eine 
Justizbeschäftigte oder ein Justizbeschäftigter so-
wie eine Lehrerin oder ein Lehrer einer berufsbil-
denden Schule berufen werden.“

 b)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Dem Prüfungsausschuss müssen als Mitglieder 
Beauftragte der Arbeitgeber und der Arbeitneh-
mer in gleicher Zahl sowie mindestens eine Leh-
rerin oder ein Lehrer einer berufsbildenden 
Schule angehören.“

 c)  In Absatz  2 Satz  3 werden vor dem Wort „Stell-
vertreter“ die Wörter „Stellvertreterinnen bezie-
hungsweise“ eingefügt.

4.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  1 wird das Wort „Prüfungsbewerber“ 
durch das Wort „Prüfl ing“ ersetzt.

 b)  In Absatz 2 werden vor dem Wort „Ausbilder“ die 
Wörter „Ausbilderinnen und“ eingefügt.

 c)  In Absatz 3 wird das Wort „Prüfungsteilnehmer“ 
durch das Wort „Prüfl inge“ ersetzt.

5.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift wird die Angabe „§ 38 BBiG“ 
durch die Wörter „§ 41 des Berufsbildungsgesetz-
tes“ ersetzt.

 b)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Der Prüfungsausschuss wählt aus seiner Mitte 
eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine 
stellvertretende Vorsitzende oder einen stellver-
tretenden Vorsitzenden.“ 

 c)  Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

   „Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder 
des Vorsitzenden den Ausschlag.

6.  § 8 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

   „3. wessen Berufsausbildungsverhältnis in das 
Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse 
eingetragen oder aus einem Grund nicht eingetra-
gen ist, den weder die oder der Auszubildende 
noch die gesetzlichen Vertreter zu vertreten ha-
ben.“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

   „(2) Auszubildende mit Bedarf an sonderpädago-
gischer Unterstützung (Förderschwerpunkte: Se-
hen, Hören und Kommunikation, körperliche und 
motorische Entwicklung sowie geistige Entwick-
lung) sind zur Abschlussprüfung auch zuzulassen, 
wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht 
vorliegen.“

7.  § 9 wird wie folgt gefasst:

 „§ 9
 Zulassungsvoraussetzungen in besonderen Fällen 
 (§ 45 des Berufsbildungsgesetzes)

  (1) Auszubildende können nach Anhörung der oder 
des Ausbildenden und der Berufsschule vor Ablauf 
der Ausbildungszeit zur Abschlussprüfung zugelas-
sen werden, wenn ihre Leistungen dies rechtfertigen.

  (2) Zur Abschlussprüfung ist auch zuzulassen, wer 
nachweist, dass er mindestens das Eineinhalbfache 
der Zeit, die als Ausbildungszeit vorgeschrieben ist, 
in dem Beruf tätig gewesen ist, in dem er die Prüfung 
ablegen will. Hiervon kann abgesehen werden, wenn 
durch Vorlage von Zeugnissen oder auf andere Weise 
glaubhaft dargetan wird, dass die Bewerberin oder 
der Bewerber Kenntnisse und Fertigkeiten erworben 
hat, die die Zulassung zur Prüfung rechtfertigen.“

8.  § 10 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Die Anmeldung zur Prüfung hat schriftlich 
nach den von der zuständigen Stelle bestimmten 
Anmeldefristen und -formularen durch die Aus-
bildende oder den Ausbildenden zur Zustimmung 
der oder des Auszubildenden zu erfolgen.“

 b)  In Absatz  2 Satz  1 werden vor dem Wort „Prü-
fungsbewerber“ die Wörter „Prüfungsbewerbe-
rinnen und“ eingefügt.

 c)  Die Absätze 3 und 4 werden wie folgt gefasst:

   „(3) Die Anmeldung hat bei der zuständigen Stel-
len zu erfolgen, in deren Bezirk

  1.  in den Fällen des § 8 und des § 9 Absatz 1 die 
Ausbildungsstätte liegt,

  2.  in den Fällen des § 9 Absatz 2 die Arbeitsstätte 
oder, soweit kein Arbeitsverhältnis besteht, der 
Wohnsitz der Prüfungsbewerberin beziehungs-
weise des Prüfungsbewerbers liegt, und

  3.  in den Fällen des § 1 Absatz 3 der gemeinsame 
Prüfungsausschuss errichtet worden ist.

   (4) Der Anmeldung sind beizufügen:

  1.  in den Fällen des § 8 und des § 9 Absatz 1:

   a)  eine Bescheinigung über die Teilnahme an 
der vorgeschriebenen Zwischenprüfung,

   b)  eine Bescheinigung der oder des Ausbil-
denden über die ordnungsgemäße Führung 
des Ausbildungsnachweises im Sinne des 
§ 13 Satz 2 Nummer 7 des Berufsbildungs-
gesetzes,

   c)  eine abschließende Beurteilung durch die 
Ausbildende oder den Ausbildenden,

   d)  die Zustimmungserklärung der oder des 
Auszubildenden und

   e)  das letzte Zeugnis der Berufsschule, sowie

  2.  in den Fällen des § 9 Absatz 2:

   a)  Tätigkeitsnachweise oder eine glaubhafte 
Darlegung über den Erwerb von Kenntnis-
sen und Fertigkeiten im Sinne des §  9 Ab-
satz 2,

   b)  das letzte Zeugnis der zuletzt besuchten be-
rufsbildenden Schule und

   c)  gegebenenfalls weitere Ausbildungs- und 
Tätigkeitsnachweise.“

9.  § 11 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

   „(2) Die Entscheidung über die Zulassung ist der 
Prüfungsbewerberin oder dem Prüfungsbewerber 
rechtzeitig unter Angabe des Prüfungstages und 
-ortes einschließlich der erlaubten Arbeits- und 
Hilfsmittel mitzuteilen.
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 b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) Ist der Prüfl ing auf Grund falscher Angaben 
oder gefälschter Unterlagen zur Prüfung zugelas-
sen worden, so kann der Prüfungsausschuss

  1.  bis zum Abschluss der Prüfung die Zulassung 
widerrufen oder innerhalb eines Jahres nach 
Abschluss der Prüfung nach Anhörung des 
Prüfl ings die Prüfung für nicht bestanden er-
klären.“

10.  In § 12 Satz 1 wird das Wort „Prüfungsteilnehmer“ 
durch das Wort „Prüfl inge“ ersetzt.

11.  In §  13 Absatz  1 werden die Wörter „in der jeweils 
gültigen“ durch die Wörter „vom 26. Januar 1998 
(BGBl. I S. 195) in der jeweils geltenden“ ersetzt.

12.  In § 15 Satz 1 werden vor dem Wort „Vertreter“ die 
Wörter „Vertreterinnen und“ eingefügt.

13.  § 16 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Die Prüfung wird unter Leitung der oder des 
Vorsitzenden vom gesamten Prüfungsausschuss 
abgenommen.“

 b)  In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Prüfungsteil-
nehmer“ durch das Wort „Prüfl inge“ ersetzt.

14.  § 17 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

  „Die Prüfl inge haben sich auf Verlangen der oder des 
Vorsitzenden oder der Aufsichtführenden über ihre 
Person auszuweisen.“

15.  § 18 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  1 wird das Wort „Teilnehmer“ durch 
das Wort „Prüfl inge“ ersetzt.

 b)  In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Prüfungs-
teilnehmers oder der Prüfungsteilnehmerin“ 
durch das Wort „Prüfl ings“ ersetzt.

16.  § 19 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  1 Satz  1, Absatz  2 und 3 wird jeweils 
das Wort „Prüfungsbewerber“ durch das Wort 
„Prüfl inge“ ersetzt.

 b)  In Absatz  2 wird die Angabe „z.B.“ durch die 
Wörter „zum Beispiel“ ersetzt.

17.  § 21 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

   „Sie ist von der oder dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses zu unterzeichnen.“

 b)  Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

   „(6) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses soll den Prüfl ingen am letzten Prüfungs-
tag mitteilen, ob sie die Prüfung bestanden oder 
nicht bestanden haben. Hierüber ist den Prüfl in-
gen unverzüglich eine von der oder dem Vorsit-
zenden zu unterzeichnende Bescheinigung auszu-
händigen. Dabei ist als Termin des Bestehens be-
ziehungsweise Nichtbestehens der Tag der letzten 
Prüfungsleistung einzusetzen.“

18.  § 22 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 wird das Wort „Prüfungsteilnehmer“ 
durch das Wort „Prüfl inge“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird durch folgende Absätze 2 und 3 er-
setzt:

   „(2) Das Prüfungszeugnis enthält

  1.  die Bezeichnung “Prüfungszeugnis nach §  37 
des Berufsbildungsgesetzes“,

  2.  die Personalien des Prüfl ings,

  3.  den Ausbildungsberuf,

  4.  das Gesamtergebnis der Prüfung und die Er-
gebnisse von einzelnen Prüfungsleistungen,

  5.  das Datum des Bestehens der Prüfung,

  6.  die Unterschriften der oder des Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses und der oder des Be-
auftragten der zuständigen Stelle mit Siegel; 
mit Zustimmung der oder des Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses kann deren beziehungs-
weise dessen Unterschrift durch die Unter-
schrift eines anderen Mitglieds des Prüfungs-
ausschusses ersetzt werden und

  7.  die Zuordnung des Abschlusses zu dem ent-
sprechenden Niveau im Deutschen und Euro-
päischen Qualifi kationsrahmen.

  (3) Auf Antrag des Prüfl ings wird zusätzlich das Er-
gebnis berufsschulischer Leistungsfeststellungen 
ausgewiesen.“

19.  § 23 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Bei nicht bestandener Prüfung erhalten die 
Prüfl inge und gegebenenfalls die gesetzlichen Ver-
treter sowie die Ausbildenden von der zuständi-
gen Stelle einen schriftlichen Bescheid.“

 b)  In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „Abs.“ durch 
das Wort „Absatz“ ersetzt.

20.  § 24 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

  „(3) Sind bei einer nicht bestandenen Prüfung in ei-
nem Prüfungsfach – mit Ausnahme des Prüfungs-
fachs „fallbezogene Rechtsanwendung“ – mindestens 
ausreichende Leistungen erbracht worden, so ist die-
ser Teil auf Antrag des Prüfl ings nicht zu wiederho-
len, sofern er sich innerhalb von zwei Jahren – ge-
rechnet vom Tag der nicht bestandenen Prüfung an – 
zur Wiederholungsprüfung anmeldet.“

21.  § 25 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 2 werden nach dem Wort „Anlage“ die 
Wörter „zur Verordnung über die Berufsausbil-
dung zum Justizfachangestellten/zur Justizfach-
angestellten“ eingefügt.

 b)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

   „(4) Für die Durchführung der Zwischenprüfung 
gelten die Vorschriften § 7 Absatz 1, § 10 Absatz 1 
und Absatz 3, §  14 Absatz 1 und Absatz 2, §  15, 
§ 16 Absatz 1 und Absatz 2, § 17, § 18, § 19, § 20 
und § 21 Absatz 1 entsprechend.“

 c)  Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

   „Sie ist von der oder dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses zu unterschreiben.“

 d)  In Absatz  6 wird die Angabe „ggf.“ durch das 
Wort „gegebenenfalls“ ersetzt.

22.  Die Überschrift des 7. Abschnitts wird wie folgt ge-
fasst:

 „7. Abschnitt

 Schlussbestimmungen“.

23.  In § 26 Satz 1 werden die Wörter „Prüfungsbewerber 
bzw. -teilnehmer“ durch die Wörter „Prüfungsbewer-
berinnen und Prüfungsbewerber beziehungsweise 
Prüfl inge“ ersetzt.

24.  § 27 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz  1 wird das Wort „Prüfungsteilnehmern“ 
durch das Wort „Prüfl ingen“ ersetzt.

 b)  In Satz  2 wird die Angabe „Abs.“ jeweils durch 
das Wort „Absatz“ ersetzt.

25.  In §  28 Satz  2 wird die Angabe „BBiG“ durch die 
Wörter „des Berufsbildungsgesetzes“ ersetzt.

26.  § 29 wird aufgehoben.
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Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Diese Verordnung ist am 22. Mai 2019 durch das 
Ministerium der Justiz gemäß § 47 Absatz 1 Satz 2 des 
Berufsbildungsgesetzes vom 23. März 2005 (BGBl.  I 
S. 931), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 17. 
Juli 2017 (BGBl.  I S. 2581) geändert worden ist, geneh-
migt worden. 

Hamm, den 31. Mai 2019

Der Präsident des Oberlandesgerichts Hamm

Johannes  K e d e r s

– GV. NRW. 2019 S. 316

223

Gesetz
zur Regelung des Belastungsausgleichs 

zum Gesetz zur Neuregelung der Dauer der 
 Bildungsgänge im Gymnasium 

(Belastungsausgleichsgesetz G 9 – BAG-G 9)
Vom 2. Juli 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Regelung des Belastungsausgleichs 

zum Gesetz zur Neuregelung der Dauer der 
Bildungsgänge im Gymnasium

(Belastungsausgleichsgesetz G 9 – BAG-G 9)

§ 1
Belastungsausgleich

(1) Für wesentliche Belastungen der Gemeinden und 
Kreise als Schulträger infolge des 13.  Schulrechtsände-
rungsgesetzes vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S.  404) ge-
währt das Land diesen einen fi nanziellen Ausgleich.

(2) Wesentliche Belastungen im Sinne des Absatzes 1 er-
geben sich für die kommunalen Schulträger aus ihrer 
Kostentragungspfl icht gemäß § 92 Absatz 3 des Schulge-
setzes NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.  Juli 2018 
(GV. NRW. S. 404) geändert worden ist. 

(3) Der fi nanzielle Ausgleich umfasst die einmaligen in-
vestiven Kosten für die Schaffung und Ausstattung von 
Schulraum und die jährlich wiederkehrenden Kosten der 
Schulträger als Folge der Einführung einer zusätzlichen 
Jahrgangsstufe in der Sekundarstufe I von Gymnasien. 
Er wird pauschaliert. 

(4) Der fi nanzielle Ausgleich für die investiven Kosten 
beträgt 518 Millionen Euro.

(5) Der fi nanzielle Ausgleich für die jährlich wiederkeh-
renden Kosten beträgt in den Jahren 2024 bis 2026 unter 
Anrechnung ersparter Aufwendungen der Schulträger 
jeweils 7,76 Millionen Euro, danach jährlich 27,946 Milli-
onen Euro.

§ 2
Verteilschlüssel

(1) Von den Mitteln für den Ausgleich der investiven 
Kosten gemäß § 1 Absatz 4 werden 259 Millionen Euro 
gemäß den Sätzen 2 bis 5 verteilt. Maßgeblich ist die 
Zahl der Schülerinnen und Schüler der Klasse 5, die am 
15. Oktober 2018 ein Gymnasium in Trägerschaft der Ge-
meinden und Kreise besucht haben, das ab dem 1. Au-
gust 2019 mit neunjährigem Bildungsgang geführt wird. 
Diese Schülerzahl wird zu der entsprechenden landes-

weiten Schülerzahl ins Verhältnis gesetzt. Der so ermit-
telte Prozentwert wird mit dem sich aus der Anlage 1 zu 
diesem Gesetz aufgeführten jeweiligen gemeindebezoge-
nen Regionalen Baukostenfaktor multipliziert. Der nach 
Satz 3 gewichtete jeweilige Prozentwert wird durch die 
Summe aller Prozentwerte dividiert und der Quotient-
wert hieraus mit 259 000 000 multipliziert. Der danach 
für jeden gemäß Satz 2 betroffenen Schulträger errech-
nete Wert ist dessen betragsmäßiger Anteil an dem nach 
Satz  1 zu verteilenden hälftigen Teilbetrag des Belas-
tungsausgleichs.

(2) Die verbleibenden Mittel in Höhe von 259 Millionen 
Euro werden gemäß den Sätzen 2 bis 7 verteilt. Maßgeb-
lich ist die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die am 
15. Oktober 2023 die Sekundarstufe I eines Gymnasiums 
in Trägerschaft der Gemeinden und Kreise besuchen, das 
ab dem 1. August 2019 mit neunjährigem Bildungsgang 
geführt wird. Davon wird die Zahl der Schülerinnen und 
Schüler abgezogen, die am 15. Oktober 2017 die Sekun-
darstufe I desselben Gymnasiums besuchten, sofern es zu 
diesem Zeitpunkt mit achtjährigem Bildungsgang ge-
führt wurde. Für jeden nach Satz 2 betroffenen Schulträ-
ger werden die sich für die von ihm getragenen Schulen 
ergebenden Differenzen addiert. Eine sich aus der Addi-
tion ergebende negative Differenz (Schülerzahlrückgang) 
bleibt in den weiteren Berechnungsschritten unberück-
sichtigt. Die durch Addition ermittelte Differenz (Schü-
lerzahlzuwachs) wird mit dem sich aus der Anlage 1 zu 
diesem Gesetz aufgeführten jeweiligen gemeindebezoge-
nen Regionalen Baukostenfaktor multipliziert. Das sich 
hieraus ergebende Produkt wird durch die Summe der 
jeweiligen berücksichtigungsfähigen Produkte aller nach 
Satz 2 betroffenen öffentlichen Schulträger dividiert und 
der Quotientwert hieraus mit 259 000 000 multipliziert. 
Der danach für jeden gemäß Satz  2 betroffenen Schul-
träger errechnete Wert ist dessen betragsmäßiger Anteil 
an dem nach Satz 1 zu verteilenden hälftigen Teilbetrag 
des Belastungsausgleichs.

(3) Die Mittel für den Ausgleich der jährlich wiederkeh-
renden Kosten gemäß §  1 Absatz  5 werden gemäß den 
Sätzen 2 bis 4 verteilt. Maßgeblich ist die Zahl der Schü-
lerinnen und Schüler, die am 15. Oktober des jeweils vor-
letzten Jahres die Klasse 10 eines Gymnasiums in Trä-
gerschaft der Gemeinden und Kreise besucht haben, das 
ab dem 1. August 2019 mit neunjährigem Bildungsgang 
geführt wird. Diese Schülerzahl wird zu der entspre-
chenden landesweiten Schülerzahl ins Verhältnis gesetzt. 
Der nach Satz  3 ermittelte jeweilige Prozentwert wird 
mit dem für das jeweilige Jahr maßgeblichen Ausgleichs-
betrag nach §  1 Absatz  5 multipliziert. Der danach für 
jeden gemäß Satz  2 betroffenen Schulträger errechnete 
Wert ist dessen betragsmäßiger Anteil an dem nach 
Satz 1 zu verteilenden Belastungsausgleich. Abweichend 
von Satz  2 wird für die Berechnung der im Jahr 2024 
auszuzahlenden Beträge die Zahl der Schülerinnen und 
Schüler der Klasse 9 zugrunde gelegt, die am 15. Oktober 
2022 ein Gymnasium in Trägerschaft der Gemeinden und 
Kreise besuchen, das ab dem 1. August 2019 mit neun-
jährigem Bildungsgang geführt wird.

§ 3

Fälligkeiten

(1) Das für Schule zuständige Ministerium leistet den fi -
nanziellen Ausgleich für die investiven Kosten 

1.  gemäß § 2 Absatz 1 in Höhe von 

 a)  51 800 000 Euro bis spätestens 1. März 2022,

 b)  103 600 000 Euro bis spätestens 1. März 2023,

 c)  103 600 000 Euro bis spätestens 1. März 2024 und 

2.  gemäß § 2 Absatz 2 in Höhe von 

 a)  103 600 000 Euro bis spätestens 1. März 2025 und

 b)  155 400 000 Euro bis spätestens 1. März 2026.

(2) Das für Schule zuständige Ministerium leistet den fi -
nanziellen Ausgleich für die jährlich wiederkehrenden 
Kosten ab dem Jahr 2024 jährlich bis spätestens 1. März. 
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§ 4
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2019 in Kraft. 

Düsseldorf, den 2. Juli 2019

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Armin  L a s c h e t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Die Ministerin für Schule und Bildung

Yvonne  G e b a u e r

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n
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Regierungsbezirk Kreis/kreisfreie Stadt Gemeinde Baukostenfaktor
BR Arnsberg Ennepe-Ruhr-Kreis Breckerfeld, Stadt 0,914

Ennepetal, Stadt 0,914
Gevelsberg, Stadt 0,914
Hattingen, Stadt 0,914
Herdecke, Stadt 0,914
Schwelm, Stadt 0,914
Sprockhövel, Stadt 0,914
Wetter (Ruhr), Stadt 0,914
Witten, Stadt 0,914

Hochsauerlandkreis Arnsberg, Stadt 0,922
Bestwig 0,922
Brilon, Stadt 0,922
Eslohe (Sauerland) 0,922
Hallenberg, Stadt 0,922
Marsberg, Stadt 0,922
Medebach, Stadt 0,922
Meschede, Stadt 0,922
Olsberg, Stadt 0,922
Schmallenberg, Stadt 0,922
Sundern (Sauerland), Stadt 0,922
Winterberg, Stadt 0,922

Märkischer Kreis Altena, Stadt 0,95
Balve, Stadt 0,95
Halver, Stadt 0,95
Hemer, Stadt 0,95
Herscheid 0,95
Iserlohn, Stadt 0,95
Kierspe, Stadt 0,95
Lüdenscheid, Stadt 0,95
Meinerzhagen, Stadt 0,95
Menden (Sauerland), Stadt 0,95
Nachrodt-Wiblingwerde 0,95
Neuenrade, Stadt 0,95
Plettenberg, Stadt 0,95
Schalksmühle 0,95
Werdohl, Stadt 0,95

Kreis Olpe Attendorn, Stadt 1,018
Drolshagen, Stadt 1,018
Finnentrop 1,018
Kirchhundem 1,018
Lennestadt, Stadt 1,018
Olpe, Stadt 1,018

Regionaler Baukostenfaktor nach Gemeinden* Anlage 1 
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Wenden 1,018

Kreis Siegen-Wittgenstein Bad Berleburg, Stadt 1,009
Burbach 1,009
Erndtebrück 1,009
Freudenberg, Stadt 1,009
Hilchenbach, Stadt 1,009
Kreuztal, Stadt 1,009
Bad Laasphe, Stadt 1,009
Netphen, Stadt 1,009
Neunkirchen 1,009
Siegen, Stadt 1,009
Wilnsdorf 1,009

Kreis Soest Anröchte 0,902
Bad Sassendorf 0,902
Ense 0,902
Erwitte, Stadt 0,902
Geseke, Stadt 0,902
Lippetal 0,902
Lippstadt, Stadt 0,902
Möhnesee 0,902
Rüthen, Stadt 0,902
Soest, Stadt 0,902
Warstein, Stadt 0,902
Welver 0,902
Werl, Stadt 0,902
Wickede (Ruhr) 0,902

Kreis Unna Bergkamen, Stadt 0,956
Bönen 0,956
Fröndenberg / Ruhr, Stadt 0,956
Holzwickede 0,956
Kamen, Stadt 0,956
Lünen, Stadt 0,956
Schwerte, Stadt 0,956
Selm, Stadt 0,956
Unna, Stadt 0,956
Werne, Stadt 0,956

Krfr. Stadt Bochum Bochum Stadt 0,897
Krfr. Stadt Dortmund Dortmund Stadt 0,823
Krfr. Stadt Hagen Hagen Stadt 0,912
Krfr. Stadt Hamm Hamm Stadt 0,899
Krfr. Stadt Herne Herne Stadt 0,921
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Regierungsbezirk Kreis/kreisfreie Stadt Gemeinde Baukostenfaktor
BR Detmold Kreis Gütersloh Borgholzhausen, Stadt 0,936

Gütersloh, Stadt 0,936
Halle (Westf.), Stadt 0,936
Harsewinkel, Stadt 0,936
Herzebrock-Clarholz 0,936
Langenberg 0,936
Rheda-Wiedenbrück, Stadt 0,936
Rietberg, Stadt 0,936
Schloß Holte-Stukenbrock, Stadt 0,936
Steinhagen 0,936
Verl, Stadt 0,936
Versmold, Stadt 0,936
Werther (Westf.), Stadt 0,936

Kreis Herford Bünde, Stadt 0,932
Enger, Stadt 0,932
Herford, Stadt 0,932
Hiddenhausen 0,932
Kirchlengern 0,932
Löhne, Stadt 0,932
Rödinghausen 0,932
Spenge, Stadt 0,932
Vlotho, Stadt 0,932

Kreis Höxter Bad Driburg, Stadt 0,922
Beverungen, Stadt 0,922
Borgentreich, Stadt 0,922
Brakel, Stadt 0,922
Höxter, Stadt 0,922
Marienmünster, Stadt 0,922
Nieheim, Stadt 0,922
Steinheim, Stadt 0,922
Warburg, Stadt 0,922
Willebadessen, Stadt 0,922

Kreis Lippe Augustdorf 0,945
Bad Salzuflen, Stadt 0,945
Barntrup, Stadt 0,945
Blomberg, Stadt 0,945
Detmold, Stadt 0,945
Dörentrup 0,945
Extertal 0,945
Horn-Bad Meinberg, Stadt 0,945
Kalletal 0,945
Lage, Stadt 0,945
Lemgo, Stadt 0,945
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Leopoldshöhe 0,945
Lügde, Stadt 0,945
Oerlinghausen, Stadt 0,945
Schieder-Schwalenberg, Stadt 0,945
Schlangen 0,945

Kreis Minden-Lübbecke Bad Oeynhausen, Stadt 0,899
Espelkamp, Stadt 0,899
Hille 0,899
Hüllhorst 0,899
Lübbecke, Stadt 0,899
Minden, Stadt 0,899
Petershagen, Stadt 0,899
Porta Westfalica, Stadt 0,899
Preußisch Oldendorf, Stadt 0,899
Rahden, Stadt 0,899
Stemwede 0,899

Kreis Paderborn Altenbeken 0,949
Bad Lippspringe, Stadt 0,949
Borchen 0,949
Büren, Stadt 0,949
Delbrück, Stadt 0,949
Hövelhof 0,949
Lichtenau, Stadt 0,949
Paderborn, Stadt 0,949
Salzkotten, Stadt 0,949
Bad Wünnenberg, Stadt 0,949

Krfr. Stadt Bielefeld Bielefeld, Stadt 0,949
BR Düsseldorf Kreis Kleve Bedburg-Hau 0,926

Emmerich am Rhein, Stadt 0,926
Geldern, Stadt 0,926
Goch, Stadt 0,926
Issum 0,926
Kalkar, Stadt 0,926
Kerken 0,926
Kevelaer, Stadt 0,926
Kleve, Stadt 0,926
Kranenburg 0,926
Rees, Stadt 0,926
Rheurdt 0,926
Straelen, Stadt 0,926
Uedem 0,926
Wachtendonk 0,926
Weeze 0,926

Kreis Mettmann Erkrath, Stadt 0,923
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Haan, Stadt 0,923
Heiligenhaus, Stadt 0,923
Hilden, Stadt 0,923
Langenfeld (Rhld.), Stadt 0,923
Mettmann, Stadt 0,923
Monheim am Rhein, Stadt 0,923
Ratingen, Stadt 0,923
Velbert, Stadt 0,923
Wülfrath, Stadt 0,923

Rhein-Kreis Neuss Dormagen, Stadt 0,926
Grevenbroich, Stadt 0,926
Jüchen 0,926
Kaarst, Stadt 0,926
Korschenbroich, Stadt 0,926
Meerbusch, Stadt 0,926
Neuss, Stadt 0,926
Rommerskirchen 0,926

Kreis Viersen Brüggen 0,957
Grefrath 0,957
Kempen, Stadt 0,957
Nettetal, Stadt 0,957
Niederkrüchten 0,957
Schwalmtal 0,957
Tönisvorst, Stadt 0,957
Viersen, Stadt 0,957
Willich, Stadt 0,957

Kreis Wesel Alpen 0,952
Dinslaken, Stadt 0,952
Hamminkeln, Stadt 0,952
Hünxe 0,952
Kamp-Lintfort, Stadt 0,952
Moers, Stadt 0,952
Neukirchen-Vluyn, Stadt 0,952
Rheinberg, Stadt 0,952
Schermbeck 0,952
Sonsbeck 0,952
Voerde (Niederrhein), Stadt 0,952
Wesel, Stadt 0,952
Xanten, Stadt 0,952

Krfr. Stadt Düsseldorf Düsseldorf, Stadt 1
Krfr. Stadt Duisburg Duisburg, Stadt 0,925
Krfr. Stadt Essen Essen, Stadt 0,92
Krfr. Stadt Krefeld Krefeld, Stadt 0,931
Krfr. Stadt Mönchengladbach Mönchengladbach, Stadt 0,964
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Krfr. Stadt Mülheim an der Ruhr Mülheim an der Ruhr, Stadt 0,927
Krfr. Stadt Oberhausen Oberhausen, Stadt 0,89
Krfr. Stadt Remscheid Remscheid, Stadt 0,966
Krfr. Stadt Solingen Solingen, Stadt 0,966
Krfr. Stadt Wuppertal Wuppertal, Stadt 0,964

BR Köln Städteregion Aachen Aachen, krfr. Stadt 0,986
Alsdorf, Stadt 0,986
Baesweiler, Stadt 0,986
Eschweiler, Stadt 0,986
Herzogenrath, Stadt 0,986
Monschau, Stadt 0,986
Roetgen 0,986
Simmerath 0,986
Stolberg (Rhld.), Stadt 0,986
Würselen, Stadt 0,986

Kreis Düren Aldenhoven 0,953
Düren, Stadt 0,953
Heimbach, Stadt 0,953
Hürtgenwald 0,953
Inden 0,953
Jülich, Stadt 0,953
Kreuzau 0,953
Langerwehe 0,953
Linnich, Stadt 0,953
Merzenich 0,953
Nideggen, Stadt 0,953
Niederzier 0,953
Nörvenich 0,953
Titz 0,953
Vettweiß 0,953

Rhein-Erft-Kreis Bedburg, Stadt 0,961
Bergheim, Stadt 0,961
Brühl, Stadt 0,961
Elsdorf, Stadt 0,961
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Erftstadt, Stadt 0,961
Frechen, Stadt 0,961
Hürth, Stadt 0,961
Kerpen, Stadt 0,961
Pulheim, Stadt 0,961
Wesseling, Stadt 0,961

Kreis Euskirchen Bad Münstereifel, Stadt 0,929
Blankenheim 0,929
Dahlem 0,929
Euskirchen, Stadt 0,929
Hellenthal 0,929
Kall 0,929
Mechernich, Stadt 0,929
Nettersheim 0,929
Schleiden, Stadt 0,929
Weilerswist 0,929
Zülpich, Stadt 0,929

Kreis Heinsberg Erkelenz, Stadt 0,932
Gangelt 0,932
Geilenkirchen, Stadt 0,932
Heinsberg, Stadt 0,932
Hückelhoven, Stadt 0,932
Selfkant 0,932
Übach-Palenberg, Stadt 0,932
Waldfeucht 0,932
Wassenberg, Stadt 0,932
Wegberg, Stadt 0,932

Oberbergischer Kreis Bergneustadt, Stadt 0,925
Engelskirchen 0,925
Gummersbach, Stadt 0,925
Hückeswagen, Stadt 0,925
Lindlar 0,925
Marienheide 0,925
Morsbach 0,925
Nümbrecht 0,925
Radevormwald, Stadt 0,925
Reichshof 0,925
Waldbröl, Stadt 0,925
Wiehl, Stadt 0,925
Wipperfürth, Stadt 0,925

Rheinisch-Bergischer-Kreis Bergisch Gladbach, Stadt 0,959
Burscheid, Stadt 0,959
Kürten 0,959
Leichlingen (Rhld.), Stadt 0,959
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Odenthal 0,959
Overath, Stadt 0,959
Rösrath, Stadt 0,959
Wermelskirchen, Stadt 0,959

Rhein-Sieg-Kreis Alfter 0,961
Bad Honnef, Stadt 0,961
Bornheim, Stadt 0,961
Eitorf 0,961
Hennef (Sieg), Stadt 0,961
Königswinter, Stadt 0,961
Lohmar, Stadt 0,961
Meckenheim, Stadt 0,961
Much 0,961
Neunkirchen-Seelscheid 0,961
Niederkassel, Stadt 0,961
Rheinbach, Stadt 0,961
Ruppichteroth 0,961
Sankt Augustin, Stadt 0,961
Siegburg, Stadt 0,961
Swisttal 0,961
Troisdorf, Stadt 0,961
Wachtberg 0,961
Windeck 0,961

Krfr. Stadt Bonn Bonn, Stadt 0,993
Krfr. Stadt Köln Köln, Stadt 0,94
Krfr. Stadt Leverkusen Leverkusen, Stadt 0,899

BR Münster Kreis Borken Ahaus, Stadt 0,934
Bocholt, Stadt 0,934
Borken, Stadt 0,934
Gescher, Stadt 0,934
Gronau (Westf.), Stadt 0,934
Heek 0,934
Heiden 0,934
Isselburg, Stadt 0,934
Legden 0,934
Raesfeld 0,934
Reken 0,934
Rhede, Stadt 0,934
Schöppingen 0,934
Stadtlohn, Stadt 0,934
Südlohn 0,934
Velen, Stadt 0,934
Vreden, Stadt 0,934
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Kreis Coesfeld Ascheberg 0,944

Billerbeck, Stadt 0,944
Coesfeld, Stadt 0,944
Dülmen, Stadt 0,944
Havixbeck 0,944
Lüdinghausen, Stadt 0,944
Nordkirchen 0,944
Nottuln 0,944
Olfen, Stadt 0,944
Rosendahl 0,944
Senden 0,944

Kreis Recklinghausen Castrop-Rauxel, Stadt 0,912
Datteln, Stadt 0,912
Dorsten, Stadt 0,912
Gladbeck, Stadt 0,912
Haltern am See, Stadt 0,912
Herten, Stadt 0,912
Marl, Stadt 0,912
Oer-Erkenschwick, Stadt 0,912
Recklinghausen, Stadt 0,912
Waltrop, Stadt 0,912

Kreis Steinfurt Altenberge 0,893
Emsdetten, Stadt 0,893
Greven, Stadt 0,893
Hörstel, Stadt 0,893
Hopsten 0,893
Horstmar, Stadt 0,893
Ibbenbüren, Stadt 0,893
Ladbergen 0,893
Laer 0,893
Lengerich, Stadt 0,893
Lienen 0,893
Lotte 0,893
Metelen 0,893
Mettingen 0,893
Neuenkirchen 0,893
Nordwalde 0,893
Ochtrup, Stadt 0,893
Recke 0,893
Rheine, Stadt 0,893
Saerbeck 0,893
Steinfurt, Stadt 0,893
Tecklenburg, Stadt 0,893
Westerkappeln 0,893
Wettringen 0,893



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 14 vom 16. Juli 2019330

Regierungsbezirk Kreis/kreisfreie Stadt Gemeinde Baukostenfaktor
Kreis Warendorf Ahlen, Stadt 0,922

Beckum, Stadt 0,922
Beelen 0,922
Drensteinfurt, Stadt 0,922
Ennigerloh, Stadt 0,922
Everswinkel 0,922
Oelde, Stadt 0,922
Ostbevern 0,922
Sassenberg, Stadt 0,922
Sendenhorst, Stadt 0,922
Telgte, Stadt 0,922
Wadersloh 0,922
Warendorf, Stadt 0,922

Krfr. Stadt Bottrop Bottrop, Stadt 0,871
Krfr. Stadt Gelsenkirchen Gelsenkirchen, Stadt 0,866
Krfr. Stadt Münster Münster, Stadt 0,918

*(Quelle: BKI Baukosten Regionalfaktoren 2019)

– GV. NRW. 2019 S. 319
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Gesetz
zum islamischen Religionsunterricht 

als ordentliches Lehrfach
(14. Schulrechtsänderungsgesetz)

Vom 2. Juli 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zum islamischen Religionsunterricht 

als ordentliches Lehrfach
(14. Schulrechtsänderungsgesetz)

Artikel 1

Das Schulgesetz NRW vom 15. Februar  2005 (GV. NRW. 
S.  102), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 404) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Nach der Angabe zu §  132 wird folgende Angabe 
eingefügt:

   „§ 132a Übergangsvorschrift zum islamischen Re-
ligionsunterricht“.

 b)  Die Angabe zu § 133 wird wie folgt gefasst:

   „§  133 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichts-
pfl icht

2.  Nach § 132 wird folgender § 132a eingefügt: 

 „§ 132 a
 Übergangsvorschrift zum 
 islamischen Religionsunterricht

  (1) Besteht auf Grund der Zahl der in Betracht kom-
menden Schülerinnen und Schüler Bedarf an islami-
schem Religionsunterricht im Sinne von §  31, kann 
das Ministerium dabei übergangsweise mit islami-
schen Organisationen zusammenarbeiten, die keine 
Religionsgemeinschaften im Sinne von Artikel 7 Ab-
satz  3 des Grundgesetzes und Artikel 14 und 19 der 
Landesverfassung sind.

  (2) Islamische Organisationen nach Absatz 1 nehmen 
landesweit Aufgaben wahr, die für die religiöse Iden-
tität ihrer Mitglieder oder Unterorganisationen we-
sentlich sind. 

  (3) Die Zusammenarbeit beruht auf einem Vertrag 
zwischen dem Land und der jeweiligen islamischen 
Organisation. Der Abschluss eines solchen Vertrags 
setzt voraus, dass die islamische Organisation bei der 
Zusammenarbeit die Gewähr dafür bietet und dar-
legt, 

 1.  eigenständig und staatsunabhängig zu sein,

 2.  die in Artikel 79 Absatz 3 des Grundgesetzes um-
schriebenen Verfassungsprinzipien, die dem staat-
lichen Schutz anvertrauten Grundrechte der Schü-
lerinnen und Schüler sowie die Grundprinzipien 
des freiheitlichen Religionsverfassungsrechts des 
Grundgesetzes zu achten und 

 3.  dem Land bei der Durchführung des islamischen 
Religionsunterrichts auf absehbare Zeit als An-
sprechpartner zur Verfügung zu stehen.

  Vor Abschluss des Vertrags setzt sich das Land mit 
den islamischen Organisationen ins Benehmen, mit 
denen es nach Absatz  1 zusammenarbeitet. Der Ver-
trag regelt insbesondere das Nähere zu den Zielen, 
den Grundlagen, der Aufnahme und der Beendigung 
der Zusammenarbeit.

  (4) Wenn islamischer Religionsunterricht an einer 
Schule eingerichtet ist, nehmen die Schülerinnen und 
Schüler daran teil, deren Eltern bei der Schulanmel-
dung schriftlich erklärt haben, dass ihr Kind an dem 
islamischen Religionsunterricht nach Absatz  1 teil-
nehmen soll.

  (5) Eine Schülerin oder ein Schüler ist von der Teil-
nahme an dem islamischen Religionsunterricht nach 
Absatz 1 auf Grund der Erklärung der Eltern oder bei 
Religionsmündigkeit auf Grund eigener Erklärung 
befreit. Die Erklärung ist der Schule schriftlich zu 
übermitteln.

  (6) Die Kommission für den islamischen Religionsun-
terricht vertritt gegenüber dem Ministerium die An-
liegen und die Interessen der islamischen Organisatio-
nen bei der Durchführung des islamischen Religions-
unterrichts als ordentliches Unterrichtsfach. Die 
Kommission nimmt die einer Religionsgemeinschaft 
in den §§  30 und 31 zugewiesenen Aufgaben wahr. 
Ablehnende Beschlüsse der Kommission sind nur aus 
theologischen Gründen zulässig und dem Ministerium 
schriftlich darzulegen.

  (7) Jede islamische Organisation entsendet auf der 
Grundlage des Vertrages nach Absatz  3 in die Kom-
mission eine theologisch, religionspädagogisch, islam-
wissenschaftlich oder vergleichbar qualifi zierte Per-
son, die auch persönlich die Gewähr für die Anforde-
rungen nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 bietet.

  (8) Jedes Mitglied der Kommission hat eine Stimme. 
Die Kommission fasst Beschlüsse mit der Mehrheit 
der Zahl ihrer Mitglieder. Sie wählt aus ihrer Mitte 
einen Vorsitz und gibt sich eine Geschäftsordnung.

  (9) Auch eine islamische Religionsgemeinschaft im 
Sinne von Artikel 7 Absatz 3 Satz 2 des Grundgeset-
zes kann nach Absatz 1 bis 8 mit dem Ministerium zu-
sammenarbeiten, solange sie ihren Anspruch auf ei-
genständigen Religionsunterricht nicht wahrnimmt.

  (10) Das Ministerium berichtet dem Landtag jährlich 
über Zusammensetzung und Arbeit der Kommission.“

3.  § 133 wird wie folgt geändert 

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 133

  Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichtspfl icht“

 b)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:

   „(3) § 132a tritt am 31. Juli 2025 außer Kraft. Die 
Einführung des islamischen Religionsunterrichts 
als ordentliches Lehrfach wird wissenschaftlich 
begleitet und ausgewertet, das Ministerium berich-
tet dem Landtag darüber bis zum 31. Juli 2024.“

 Artikel 2
 Inkrafttreten, Übergangsvorschriften

  (1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 2019 in Kraft.

  (2) Beschlüsse, die der Beirat nach § 132a des Schul-
gesetzes NRW vom 15.  Februar  2005 (GV. NRW. 
S.  102) in der am 1.  August  2012 geltenden Fassung 
gefasst hat, gelten fort, bis die Kommission gemäß 
§  132a des Schulgesetzes NRW in der am 1.  Au-
gust  2019 geltenden Fassung andere Entscheidungen 
trifft. 

  (3) Bis zum Zusammentreten der Kommission nach 
§  132a des Schulgesetzes NRW in der am 1. August 
2019 geltenden Fassung nimmt der Beirat nach § 132a 
des Schulgesetzes NRW in der am 1. August 2012 gel-
tenden Fassung deren Aufgaben wahr.

Düsseldorf, den 2. Juli 2019

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Armin  L a s c h e t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Dr. Joachim  S t a m p 
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Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Die Ministerin für Schule und Bildung

Yvonne  G e b a u e r

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n
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Satzung 
über das Finanzwesen des 

Westdeutschen Rundfunks Köln 
(Finanzordnung – FinO-WDR –)

Vom 2. Mai 2019

Auf Grund des § 33 Absatz 5 in Verbindung mit § 16 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 1 des WDR-Gesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. April 1998 (GV. NRW. 
S.  265) hat der Rundfunkrat am 2. Mai 2019 folgende 
Satzung erlassen:

Inhaltsübersicht

Abschnitt 1 
Einleitung

§ 1 Grundsatz

Abschnitt 2 
Haushaltsplan

§ 2 Bedeutung des Haushaltsplans

§ 3 Wirkung des Haushaltsplans

§ 4  Haushaltsjahr und Geltungsdauer des Haushalts-
plans

§ 5 Gliederung des Haushaltsplans

§ 6  Inhalt des Haushaltsplans, Vollständigkeitsgebot, 
Verrechnungsverbot

§ 7 Erläuterungen des Haushaltsplans

§ 8 Anlagen des Haushaltsplans

§ 9 Vorbericht

§ 10 Stellenplan

§ 11  Programmproduktionsplan und Programm-
beschaffungsplan

§ 12 Investitionsplan

§ 13 Vorlage des Entwurfs des Haushaltsplans

§ 14 Nachtragshaushaltsplan

Abschnitt 3 
Grundsätze für die Veranschlagung

§ 15 Allgemeine Grundsätze

§ 16  Baumaßnahmen, Beschaffungen, Entwicklungs-
vorhaben (Investitionen)

§ 17 Verfügungsmittel, Verstärkungsmittel

§ 18  Kalkulatorische Erträge und Aufwendungen

§ 19 Kredite

Abschnitt 4 
Deckungsgrundsätze

§ 20 Grundsatz der Gesamtdeckung

§ 21 Zweckbindung von Erträgen

§ 22 Deckungsfähigkeit

§ 23 Übertragbarkeit

§ 24  Sperrvermerke, Wegfall- und Umwandlungs-
vermerke

Abschnitt 5 
Rücklagen

§ 25 Allgemeine Ausgleichsrücklage und Sonder-
rücklagen

§ 26 Anlegung von Rücklagen

Abschnitt 6 
Ausgleich des Haushaltsplans

§ 27 Ausgleich des Betriebshaushaltsplans

§ 28 Ausgleich des Finanzplans

Abschnitt 7 
Vollzug des Haushaltsplans

§ 29 Bewirtschaftung der Haushaltsmittel

§ 30  Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Ausgaben

§ 31 Verpfl ichtungsermächtigungen

§ 32 Überplanmäßiger Stellenbedarf

§ 33 Sachliche und zeitliche Bindung

§ 34 Deckungsfähigkeit, Verstärkungsmittel

§ 35 Übertragbarkeit

§ 36  Baumaßnahmen, Beschaffungen, Entwicklungs-
vorhaben (Investitionen)

§ 37 Vorleistungen

§ 38  Änderungen von Verträgen, Veränderung von 
 Ansprüchen

§ 39 Veräußerung von Vermögensgegenständen

Abschnitt 8 
Jahresabschluss und Geschäftsbericht

§ 40  Gliederung und Inhalt des Jahresabschlusses, 
 Vorlagefrist

§ 41 Gliederung und Inhalt der Haushaltsrechnung

§ 42 Gliederung und Inhalt der Vermögensrechnung

§ 43 Bewertungs- und Ausweisvorschriften

§ 44 Inhalt des Geschäftsberichts

§ 45 Zahlungsverkehr, Buchführung

Abschnitt 9 
Mittelfristiger Finanzplan

§ 46  Bedeutung und Inhalt des Mittelfristigen Finanz-
plans, Vorlagefrist

Abschnitt 10 
Aufgabenplan

§ 47  Bedeutung und Inhalt des Aufgabenplans, Vorlage-
frist

Abschnitt 11 
Kostenrechnung

§ 48  Bedeutung und Inhalt der Kostenrechnung, 
 Vorlagefrist
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Abschnitt 12 
Schlussbestimmungen

§ 49 Abweichungen

§ 50 Inkrafttreten

Abschnitt 1 
Einleitung

§ 1 
Grundsatz

Diese Satzung (Finanzordnung) regelt auf der Grundlage 
des WDR-Gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. April 1998 (GV. NRW. S. 265), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Februar 2019 (GV. NRW. 
S.  134) geändert worden ist, die Aufstellung und Aus-
führung des Haushaltsplans, den Jahresabschluss, den 
Geschäftsbericht, den Aufgabenplan, den Mittelfristigen 
Finanzplan und die Kostenrechnung des Westdeutschen 
Rundfunks Köln (WDR).

Abschnitt 2 
Haushaltsplan

§ 2 
Bedeutung des Haushaltsplans

(1) Der Haushaltsplan dient der Feststellung und De-
ckung des Finanzbedarfs, der zur Erfüllung der Aufga-
ben des WDR im Bewilligungszeitraum voraussichtlich 
notwendig ist. In ihm sind alle zu erwartenden Erträge 
und sonstigen Deckungsmittel und die voraussichtlichen 
Aufwendungen und Investitionsausgaben und alle vor-
aussichtlich benötigten Verpfl ichtungsermächtigungen 
einzustellen. Der Haushaltsplan ist gemäß § 34 Absatz 1 
des WDR-Gesetzes Grundlage für die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung des WDR in dem Haushaltsjahr.

(2) An die Ansätze des Haushaltsplans ist die Intendan-
tin oder der Intendant nach Maßgabe dieser Finanzord-
nung gebunden. Hiervon bleibt die Regelung des § 36 des 
WDR-Gesetzes unberührt.

§ 3 
Wirkung des Haushaltsplans

(1) Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans 
sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit zu beachten.

(2) Der Haushaltsplan ermächtigt den WDR, Ausgaben 
zu leisten und fi nanzielle Verpfl ichtungen einzugehen.

(3) Durch den Haushaltsplan werden Ansprüche oder 
Verbindlichkeiten weder begründet noch aufgehoben.

§ 4 
Haushaltsjahr und Geltungsdauer des Haushaltsplans

Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. Für jedes Haushalts-
jahr ist ein Haushaltsplan aufzustellen. Der Haushalts-
plan kann auch für zwei Haushaltsjahre, nach Jahren ge-
trennt, aufgestellt werden.

§ 5 
Gliederung des Haushaltsplans

(1) Der Haushaltsplan besteht aus dem Betriebshaus-
haltsplan (Ertrags- und Aufwandsplan) und dem Finanz-
plan.

(2) Im Betriebshaushaltsplan sind mindestens gesondert 
auszuweisen:

1.  Erträge,

2.  als Aufwendungen

 a)  Personalaufwendungen,

 b)  Sachaufwendungen,

 c)  Abschreibungen, Steuern und sonstige Aufwen-
dungen und

3.  Ergebnis Betriebshaushalt.

Die Erträge und Aufwendungen sind jeweils nach ihrer 
sachlichen Zusammengehörigkeit in Einzelplänen zu-
sammenzufassen.

(3) Der Finanzplan ist nach dem jeweils für die Rund-
funkanstalten festgelegten Schema zu gliedern. Es sind 
mindestens gesondert auszuweisen:

1.  als Mittelaufbringung

 a)  Überschuss der Erträge über die Aufwendungen 
im Betriebshaushaltsplan,

 b)  Abschreibungen auf das Sachanlagevermögen,

 c)  Darlehensrückfl üsse,

 d)  Zuführungen zur Rückstellung für die Alters– und 
Hinterbliebenenversorgung,

 e)  Abnahme des Programmvermögens,

 f)  Rückfl üsse von Investitionsmitteln (Abgang von 
Sachanlagen),

 g)  Entnahmen aus Sonderrücklagen,

 h)  Entnahmen aus Deckungsstock,

2.  als Mittelverwendung,

 a)  Überschuss der Aufwendungen über die Erträge 
im Betriebshaushaltsplan,

 b)  Investitionen in das Sachanlagevermögen,

 c)  Darlehensgewährungen,

 d)  Aufl ösungen der Rückstellung für die Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung,

 e)  Zunahme des Programmvermögens,

 f)  Zuführungen zu Sonderrücklagen,

 g)  Zuführungen zum Deckungsstock und

3.  Ergebnis Finanzrechnung.

Die einzelnen Positionen sind in dem Einzelplan der 
Mittelaufbringung und in dem Einzelplan der Mittelver-
wendung zusammenzufassen.

(4) Die Einzelpläne können in Kapitel eingeteilt werden, 
die im Betriebshaushaltsplan nach Kostenstellen, Er-
trags- und Aufwandsarten oder nach der Programment-
stehung gegliedert werden. Für jeden Einzelplan und für 
jedes Kapitel sind die Gesamtbeträge auszuweisen.

§ 6 
Inhalt des Haushaltsplans, Vollständigkeitsgebot, 

 Verrechnungsverbot

(1) Der Haushaltsplan ist klar und übersichtlich aufzu-
stellen. Er hat ein der voraussichtlichen betrieblichen, 
programmlichen und wirtschaftlichen Entwicklung des 
WDR im Haushaltsjahr entsprechendes Bild zu vermit-
teln.

(2) Im Haushaltsplan ist zu jedem Soll-Ansatz der ent-
sprechende Soll-Ansatz des vorhergehenden Haushalts-
jahres sowie der Ist-Betrag des vorletzten Haushalts-
jahres anzugeben. Sind die Beträge nicht vergleichbar, so 
ist dies anzugeben und zu erläutern. Wird der Vorjahres-
betrag aus Vergleichsgründen angepasst, so ist dies eben-
falls anzugeben und zu erläutern.

(3) Der Betriebshaushaltsplan hat alle Erträge und Auf-
wendungen zu enthalten. Aufwendungen und Erträge 
dürfen nicht miteinander verrechnet werden.

(4) Der Finanzplan hat alle Posten der Mittelaufbrin-
gung und der Mittelverwendung zu enthalten. Posten der 
Mittelverwendung dürfen nicht mit Posten der Mittel-
aufbringung verrechnet werden.

§ 7 
Erläuterungen des Haushaltsplans

(1) Im Haushaltsplan sind alle Veranschlagungs- und 
Bewertungsmethoden so zu erläutern, dass ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild im Sinne 
des § 6 Absatz 1 vermittelt wird.
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(2) Änderungen der Veranschlagungs- und Bewertungs-
methoden sind anzugeben und zu erläutern, ihr Einfl uss 
auf die voraussichtliche Entwicklung der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage im Haushaltsjahr ist gesondert 
darzustellen.

§ 8 
Anlagen des Haushaltsplans

Dem Haushaltsplan sind als Anlagen beizufügen:

1.  der Vorbericht,

2.  der Stellenplan,

3.  der Programmproduktionsplan und der Programmbe-
schaffungsplan sowie

4.  der Investitionsplan einschließlich einer Übersicht 
über die aus Verpfl ichtungsermächtigungen in den 
einzelnen Jahren voraussichtlich zu leistenden Ausga-
ben.

§ 9 
Vorbericht

Der Vorbericht hat einen Überblick über den Stand und 
die Entwicklung der Haushaltswirtschaft des Haushalts-
jahres, insbesondere im Vergleich zum vorangehenden 
Haushaltsjahr, zu vermitteln.

§ 10 
Stellenplan

(1) Zur Ermittlung der Personalaufwendung im Haus-
haltsjahr ist ein Stellenplan aufzustellen.

(2) Der Stellenplan hat die im Haushaltsjahr erforderli-
chen Stellen der festangestellten und nicht nur vorüber-
gehend beschäftigten Personen auszuweisen.

(3) Im Stellenplan ist ferner für jede Vergütungsgruppe 
die Gesamtzahl der Stellen für das Vorjahr anzugeben. 
Abweichungen vom Stellenplan des Vorjahres sind zu er-
läutern. Jede Planstelle kann mit mehreren teilzeitbe-
schäftigten Personen entsprechend dem zeitlichen Um-
fang ihrer Beschäftigung besetzt werden, wobei insge-
samt der zeitliche Umfang einer Vollzeitbeschäftigung 
nicht überschritten werden darf.

(4) Schließt der WDR im Rahmen einer Federführung 
Arbeitsverträge mit Personen ab, die für eine nicht in 
den WDR integrierte Gemeinschaftseinrichtung tätig 
sind, dann können die hierfür erforderlichen Stellen au-
ßerhalb des WDR-Haushaltsplans geführt werden.

(5) Einzelheiten der Stellenplanung sind im Stellenplan 
ausgewiesen.

§ 11 
Programmproduktionsplan und 

 Programmbeschaffungsplan

(1) Zur Ermittlung der unmittelbaren Sachaufwendun-
gen für die Hörfunk- und Fernsehprogramme im Haus-
haltsjahr sind ein Programmproduktionsplan für die Ei-
genproduktionen und ein Programmbeschaffungsplan 
aufzustellen.

(2) In diesen Plänen ist, ausgehend vom Sendebedarf im 
Haushaltsjahr, unter Berücksichtigung der voraussichtli-
chen Entnahmen und Zugänge vom beziehungsweise 
zum Programmvorratsvermögen der für das Haushalts-
jahr entstehende Programmbedarf zu ermitteln. Dieser 
Bedarf kann durch Eigenproduktionen oder Programm-
beschaffungen von Dritten gedeckt werden.

(3) Der Anteil der Eigenproduktion ist nach den vorhan-
denen Kapazitäten einvernehmlich zwischen den zustän-
digen Stellen der Programmdirektionen und der Direk-
tion Produktion und Technik festzulegen. Die hiernach 
im Haushaltsjahr herzustellenden Eigenproduktionen 
sind in einem Eigenproduktionsplan getrennt nach Her-
stellungsarten darzustellen.

(4) Der Anteil des Programmbedarfs für das Haushalts-
jahr, der durch Beschaffung von Dritten erfüllt werden 
muss, ist in einem Programmbeschaffungsplan darzu-
stellen.

§ 12 
Investitionsplan

Der Investitionsplan hat für die einzelnen Investitionen 
in das Sachanlagevermögen die voraussichtlichen Ge-
samtausgaben, das Ausgabe-Soll des Haushaltsjahres 
und die benötigten Verpfl ichtungsermächtigungen auszu-
weisen. In einer Gesamtübersicht sind die jeweiligen An-
sätze zusammenzufassen.

§ 13 
Vorlage des Entwurfs des Haushaltsplans

(1) Die Mittelbewirtschafterinnen und -bewirtschafter 
des WDR nach § 29 Absatz 1 haben der Verwaltungsdi-
rektorin oder dem Verwaltungsdirektor begründete Vor-
anschläge für die in ihrem Bereich im kommenden Haus-
haltsjahr zu erwartenden Erträge und Aufwendungen 
vorzulegen. Den Zeitpunkt der Vorlage und die Form der 
Voranschläge bestimmt die Verwaltungsdirektorin oder 
der Verwaltungsdirektor.

(2) Die Verwaltungsdirektorin oder der Verwaltungsdi-
rektor prüft die Voranschläge und kann sie, soweit erfor-
derlich, ändern. Den betroffenen Mittelbewirtschafterin-
nen und -bewirtschaftern ist hiervon Kenntnis zu geben. 
Die Verwaltungsdirektorin oder der Verwaltungsdirektor 
bereitet für die Intendantin oder den Intendanten den 
Entwurf des Haushaltsplans vor.

(3) Die Intendantin oder der Intendant leitet dem Ver-
waltungsrat den Entwurf des Haushaltsplans möglichst 
bis zum 1.  Oktober in dem Jahr vor Beginn des Haus-
haltsjahres zu. Gleichzeitig gibt sie oder er ihn dem 
Rundfunkrat zur Kenntnis.

(4) Auf Ergänzungen zum Entwurf des Haushaltsplans 
sind die Abschnitte 2 bis 6 entsprechend anzuwenden.

§ 14 
Nachtragshaushaltsplan

(1) Der Haushaltsplan kann nur durch einen Nachtrags-
haushaltsplan geändert werden. Der Nachtragshaus-
haltsplan ist spätestens bis zum Ablauf des Haushalts-
jahres festzustellen.

(2) Der Nachtragshaushaltsplan muss alle erheblichen 
Änderungen der Erträge und Aufwendungen im Be-
triebshaushaltsplan sowie der Positionen der Mittelauf-
bringung und der Mittelverwendung im Finanzplan ent-
halten.

(3) Auf einen Nachtragshaushaltsplan sind die Ab-
schnitte 2 bis 6 entsprechend anzuwenden.

Abschnitt 3 
Grundsätze für die Veranschlagung

§ 15 
Allgemeine Grundsätze

(1) Die Erträge und Aufwendungen sowie die Positionen 
der Mittelaufbringung und Mittelverwendung sind in der 
im Haushaltsjahr zu erwartenden Höhe zu veranschla-
gen.

(2) Die Erträge und Aufwendungen sowie die Positionen 
der Mittelaufbringung und der Mittelverwendung sind in 
voller Höhe getrennt voneinander zu veranschlagen 
(Bruttoveranschlagung). Ausnahmen können im Haus-
haltsplan zugelassen werden, sie sind zu erläutern.

(3) Die Erträge und Aufwendungen sind unabhängig von 
den Zeitpunkten der entsprechenden Zahlungen zu ver-
anschlagen.

(4) Abweichend von dem Regelfall der Nichtveranschla-
gung des Verbrauchs von Rückstellungen kann in Aus-
nahmefällen der Verbrauch von Rückstellungen im Be-
triebshaushaltsplan als Ertrag veranschlagt werden, 
wenn diese aus Gründen der Haushaltsklarheit geboten 
erscheint.

(5) Die Aufwendungen, die Positionen der Mittelverwen-
dung und die Verpfl ichtungsermächtigungen sind nach 
Einzelzwecken getrennt, die Erträge und die Positionen 
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der Mittelaufbringung nach ihrem Entstehungsgrund zu 
veranschlagen.

(6) Im Investitionsplan nach § 12 sind die einzelnen Vor-
haben getrennt zu veranschlagen. Für nicht vorherseh-
bare oder geringfügige Beschaffungen können Sammel-
ansätze vorgesehen werden.

§ 16 
Baumaßnahmen, Beschaffungen, Entwicklungsvorhaben 

(Investitionen)

(1) Die Ausgaben und Verpfl ichtungsermächtigungen für 
Baumaßnahmen, Beschaffungen und Entwicklungsvor-
haben (Investitionen) von erheblicher fi nanzieller Bedeu-
tung dürfen erst dann veranschlagt werden, wenn Kon-
zepte und Erläuterungen vorliegen, aus denen die Art 
der Ausführung, die geschätzten Gesamtkosten der Maß-
nahme, des Grunderwerbs und der Einrichtung, die vor-
gesehene Finanzierung und ein Zeitplan sowie die Folge-
kosten (Unterhaltungs- und Personalkosten) ersichtlich 
sind.

(2) Ausnahmen von Absatz 1 sind nur zulässig, wenn es 
im Einzelfall nicht möglich ist, die Unterlagen rechtzei-
tig fertig zu stellen, und wenn aus einer späteren Veran-
schlagung dem WDR ein Nachteil erwachsen würde. Die 
Notwendigkeit einer Ausnahme ist zu begründen.

§ 17 
Verfügungsmittel, Verstärkungsmittel

Im Betriebshaushaltsplan können in angemessener Höhe

1.  Verfügungsmittel der Intendantin oder des Intendan-
ten und

2.  Verstärkungsmittel veranschlagt werden.

Die Ansätze dürfen nicht überschritten werden, die Mit-
tel sind nicht übertragbar.

§ 18
Kalkulatorische Erträge und Aufwendungen

(1) Zu den im Betriebshaushaltsplan zu veranschlagen-
den Erträgen und Aufwendungen nach §  15 gehören 
auch die Erträge und Aufwendungen, die bei der Auf-
stellung des Haushaltsplans nur aufgrund von Schätzun-
gen kalkuliert werden können.

(2) Soweit kalkulatorische Aufwendungen im Sinne des 
Absatzes 1 die veranschlagten Soll-Ansätze überschrei-
ten, gelten sie nicht als über- oder außerplanmäßige Auf-
wendungen und Ausgaben im Sinne des §  40 Absatz  1 
bis 3 des WDR-Gesetzes.

§ 19 
Kredite

(1) Für die Aufnahme von Krediten gilt §  33 Absatz  3 
des WDR-Gesetzes.

(2) Aufgenommene Kredite sind im Finanzplan in Höhe 
der Rückzahlungsverpfl ichtung zu veranschlagen.

Abschnitt 4 
Deckungsgrundsätze

§ 20 
Grundsatz der Gesamtdeckung

Soweit im WDR-Gesetz und in dieser Finanzordnung 
nichts anderes bestimmt ist, dienen

1.  die gesamten Erträge des Betriebshaushaltsplans zur 
Deckung der gesamten Aufwendungen des Betriebs-
haushaltsplans und

2.  die gesamte Mittelaufbringung des Finanzplans zur 
Deckung der gesamten Mittelverwendung des Finanz-
plans.

§ 21 
Zweckbindung von Erträgen

(1) Erträge im Betriebshaushaltsplan sowie Positionen 
der Mittelaufbringung im Finanzplan dürfen auf die Ver-
wendung für bestimmte Zwecke nur dann beschränkt 
werden, wenn dies gesetzlich vorgeschrieben ist oder 
wenn sich die Beschränkung zwingend aus der Herkunft 
der Erträge oder der Positionen der Mittelverwendung 
ergibt. Die Zweckbindung ist durch Haushaltsvermerk 
vorzusehen. Wenn im Betriebshaushaltsplan nichts ande-
res bestimmt wird, können zweckgebundene Mehrer-
träge für entsprechende Mehraufwendungen verwendet 
werden.

(2) Im Betriebshaushaltsplan kann bestimmt werden, 
dass Mehrerträge bei Vergütungen für bestimmte Leis-
tungen zur Deckung von Mehraufwendungen zur Er-
bringung dieser Leistungen verwendet werden können.

(3) Mehraufwendungen nach Absatz  1 Satz  3 und Ab-
satz 2 gelten nicht als über- oder außerplanmäßige Auf-
wendungen und Ausgaben im Sinne des §  40 Absatz  1 
bis 3 des WDR-Gesetzes.

§ 22 
Deckungsfähigkeit

(1) Im Betriebshaushaltsplan können Ansätze innerhalb 
eines Kapitels für gegenseitig oder einseitig deckungs-
fähig erklärt werden, wenn sie sachlich eng zusammen-
hängen.

(2) Im Finanzplan können Ansätze für Investitionen für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt werden, soweit hier-
durch im Einzelfall die veranschlagten voraussichtlichen 
Gesamtausgaben nach § 12 nicht überschritten werden.

(3) Ansätze, die in verschiedenen Kapiteln veranschlagt 
sind, dürfen nicht für gegenseitig deckungsfähig erklärt 
werden. Das Gleiche gilt für Ansätze, die ohne nähere 
Angabe des Verwendungszwecks (Verfügungsmittel) ver-
anschlagt sind.

§ 23 
Übertragbarkeit

(1) Im Betriebshaushaltsplan können Haushaltsmittel 
für übertragbar erklärt werden, wenn die Übertragbar-
keit eine sparsame Bewirtschaftung der Mittel fördert. 
Die übertragenen Mittel bleiben bis zum Ende des fol-
genden Jahres verfügbar.

(2) Im Finanzplan sind nicht verausgabte Haushaltsmit-
tel für Investitionen übertragbar. Soweit sie übertragen 
worden sind, bleiben sie bis zur Fälligkeit der letzten 
Zahlung für ihren Zweck verfügbar.

§ 24 
Sperrvermerke, Wegfall- und Umwandlungsvermerke

(1) Haushaltsansätze, zu deren Lasten aus besonderen 
Gründen zunächst noch keine Aufwendungen geleistet 
oder noch keine Verpfl ichtungen eingegangen werden 
sollen, sind im Haushaltsplan in der erforderlichen Höhe 
als gesperrt zu bezeichnen. Die Aufhebung des Sperrver-
merks bedarf der im Haushaltsplan vorgesehenen Zu-
stimmung.

(2) Im Stellenplan nach § 10 sind Planstellen als künftig 
wegfallend (kw) zu bezeichnen, soweit sie in den folgen-
den Haushaltsjahren voraussichtlich nicht mehr benötigt 
werden.

(3) Im Stellenplan sind Planstellen als künftig umzu-
wandelnd (ku) zu bezeichnen, soweit sie in den folgenden 
Haushaltsjahren voraussichtlich in Planstellen einer 
niedrigeren Vergütungsgruppe umgewandelt werden 
können.

Abschnitt 5 
Rücklagen

§ 25 
Allgemeine Ausgleichsrücklage und Sonderrücklagen

(1) Rücklagen sind gemäß §  37 Absatz  2 des WDR-Ge-
setzes zu bilden.
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(2) Die Allgemeine Ausgleichsrücklage soll unabhängig 
vom Zeitpunkt einer Veränderung der Rundfunkgebühr 
einer mehrjährigen, möglichst gleichmäßigen Verwen-
dung der Einnahmen dienen, um den Haushaltsausgleich 
weitgehend sicherzustellen.

(3) Sonderrücklagen sind zur fi nanziellen Vorsorge ins-
besondere für größere technische Investitionen und Bau-
maßnahmen zu bilden, deren Realisierung über den Zeit-
raum des Mittelfristigen Finanzplans hinausgeht. Sie 
sind aufzulösen, wenn und soweit ihr Verwendungszweck 
entfällt.

(4) Die Zuführungen und Entnahmen sind im Finanz-
plan zu veranschlagen.

§ 26 
Anlegung von Rücklagen

Die Rücklagemittel müssen für ihren Zweck rechtzeitig 
verfügbar sein. Bis dahin sind sie sicher und ertragsbrin-
gend anzulegen.

Abschnitt 6 
Ausgleich des Haushaltsplans

§ 27 
Ausgleich des Betriebshaushaltsplans

(1) Der Betriebshaushaltsplan hat ein ausgeglichenes 
Ergebnis auszuweisen. Dabei werden die Auswirkungen 
des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes vom 25. Mai 
2009 (BGBl.  I S.  1102) auf die Altersversorgungs- und 
Beihilferückstellung nur insoweit berücksichtigt, wie sie 
in die Beitragsbemessung eingefl ossen sind.

(2) Übersteigen die Erträge die Aufwendungen, so ist der 
sich ergebende Überschuss dem Eigenkapital in der Ver-
mögensrechnung zuzuführen.

(3) Übersteigen die Aufwendungen die Erträge, so ist der 
sich ergebende Fehlbetrag durch Entnahme aus dem Ei-
genkapital in der Vermögensrechnung auszugleichen.

(4) Ist das Eigenkapital durch Fehlbeträge aufgebraucht 
und ergibt sich ein Überschuss der Passiva über die Ak-
tiva, so ist dieser Betrag am Schluss der Vermögensrech-
nung auf der Aktivseite gesondert unter der Bezeichnung 
„Nicht durch Eigenkapital gedeckte Fehlbeträge“ auszu-
weisen.

§ 28 
Ausgleich des Finanzplans

(1) Der Finanzplan hat ein ausgeglichenes Ergebnis aus-
zuweisen.

(2) Übersteigt die Summe der Mittelaufbringung die 
Summe der Mittelverwendung, so ist der sich ergebende 
Überschuss der Allgemeinen Ausgleichsrücklage zuzu-
führen, soweit die Voraussetzungen des §  25 Absatz  2 
vorliegen.

(3) Übersteigt die Summe der Mittelverwendung die 
Summe der Mittelaufbringung, so ist der sich ergebende 
Fehlbetrag durch Entnahme aus der Allgemeinen Aus-
gleichsrücklage auszugleichen. Verbleibende Fehlbeträge 
können durch aufzunehmende Kredite ausgeglichen 
werden, soweit die Voraussetzungen des § 19 vorliegen.

Abschnitt 7 
Vollzug des Haushaltsplans

§ 29 
Bewirtschaftung der Haushaltsmittel

(1) Die Verwaltungsdirektorin oder der Verwaltungsdi-
rektor bestimmt im Einvernehmen mit der Intendantin 
oder dem Intendanten die Mittelbewirtschafterinnen und 
-bewirtschafter für die einzelnen Direktionen. Diese 
haben die Ausgabenentwicklung für ihren Mittelbewirt-
schaftungsbereich zu überwachen.

(2) Die Erträge sind rechtzeitig und vollständig zu erhe-
ben. Die Haushaltsmittel sind so zu bewirtschaften, dass 

sie zur Deckung aller Aufwendungen ausreichen, die 
unter die Zweckbestimmung fallen.

(3) Zur Sicherung einer planmäßigen Bewirtschaftung 
der Haushaltsmittel kann die Verwaltungsdirektorin oder 
der Verwaltungsdirektor anordnen, in welchem Umfang 
und für welche Zeitabschnitte die Mittel den Mittelbe-
wirtschafterinnen und -bewirtschaftern zur Verfügung 
gestellt werden.

(4) Zur Sicherstellung des Haushaltsausgleichs kann die 
Verwaltungsdirektorin oder der Verwaltungsdirektor den 
Mittelbewirtschafterinnen und -bewirtschaftern Weisun-
gen erteilen. Soweit dadurch erhebliche Änderungen in 
der Mittelbewirtschaftung für einzelne Direktionen ein-
treten würden, hat die Verwaltungsdirektorin oder der 
Verwaltungsdirektor Einvernehmen mit der Intendantin 
oder dem Intendanten über die Maßnahmen herzustellen.

(5) Wenn eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter des 
WDR vorsätzlich oder grob fahrlässig eine nach Absatz 2 
erforderliche Maßnahme unterlässt oder eine entgegen-
stehende Maßnahme veranlasst, so ist die betreffende 
Person zum Schadensersatz gegenüber dem WDR ver-
pfl ichtet. Die Ersatzpfl icht tritt nicht ein, wenn die be-
treffende Person zur Abwendung eines Schadens für den 
WDR sofort handeln musste und nicht über das gebotene 
Maß hinausgegangen ist.

§ 30 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen 
und Ausgaben

(1) Über die Leistung von über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Ausgaben entscheidet die Intendan-
tin oder der Intendant, bei Beträgen bis zu 50 000 Euro 
die Verwaltungsdirektorin oder der Verwaltungsdirektor. 
Der Antrag ist von der Mittelbewirtschafterin oder dem 
-bewirtschafter zu stellen und zu begründen. Der Antrag 
muss einen Deckungsvorschlag enthalten.

(2) Der Entscheidung gemäß Absatz  1 bedarf es aus-
nahmsweise nicht, wenn sofortiges Handeln zur Abwehr 
einer dem WDR drohenden Gefahr oder zur Abwendung 
von Schäden erforderlich ist, das durch die Notlage ge-
botene Maß nicht überschritten wird und die Entschei-
dung nicht rechtzeitig eingeholt werden kann. Über die 
getroffene Maßnahme sind die Verwaltungsdirektorin 
oder der Verwaltungsdirektor sowie die Intendantin oder 
der Intendant unverzüglich zu unterrichten.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Maßnahmen, 
durch die für den WDR Verpfl ichtungen entstehen kön-
nen, für die Ansätze im Haushaltsplan nicht veran-
schlagt sind.

(4) Überplanmäßige Aufwendungen und Ausgaben bei 
übertragbaren Ansätzen sind unter den Voraussetzungen 
der Absätze 1 und 2 auf den nächstjährigen Haushalts-
ansatz für den gleichen Zweck anzurechnen (Vorgriff). 
Die Intendantin oder der Intendant kann Ausnahmen 
zulassen.

(5) Für Investitionen, die im folgenden Jahr fortgesetzt 
werden, sind überplanmäßige Aufwendungen und Aus-
gaben bis zur Höhe der erteilten Verpfl ichtungsermächti-
gungen zulässig. Absatz 1 gilt als sinngemäß.

§ 31 

Verpfl ichtungsermächtigungen

(1) Maßnahmen, durch die dem WDR Ausgaben in künf-
tigen Haushaltsjahren entstehen können, sind nur zuläs-
sig, wenn der Haushaltsplan dazu ermächtigt. Wenn Ver-
pfl ichtungen zu Lasten mehrerer Jahre eingegangen wer-
den können, sollen die Jahresbeträge im Haushaltsplan 
angegeben werden.

(2) Verpfl ichtungen für laufende Geschäfte dürfen einge-
gangen werden, ohne dass die Voraussetzungen des Ab-
satz 1 vorliegen.
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§ 32 
Überplanmäßiger Stellenbedarf

(1) Die Schaffung von zusätzlichen Planstellen außer-
halb des Haushaltsplans ist nur zulässig, wenn ein un-
vorhergesehener und unabweisbarer Bedarf besteht.

(2) Die Intendantin oder der Intendant legt diesen über- 
oder außerplanmäßigen Planstellenbedarf gemäß Ab-
satz 1 dem Verwaltungsrat zur Prüfung vor.

(3) Der Verwaltungsrat leitet den Antrag mit einer 
schriftlichen Stellungnahme dem Rundfunkrat zur Ent-
scheidung zu.

§ 33 
Sachliche und zeitliche Bindung

(1) Haushaltsmittel und Verpfl ichtungsermächtigungen 
dürfen nur zu dem im Haushaltsplan bezeichneten 
Zweck, soweit und solange er fortdauert, in Anspruch 
genommen werden. Mittel die am Schluss des Haushalts-
jahres nicht verwendet worden sind, dürfen nicht mehr 
ausgegeben werden, soweit sich aus Absatz 2 nichts an-
deres ergibt.

(2) Bei übertragbaren Ansätzen gemäß §  23 können 
Haushaltsreste gebildet werden, die für die jeweilige 
Zweckbestimmung über das Haushaltsjahr hinaus bis 
zur Abwicklung der Maßnahmen verfügbar bleiben.

§ 34 
Deckungsfähigkeit, Verstärkungsmittel

(1) Deckungsfähige Haushaltsmittel dürfen, solange sie 
verfügbar sind, nach Maßgabe des Deckungsvermerks 
zugunsten der bestimmten Haushaltsposition verwendet 
werden.

(2) Die gegenseitig oder einseitig deckungsfähigen 
Haushaltsmittel können im Wege der Sollübertragung 
verrechnet werden.

(3) Verstärkungsmittel gemäß § 17 dürfen nur mit der im 
Haushaltsplan vorgesehenen Zustimmung in Anspruch 
genommen werden. Aufwendungen, die unter Inan-
spruchnahme von Verstärkungsmitteln geleistet werden, 
sind an der sachlich zuständigen Stelle zu buchen. Die 
Verstärkungsmittel sind dem zuständigen Titel im Wege 
der Haushaltssollübertragung zuzuführen.

§ 35 
Übertragbarkeit

Die Bildung von Haushaltsresten gemäß § 33 Absatz 2 ist 
von den Mittelbewirtschafterinnen und -bewirtschaftern 
zu beantragen und im Einzelfall zu begründen. Über den 
Antrag entscheidet die Verwaltungsdirektorin oder der 
Verwaltungsdirektor.

§ 36 
Baumaßnahmen, Beschaffungen, Entwicklungsvorhaben 

(Investitionen)

Baumaßnahmen, Beschaffungen und Entwicklungsvor-
haben (Investitionen) von erheblicher fi nanzieller Bedeu-
tung dürfen erst nach Bewilligung begonnen werden, 
wenn ausführliche Planungsunterlagen und Kostenan-
schläge vorliegen und wenn unter mehreren in Betracht 
kommenden Möglichkeiten durch Vergleich der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten und der Folgekosten die 
für den WDR wirtschaftlichste Lösung ermittelt worden 
ist. In den Planungsunterlagen und Kostenanschlägen 
darf von den in § 16 bezeichneten Unterlagen nur abge-
wichen werden, wenn dies begründet wird und die Fi-
nanzierung der Maßnahme/des Vorhabens sichergestellt 
ist.

§ 37 
Vorleistungen

Vor Empfang der Gegenleistung dürfen Leistungen des 
WDR nur vereinbart oder bewirkt werden, wenn dies all-
gemein üblich oder durch besondere Umstände gerecht-
fertigt ist.

§ 38 
Änderungen von Verträgen, Veränderung von Ansprüchen

(1) Verträge dürfen nur in besonders begründeten Aus-
nahmefällen zum Nachteil des WDR aufgehoben oder 
geändert werden. Vergleiche dürfen nur abgeschlossen 
werden, wenn dies für den WDR zweckmäßig und wirt-
schaftlich ist.

(2) Ansprüche dürfen

1.  ganz oder teilweise gestundet werden, wenn ihre Ein-
ziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den 
Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch 
die Stundung nicht gefährdet erscheint, gestundete 
Beträge sind angemessen zu verzinsen, sofern dies 
nach Lage des Einzelfalles nicht unzweckmäßig ist,

2.  niedergeschlagen werden, wenn feststeht, dass die 
Einziehung keinen Erfolg haben wird, oder wenn die 
Kosten der Einziehung außer Verhältnis zur Höhe des 
Anspruchs stehen oder

3.  ganz oder teilweise erlassen werden, wenn ihre Ein-
ziehung nach Lage des einzelnen Falles für den 
Schuldner eine besondere Härte bedeuten würde, das 
Gleiche gilt für die Rückzahlung oder Anrechnung 
von geleisteten Beträgen.

(3) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 bedürfen der 
Einwilligung der Verwaltungsdirektorin oder des Verwal-
tungsdirektors, bei Beträgen über 50 000  Euro im Ein-
vernehmen mit der Intendantin oder dem Intendanten.

(4) Abweichend von Absatz 3

1.  kann bei Gesamtbeträgen bis 5 000 Euro die Leitung 
der Hauptabteilung Finanzen im Einvernehmen mit 
der Leitung der Organisationseinheit, die für die Be-
gründung der Forderung zuständig ist, Ratenzahlung 
vereinbaren,

2.  kann in Rechtsangelegenheiten bei Maßnahmen nach 
den Absätzen 1 und 2 bei Beträgen bis 5 000 Euro die 
Einwilligung durch die Justiziarin oder den Justiziar 
erfolgen oder

3.  können Beträge bis zu 5 000  Euro in begründeten 
Ausnahmefällen durch eine von der Verwaltungs-
direktorin oder vom Verwaltungsdirektor ermächtigte 
Person oder Stelle gestundet, niedergeschlagen oder 
erlassen werden, in allen Fällen muss die Zustimmung 
des zuständigen Fachbereichs vorliegen und die 
Hauptabteilung Finanzen informiert werden.

§ 39 
Veräußerung von Vermögensgegenständen

Gegenstände, die im Eigentum des WDR stehen, dürfen 
in der Regel nur gegen einen dem Zeitwert entsprechen-
den Preis veräußert oder gegen eine angemessene Ent-
schädigung Dritten zur Benutzung überlassen werden, es 
sei denn, Erfordernisse des laufenden Programm-, Pro-
duktions- und Verwaltungsbetriebs rechtfertigen bei Ge-
genständen von geringem Wert eine abweichende Rege-
lung. Ausnahmen bedürfen der Einwilligung der Verwal-
tungsdirektorin oder des Verwaltungsdirektors.

Abschnitt 8 
Jahresabschluss und Geschäftsbericht

§ 40 
Gliederung und Inhalt des Jahresabschlusses, 

 Vorlagefrist

(1) Der Jahresabschluss des WDR besteht gemäß §  41 
Absatz  1 Satz  2 des WDR-Gesetzes aus der Haushalts-
rechnung und der Vermögensrechnung, die miteinander 
zu verbinden und durch einen Geschäftsbericht zu er-
gänzen sind.

(2) Der Jahresabschluss ist klar und übersichtlich aufzu-
stellen. Er ist ferner so zu erläutern, dass er unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des WDR vermit-
telt.
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(3) Jahresabschluss und Geschäftsbericht sind von der 
Intendantin oder dem Intendanten möglichst bis zum 
1. Juni des folgenden Jahres vorzulegen.

§ 41 
Gliederung und Inhalt der Haushaltsrechnung

(1) Die Haushaltsrechnung besteht aus der Betriebs-
haushaltsrechnung und der Finanzrechnung.

(2) Die Betriebshaushaltsrechnung weist die Erträge 
und Aufwendungen für das Haushaltsjahr nach der im 
Betriebshaushaltsplan vorgesehenen Gliederung nach 
und vergleicht sie mit den jeweiligen Soll-Ansätzen. 
Aufwendungen dürfen nicht mit Erträgen verrechnet 
werden.

(3) Die Finanzrechnung weist die Positionen der Mittel-
aufbringung und der Mittelverwendung nach der im Fi-
nanzplan vorgesehenen Gliederung nach und vergleicht 
sie mit den jeweiligen Soll-Ansätzen.

(4) Betriebshaushaltsrechnung und Finanzrechnung sind 
zu einer Gesamtrechnung zu verbinden.

§ 42 
Gliederung und Inhalt der Vermögensrechnung

(1) Die Vermögensrechnung ist nach dem jeweils für die 
Rundfunkanstalten festgelegten Schema zu gliedern. Es 
sind mindestens gesondert auszuweisen:

Aktivseite:
A. 

Anlagevermögen

I. 
Immaterielle Vermögensgegenstände

II. 
Sachanlagen

III. 
Finanzanlagen

B. 
Programmvermögen

I. 
Hörfunk

II. 
Fernsehen

C. 
Umlaufvermögen

I. 
Vorräte

II. 
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

III. 
Wertpapiere

IV. 
Flüssige Mittel

D. 
Rechnungsabgrenzungsposten

Passivseite:
A.

Eigenkapital

davon:

Allgemeine Ausgleichsrücklage
Sonderrücklagen
Haushaltsreste

B. 
Rückstellungen

C. 
Haushaltsreste/Betriebshaushalt

D. 
Verbindlichkeiten

E. 
Rechnungsabgrenzungsposten

§ 43 
Bewertungs- und Ausweisvorschriften

Die handelsrechtlichen Bewertungs- und Ausweisvor-
schriften sind analog für die Vermögens- und die Be-
triebshaushaltsrechnung des WDR anzuwenden. Einen 
Anhang und einen Lagebericht im Sinne des Handelsge-
setzbuches in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 4100-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. 
Juli 2018 (BGBl.  I S. 1102) geändert worden ist, erstellt 
der WDR wegen der für ihn geltenden spezialgesetzli-
chen Regelungen gemäß § 41 des WDR-Gesetzes nicht.

§ 44 
Inhalt des Geschäftsberichts

(1) Im Geschäftsbericht sind der Geschäftsverlauf und 
die Lage des WDR zutreffend darzustellen.

(2) Im Geschäftsbericht sind insbesondere zu erläutern

1.  der Jahresabschluss,

2.  die Vermögens-, Finanz- und Ertragsverhältnisse des 
WDR,

3.  die Beziehungen des WDR zu den Beteiligungsunter-
nehmen und

4.  etwaige Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach 
Ablauf des Haushaltsjahres eingetreten sind.

(3) Im Geschäftsbericht sind die Intendantin oder der 
Intendant sowie alle Mitglieder des Verwaltungsrats und 
des Rundfunkrats, auch die im Haushaltsjahr oder spä-
ter ausgeschiedenen, namentlich anzugeben. Die Vorsit-
zenden des Verwaltungsrats und des Rundfunkrats und 
ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter sind als solche 
zu bezeichnen.

§ 45 
Zahlungsverkehr, Buchführung

Die Einzelheiten des Zahlungsverkehrs und der Buch-
führung sind in einer Dienstanweisung zu regeln.

Abschnitt 9 
Mittelfristiger Finanzplan

§ 46 
Bedeutung und Inhalt des Mittelfristigen Finanzplans, 

Vorlagefrist

(1) Der WDR hat einen Mittelfristigen Finanzplan für 
einen Zeitraum von fünf Jahren aufzustellen. Das erste 
Planjahr ist das laufende Haushaltsjahr. Der Mittel-
fristige Finanzplan ist der Haushalts- und Wirtschafts-
führung für diesen Zeitraum zu Grunde zu legen.

(2) Der Mittelfristige Finanzplan ist entsprechend der 
Gliederung des Haushaltsplans, getrennt nach dem Be-
triebshaushaltsplan und nach dem Finanzplan, aufzu-
stellen. Er ist nach der Aufstellung des jährlichen Haus-
haltsplans für ein weiteres Jahr fortzuschreiben.

(3) Die Intendantin oder der Intendant legt dem Verwal-
tungsrat den Entwurf des Mittelfristigen Finanzplans 
gemeinsam mit dem Entwurf des Haushaltsplans für das 
kommende Haushaltsjahr möglichst bis zum 1. Oktober 
des laufenden Jahres vor.

Abschnitt 10 
Aufgabenplan

§ 47 
Bedeutung und Inhalt des Aufgabenplans, Vorlagefrist

(1) Der WDR hat einen Aufgabenplan aufzustellen, in 
dem die grundsätzlichen und langfristigen Zielvorstel-
lungen zur Erfüllung seines gesetzlichen Auftrags darzu-
legen sind.

(2) Im Aufgabenplan sind neben den Aufgaben des kom-
menden Haushaltsjahres insbesondere auch die mittel- 
und langfristigen Projekte programmlicher, produktio-
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neller, technischer und verwaltungsmäßiger Art mit 
ihren voraussichtlichen Einführungs- und Folgekosten 
aufzuführen.

(3) Für den Zeitraum des Mittelfristigen Finanzplans 
gemäß § 46 Absatz 1 sind die fi nanziellen Auswirkungen 
der im Aufgabenplan dargelegten Vorstellungen mit dem 
Mittelfristigen Finanzplan abzustimmen.

(4) Die Intendantin oder der Intendant legt dem Verwal-
tungsrat den Entwurf des Aufgabenplans gemeinsam mit 
dem Entwurf des Haushaltsplans für das kommende 
Haushaltsjahr möglichst bis zum 1. Oktober des laufen-
den Jahres vor.

Abschnitt 11 
Kostenrechnung

§ 48 
Bedeutung und Inhalt der Kostenrechnung, Vorlagefrist

(1) Zur Ergänzung des Jahresabschlusses und des Ge-
schäftsberichts hat der WDR eine auf seine Aufgaben 
und Struktur abgestellte Kostenrechnung zu führen. Die 
Kostenrechnung hat die interne Betriebssteuerung zu 
unterstützen und die Beurteilung der Wirtschaftsführung 
unter Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit zu erläu-
tern. Die Kostenrechnung hat zu enthalten:

1.  die aus der Finanzbuchhaltung abgeleiteten Gesamt-
kosten,

2.  die Kosten der aufgrund der Aufgaben und der Struk-
tur des WDR notwendigen Kostenstellen und

3.  die zur Erfassung der direkt einzelnen Produktionen 
zuzurechnenden Kosten erforderlichen Kostenträger.

(2) Nähere Einzelheiten der Kostenrechnung sind in 
einer Dienstanweisung zu regeln.

(3) Die Intendantin oder der Intendant legt dem Verwal-
tungsrat die Kostenrechnung für das abgelaufene Haus-
haltsjahr mit dem Jahresabschluss und dem Geschäfts-
bericht möglichst bis zum 1.  Juni des folgenden Jahres 
vor.

Abschnitt 12 
Schlussbestimmungen

§ 49 
Abweichungen

Von den Vorschriften dieser Finanzordnung kann mit Zu-
stimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des Rund-
funkrats abgewichen werden.

§ 50 
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 1. Juni 2019 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Finanzordnung vom 30. Oktober 
2001 (GV. NRW. 2002 S. 60) außer Kraft.

Die Satzung wird gemäß § 25 Absatz 4 des WDR-Geset-
zes bekanntgemacht.

Köln, den 27.06.2019

Tom  B u h r o w

Intendant

– GV. NRW. 2019 S. 332

46

Gesetz
zur Verbesserung des Rechtsschutzes bei 

 Fixierungen im Justiz- und Maßregelvollzug 
und bei öffentlich-rechtlichen Unterbringungen 

in psychiatrischen Einrichtungen 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Vom 2. Juli 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zur Verbesserung des Rechtsschutzes bei 

Fixierungen im Justiz- und Maßregelvollzug 
und bei öffentlich-rechtlichen Unterbringungen 

in psychiatrischen Einrichtungen 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Artikel 1
Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen

Das Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen vom 
13. Januar 2015 (GV. NRW S. 76), das zuletzt durch Arti-
kel  2 des Gesetzes vom 12.  Oktober 2018 (GV. NRW. 
S. 555) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 69 wird wie folgt geändert: 

  Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 eingefügt:

 a)  „(7) Fixierungen dürfen nur angeordnet werden, 
wenn dies zur Abwehr einer gegenwärtigen erheb-
lichen Selbstgefährdung oder einer von den Ge-
fangenen ausgehenden erheblichen Gefährdung 
bedeutender Rechtsgüter anderer unerlässlich ist 
und nach dem Verhalten der Gefangenen oder auf 
Grund ihres seelischen Zustandes andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen zur Abwendung der 
Gefahr nicht ausreichen.“

 b)  Die bisherigen Absätze  7 und 8 werden die Ab-
sätze 8 und 9.

2.  § 70 wird wie folgt geändert: 

 a)  Absatz 4 wird durch folgende Absätze 4 und 5 er-
setzt:

   „(4) Den Gefangenen sollen besondere Siche-
rungsmaßnahmen zusammen mit der Anordnung 
erläutert werden. Bei einer Gefährdung der Si-
cherheit kann dies auch nachgeholt werden. Nach 
der Beendigung einer Fixierung, die nicht richter-
lich angeordnet worden ist, sind die Gefangenen 
über die Möglichkeit zu belehren, die Rechtmäßig-
keit der durchgeführten Maßnahme gerichtlich 
überprüfen zu lassen. Die Anordnung, die hierfür 
maßgeblichen Gründe, Entscheidungen zur Fort-
dauer und die Durchführung der Maßnahmen ein-
schließlich der Beteiligung des ärztlichen Dienstes 
sind zu dokumentieren. Die Dokumentationspfl icht 
erstreckt sich bei Fixierungen auch auf die Dauer 
der Maßnahme, die Art der Überwachung und die 
Erteilung einer Belehrung nach Satz 3.

   (5) Fixierungen nach §  69 Absatz  2 Nummer  6, 
durch die die Bewegungsfreiheit der Gefangenen 
absehbar nicht nur kurzfristig aufgehoben wird, 
bedürfen der vorherigen ärztlichen Stellungnahme 
und richterlichen Anordnung. Bei Gefahr im Ver-
zug darf die Anstaltsleitung die Anordnung vor-
läufi g treffen. Die richterliche Entscheidung und 
ärztliche Stellungnahme sind unverzüglich nach-
zuholen. Einer Antragstellung bei Gericht bedarf 
es nur dann nicht, wenn bereits zu Beginn der 
Maßnahme absehbar ist, dass die Entscheidung 
erst nach Wegfall des Grundes der Maßnahme er-
gehen wird oder die Maßnahme vor Herbeiführung 
der Entscheidung tatsächlich beendet und auch 
keine Wiederholung zu erwarten ist. Das Gericht 
ist unverzüglich zu unterrichten, wenn die Fixie-
rung nach Antragstellung bei Gericht, aber vor 
einer gerichtlichen Entscheidung, nicht mehr er-
forderlich ist.“
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 b)  Der bisherige Absatz  5 wird Absatz  6 und Satz  2 
wird aufgehoben.

 c)  Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und wie folgt 
geändert:

  aa)  In Satz  1 wird das Wort „oder“ durch ein 
Komma ersetzt und nach dem Wort „Gegen-
stände“ werden die Wörter „oder der Fixie-
rung“ eingefügt. 

  bb)  In Satz 2 werden die Wörter „darüber hinaus“ 
gestrichen.

 d)  Folgender Absatz 8 wird angefügt:

   „(8) Gerichtliche Zuständigkeit und gerichtliches 
Verfahren bei Fixierungen nach Absatz  5 richten 
sich nach den §§ 121a und 121b des Strafvollzugs-
gesetzes vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 581, 2088; 
1977 I S. 436) in der jeweils geltenden Fassung.“

3.  § 71 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „und im Be-
darfsfall der psychologische“ gestrichen, das Wort 
„suchen“ wird durch das Wort „sucht“ ersetzt und 
die Wörter „, gefesselt oder fi xiert“ werden durch 
die Wörter „oder gefesselt“ ersetzt.

 b)  Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt:

   „(3) Fixierungen werden medizinisch überwacht. 
Die Durchführung der Fixierung sowie der Unter-
suchungs- und Behandlungsverlauf sind unabhän-
gig von den Dokumentationspfl ichten nach §  70 
Absatz 4 durch den medizinischen Dienst zu doku-
mentieren.

   (4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 sucht im Be-
darfsfall auch der psychologische Dienst die be-
troffenen Gefangenen alsbald und möglichst täg-
lich auf.“

Artikel 2
Änderung des Untersuchungshaftvollzugsgesetzes 

 Nordrhein-Westfalen

Dem § 28 des Untersuchungshaftvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 27. Oktober 2009 (GV. NRW. S. 540), 
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Oktober 
2018 (GV. NRW. S. 555) geändert worden ist, wird folgen-
der Satz angefügt:

„Gerichtliche Zuständigkeit und gerichtliches Verfahren 
bei Fixierungen, durch die die Bewegungsfreiheit der 
Gefangenen absehbar nicht nur kurzfristig aufgehoben 
wird, richten sich nach § 126 Absatz 5 der Strafprozess-
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. April 1987 (BGBl.  I S. 1074, 1319) in der jeweils gel-
tenden Fassung.“

Artikel 3
Änderung des Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen

Das Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz Nord-
rhein-Westfalen vom 30.  April 2013 (GV. NRW. S.  212), 
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. Oktober 
2018 (GV.  NRW. S.  555) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.  In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu §  70 
und zu § 71 wie folgt gefasst:

 „§ 70 (weggefallen)

 § 71 (weggefallen)“.

2.  § 69 wird wie folgt gefasst:

 „§ 69
 Besondere Sicherungsmaßnahmen

  Die Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen über die besonderen Sicherungsmaß-
nahmen (§  69), die Anordnung besonderer Siche-
rungsmaßnahmen und das Verfahren (§ 70) sowie die 
medizinische und psychologische Überwachung (§ 71) 
gelten entsprechend.“

3.  Die §§ 70 und 71 werden aufgehoben.

Artikel 4
Änderung des Maßregelvollzugsgesetzes

Das Maßregelvollzugsgesetz vom 15. Juni 1999 (GV. NRW. 
S.  402), das zuletzt durch Artikel  7 des Gesetzes vom 
7. April 2017 (GV. NRW. S. 511) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.  In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 21 
folgende Angabe eingefügt:

 „§ 21a Fesselung und Fixierung“.

2.  § 17 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 3 wird aufgehoben.

 b)  Absatz 4 wird Absatz 3.

3.  In §  17a Absatz  5 Satz  2 werden nach dem Wort 
„Strafvollzugsgesetzes“ die Wörter „vom 16. März 
1976 (BGBl.  I S.  581, 2088; 1977 I S.  436) in der je-
weils geltenden Fassung“ eingefügt.

4.  Nach § 21 wird folgender § 21a eingefügt:

 „§ 21a
 Fesselung und Fixierung

  (1) Gegen Patientinnen und Patienten kann als wei-
tere besondere Sicherungsmaßnahme die Fesselung 
angeordnet werden, wenn nach ihrem Verhalten oder 
aufgrund ihres seelischen Zustandes in erhöhtem 
Maße die Gefahr der Entweichung, von Gewalttätig-
keiten gegen Personen oder Sachen oder die Gefahr 
der Selbstverletzung oder Selbsttötung besteht. 

  (2) Fixierungen dürfen nur angeordnet werden, wenn 
dies zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen 
Selbstgefährdung oder einer von den Patientinnen 
und Patienten ausgehenden erheblichen Gefährdung 
bedeutender Rechtsgüter anderer unerlässlich ist und 
nach dem Verhalten der Patientinnen und Patienten 
oder auf Grund ihres seelischen Zustandes andere, 
weniger einschneidende Maßnahmen zur Abwendung 
der Gefahr nicht ausreichen.

  (3) Die Fesselung oder Fixierung ist unverzüglich zu 
lockern oder zu entfernen, sobald die Gefahr nicht 
mehr fortbesteht oder durch mildere Mittel abgewen-
det werden kann.

  (4) Fesselungen und Fixierungen, durch die die Bewe-
gungsfreiheit der Patientinnen und Patienten abseh-
bar nur kurzfristig aufgehoben wird, werden von der 
therapeutischen Leitung der Einrichtung angeordnet. 
Bei Gefahr im Verzug können auch andere Bedienstete 
diese Maßnahmen vorläufi g anordnen. Die Entschei-
dung der therapeutischen Leitung der Einrichtung ist 
unverzüglich nachzuholen.

  (5) Absehbar nicht nur kurzfristige Fixierungen nach 
Absatz 2 bedürfen der vorherigen ärztlichen und rich-
terlichen Anordnung. Bei Gefahr im Verzug dürfen die 
therapeutische Leitung oder, wenn deren Entschei-
dung nicht rechtzeitig eingeholt werden kann, andere 
Bedienstete der Einrichtung die Anordnung vorläufi g 
treffen. Die ärztliche und richterliche Entscheidung 
sind unverzüglich nachzuholen. Einer Antragstellung 
bei Gericht bedarf es nur dann nicht, wenn bereits zu 
Beginn der Maßnahme absehbar ist, dass die Ent-
scheidung erst nach Wegfall des Grundes der Maß-
nahme ergehen wird oder die Maßnahme vor Herbei-
führung der Entscheidung tatsächlich beendet und 
auch keine Wiederholung zu erwarten ist. Das Gericht 
ist unverzüglich zu unterrichten, wenn die Fixierung 
nach Antragstellung bei Gericht, aber vor einer ge-
richtlichen Entscheidung, nicht mehr erforderlich ist.

  (6) Bei Fixierungen ist eine ununterbrochene, un-
mittelbare Überwachung durch Beschäftigte des 
Pfl ege- und Erziehungsdienstes oder therapeutisches 
Personal innerhalb des betroffenen Raumes oder im 
Sichtfeld der Beschäftigten des Pfl ege- und Erzie-
hungsdienstes oder des therapeutischen Personals vor 
dem Raum vorzuhalten (Sitzwache).

  (7) Die Notwendigkeit der Fixierung ist fortlaufend 
zu überprüfen und ärztlich zu überwachen. 

  (8) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 sollen den 
Patientinnen und Patienten zusammen mit der An-
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ordnung erläutert werden. Bei einer Gefährdung der 
Sicherheit kann dies nachgeholt werden. Über Fixie-
rungen nach Absatz  5 sind Personensorgeberechtigte 
der Patientinnen und Patienten unverzüglich zu un-
terrichten. Dem Wunsch der Patientinnen und Patien-
ten nach Unterrichtung weiterer Personen soll ent-
sprochen werden. Nach Beendigung einer Fixierung, 
die nicht richterlich angeordnet worden ist, sind die 
Patientinnen und Patienten über die Möglichkeit zu 
belehren, die Rechtmäßigkeit der durchgeführten Fi-
xierung gerichtlich überprüfen zu lassen.

  (9) Bei Fixierungen dokumentiert die Maßregelvoll-
zugseinrichtung die 

 1.  Anordnung, 

 2.  hierfür maßgeblichen Gründe, 

 3.  Durchführung, 

 4.  Dauer,

 5.  Art der Überwachung sowie 

 6.  die Belehrung nach Absatz 8 Satz 5.

  (10) Gerichtliche Zuständigkeit und gerichtliches Ver-
fahren bei einer Fixierung nach Absatz 5 richten sich 
nach den §§ 121a und 121b des Strafvollzugsgesetzes 
vom 16.  März 1976 (BGBl.  I  S.  581, 2088; 1977  I 
S. 436) in der jeweils geltenden Fassung.“

Artikel 5
Änderung des Gesetzes über Hilfen und 

 Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten

§  20 des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen 
bei psychischen Krankheiten vom 17.  Dezember 1999 
(GV. NRW. S. 662), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 6. Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1062) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz 1 werden die Wörter „über einen längeren 
Zeitraum andauernden“ durch die Wörter „abseh-
bar nicht nur kurzfristigen“ ersetzt.

 b)  Die folgenden Sätze werden angefügt:

   „Einer Antragstellung bei Gericht bedarf es nur 
dann nicht, wenn bereits zu Beginn der Maßnahme 
absehbar ist, dass die Entscheidung erst nach 
 Wegfall des Grundes der Maßnahme ergehen wird 
oder die Maßnahme vor Herbeiführung der Ent-
scheidung tatsächlich beendet und auch keine Wie-
derholung zu erwarten ist. Das Gericht ist unver-
züglich zu unterrichten, wenn die Fixierung nach 
Antragstellung bei Gericht, aber vor einer gericht-
lichen Entscheidung, nicht mehr erforderlich ist.“

2.  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Satz 7 wird folgender Satz eingefügt:

   „Nach Beendigung einer nicht nur kurzfristigen 
Fixierung, die nicht richterlich angeordnet worden 
ist, sind die Betroffenen über die Möglichkeit zu 
belehren, die Rechtmäßigkeit der durchgeführten 
Maßnahme gerichtlich überprüfen zu lassen.“

 b)  In dem neuen Satz 9 werden nach dem Wort „Fi-
xierung“ die Wörter „sowie eine Belehrung nach 
Satz 8“ eingefügt.

Artikel 6
Änderung des Jugendstrafvollzugsgesetzes 

 Nordrhein-Westfalen

Dem §  51 des Jugendstrafvollzugsgesetzes Nordrhein- 
Westfalen vom 7. April 2017 (GV. NRW. S. 511), das durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 12. Oktober 2018 (GV. NRW. 
S.  555) geändert worden ist, wird folgender Satz ange-
fügt:

„Gerichtliche Zuständigkeit und gerichtliches Verfahren 
bei Fixierungen, durch die die Bewegungsfreiheit der 
Gefangenen absehbar nicht nur kurzfristig aufgehoben 
wird, richten sich nach § 93 des Jugendgerichtsgesetzes.“

Artikel 7
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 2. Juli 2019

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Armin  L a s c h e t

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Der Minister der Justiz

Peter  B i e s e n b a c h

– GV. NRW. 2019 S. 339

77

Gesetz
zur Anpassung der Abgabefreiheit
bei Einleitung von verschmutztem 

 Niederschlagswasser
Vom 2. Juli 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Anpassung der Abgabefreiheit
bei Einleitung von verschmutztem 

Niederschlagswasser

Vom 2. Juli 2019

Artikel 1
Änderung des Abwasserabgabengesetzes 

 Nordrhein-Westfalen

§  8 des Abwasserabgabengesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559) wird wie folgt geän-
dert:

1.  Absatz 2 Satz 2 bis 5 wird aufgehoben.

2.  Nach Absatz 2 werden die folgenden Absätze 3 bis 5 
eingefügt:

  „(3) Werden bei Absatz 2 Nummer 1 die Anforderun-
gen nach §  57 Absatz  1 Nummer  2 des Wasserhaus-
haltsgesetzes bei der Einleitung von Niederschlags-
wasser über eine öffentliche Kanalisation (§  7 Ab-
satz  1 Satz  1 des Abwasserabgabengesetzes) noch 
nicht erfüllt, gelten sie als erfüllt, wenn ein insoweit 
unbeanstandetes Abwasserbeseitigungskonzept des 
nach § 47 oder § 53 Absatz 3 des Landeswassergeset-
zes Verpfl ichteten Maßnahmen enthält, die die Erfül-
lung der Anforderungen nach §  57 Absatz  1 Num-
mer  2 des Wasserhaushaltsgesetzes sicherstellen sol-
len, und diese fristgerecht umgesetzt werden. 
Maßnahmen im Sinne des Satzes 1 sind auch erfor-
derliche Untersuchungsmaßnahmen. Bis einschließ-
lich 31. Dezember 2021 gelten die Anforderungen 
nach Satz 1 und 2 als erfüllt. In den Fällen der Sätze 1 
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bis 3 reduziert sich der nach § 7 Absatz 1 Satz 1 des 
Abwasserabgabengesetzes festzusetzende Betrag um 
75 Prozent. Für die Einleitung von Niederschlagswas-
ser von befestigten gewerblichen Flächen über  eine 
nichtöffentliche Kanalisation (§ 7 Absatz 1 Satz 2 des 
Abwasserabgabengesetzes) gelten die Sätze 3 und 4 
entsprechend.

  (4) Enthält bei Absatz  2 Nummer  2 die Erlaubnis 
oder die Erklärung nach § 6 Absatz 1 des Abwasser-
abgabengesetzes für die Einleitung schärfere Anfor-
derungen, müssen auch diese eingehalten sein. Im 
Einzugsgebiet einer Flusskläranlage sind bei gewerb-
lichen Einleitungen von Niederschlagswasser die 
Mindestanforderungen für die Stoffe, die nicht in der 
Flusskläranlage nach dem Stand der Technik gemäß 
§ 57 Absatz 1 Nummer 1 des Wasserhaushaltsgesetzes 
behandelt werden, an der Einleitung in das Gewässer 
einzuhalten.

  (5) Der Antrag nach Absatz 2 ist spätestens sechs Mo-
nate nach Ablauf des Veranlagungszeitraums (Aus-
schlussfrist) zu stellen. Auf Antrag kann die zustän-
dige Behörde eine abweichende Frist für die Beibrin-
gung der antragsbegründenden Nachweisunterlagen 
zulassen.“

3.  Der bisherige Absatz  3 wird Absatz  6 und wie folgt 
geändert:

 a)  In Satz 1 werden nach dem Wort „Behandlung“ die 
Wörter „oder Rückhaltung“ eingefügt.

 b)  Nach Satz 1 wird der folgende Satz 2 eingefügt:

   „Aufwendungen für Maßnahmen im Gewässer 
gemäß § 54 Satz 2 Nummer 5 des Landeswasserge-
setzes, die der Erfüllung der Voraussetzungen nach 
§  57 Absatz  1 Nummer  2 des Wasserhaushaltsge-
setzes dienen und in einem insoweit unbeanstan-
deten Abwasserbeseitigungskonzept enthalten 
sind, können entsprechend Satz 1 verrechnet wer-
den.“

 c)  Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

 d)  Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und es werden die 
Wörter „Absatz 3“ gestrichen.“

4.  Der bisherige Absatz  4 wird Absatz  7 und wie folgt 
geändert:

 a)  Die Angabe „und 2“ wird durch die Angabe 
„bis 4“ ersetzt.

 b)  Folgender Satz wird angefügt:

   „Im Fall von § 47 Absatz 2 Satz 3 des Landeswas-
sergesetzes gibt die unbeanstandete Anzeige die 
Verhältnisse am 31. Dezember des Kalenderjahres 
wieder.“

Artikel 2
Änderung des Landeswassergesetzes

§ 47 Absatz 2 des Landeswassergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25.  Juni  1995 (GV. NRW. 
S. 926) das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559) neu gefasst worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.  In Satz 3 werden nach dem Wort „Behörde“ die Wör-
ter „unverzüglich, spätestens zum 31. März des Folge-
jahres“ eingefügt.

2.  In Satz 4 wird die Angabe „Satz 1“ durch die Wörter 
„den Sätzen 1 und 2“ ersetzt.

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 2. Juli 2019

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Armin  L a s c h e t

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

Ursula  H e i n e n - E s s e r

– GV. NRW. 2019 S. 341

81

Sechstes Gesetz
zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 

des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch für das 
Land Nordrhein-Westfalen

Vom 2. Juli 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Sechstes Gesetz
zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 

des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch für das 
Land Nordrhein-Westfalen

Artikel 1

Das Gesetz zur Ausführung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch für das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. 
Dezember 2004 (GV. NRW. S. 821), das zuletzt durch Ge-
setz vom 21. November 2017 (GV. NRW. S. 858) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

§  6b des Gesetzes zur Ausführung des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch für das Land Nordrhein-Westfalen 
wird wie folgt geändert:

1.  In Absatz 1 werden jeweils nach den Wörtern „Buch-
stabe a des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch“ und 
„Buchstabe b des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch“ 
die Wörter „in der am 7. Dezember 2016 geltenden 
Fassung“ eingefügt. 

2.  In Absatz 2 Satz 1 und in Absatz 3 Satz 2 werden je-
weils nach dem Wort „Sozialgesetzbuch“ die Wörter 
„in der am 7. Dezember 2016 geltenden Fassung“ ein-
gefügt. 

3.  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

  „(4) Die nach den Absätzen 2 und 3 festgelegten kom-
munalspezifi schen Anteile gelten für die Weiterleitung 
der Bundesbeteiligung im Jahr 2019 vorläufi g. Nach 
der rückwirkenden Anpassung des landesspezifi schen 
Werts nach §  46 Absatz  10 Satz  1 Nummer  2 Buch-
stabe c des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch in der 
am 21. Dezember 2018 geltenden Fassung legt das zu-
ständige Ministerium für die Weiterleitung der sich 
endgültig für das Jahr 2019 für Nordrhein-Westfalen 
ergebenden Bundesbeteiligung rückwirkend zum 1. 
Januar 2019 endgültige kommunalspezifi sche Anteile 
fest. Absatz 2 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend.“

4.  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 
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Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 2. Juli 2019

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Armin  L a s c h e t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a ch

– GV. NRW. 2019 S. 342
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In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten.
Einzelbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 41, 40237 Düsseldorf

Von Vorabeinsendungen des Rechnungsbetrages – in welcher Form auch immer – bitten wir abzusehen. Die Lieferungen erfolgen nur auf Grund schriftlicher 
Bestellung gegen Rechnung. Es wird dringend empfohlen, Nachbestellungen des Gesetz- und Verordnungsblattes für das Land Nordrhein-Westfalen mög-
lichst innerhalb eines Vierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten vorzu-
beugen. Wenn nicht innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfolgt, gilt die Nummer als vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht.
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